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Gilt das auch heute noch?

„Die 
Waffen
nieder!“
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Liebe Leserin,
lieber Leser,
das Massaker, das 
Hamas-Terroristen  
am 7. Oktober in Is- 
rael begangen ha-
ben, war ein abscheuliches Verbre-
chen, für das es weder entschuldigen-
de noch rechtfertigende Gründe gibt. 
Ich kann die blinde Wut verstehen, 
die viele angesichts dieses Massen-
mords empfinden. Aber blinde Wut ist 
eben: blind. Deshalb stimme ich dem 
US-Präsidenten Joe Biden zu, der bei 
einer Rede Mitte Oktober in Tel Aviv 
Israel davor gewarnt hat, die Fehler 
der USA nach den Terroranschlägen 
vom 11. September 2001 zu wieder-
holen. Diese waren, auch wenn Biden 
dies nicht explizit so sagte, die Krie-
ge in Afghanistan und dem Irak mit 
Hundertausenden von Toten, Verletz-
ten, Traumatisierten und der Zerstö-
rung weiter Landstriche sowie der von 
Hoffnungen und Lebensperspektiven.

Wut, Zorn und Rache zerstören nur 
– auch die Moral und die Werte der 
Rächenden.

Ausgehend von meiner pazifisti- 
schen Grundüberzeugung würde ich 
sagen: Gegen Gewalt hilft nicht noch 
mehr Gewalt. Gegen Gewalt ist Ge-
rechtigkeit und Recht zu setzen – und 
durchzusetzen. Also die Bestrafung 
von Schuldigen. Die „kollektive Be-
strafung des palästinensischen Vol-
kes“ könnten die Terror-Angriffe der  
Hamas jedenfalls nicht rechtfertigen, 
sagte der UN-Generalsekretär An-
tónio Guterres. Einseitigkeit in der Be-
trachtung des Konflikts kann man ihm 
wohl nicht vorwerfen, hat er doch den 
Terror und die Angriffe der Hamas ein-
deutig, klar und scharf verurteilt. Sein 
Verweis auf das Völkerrecht und die 
sich daraus ergebenden Pflichten zum 
Schutz der Zivilbevölkerung sind rich-
tig und seine Aufgabe. Ebenso seine 
Mahnung, „dass die Angriffe der Ha-
mas nicht im luftleeren Raum stattfan-
den.“ Das relativiert den Massenmord 
an den Israelis keineswegs, gehört 
aber zum Gesamtbild.www.zivilcourage.dfg-vk.de
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Noch einige Bemerkungen „In eige-
ner Sache“: Im Editorial der letzten 
Ausgabe hatte ich geschrieben, dass 
sich bei mir nach einer schweren Co-
rona-Infektion Anfang des Jahres eine 
Post-Covid-Erkrankung entwickelt 
hatte. Ich bedanke mich für die zahl-
reichen freundlichen, besorgten und 
aufmunternden Mails, die mich dar-
aufhin erreicht haben (und bitte um 
Entschuldigung, dass ich nicht alle 
beantworten konnte). Aus denen wur-
de deutlich, dass die ZivilCourage für 
viele DFG-VK-Mitglieder eine große 
Bedeutung als Diskussionsplattform 
und verbindendes Element hat. 

Ich bin nun seit Juni krank bzw. 
arbeitsunfähig geschrieben; vermut-
lich wird sich das in absehbarer Zeit 
nicht ändern. Den Gremien der DFG-
VK habe ich das deutlich kommuni-
ziert und dargelegt, dass  ich nicht 
wie bisher die redaktionelle Gesamt-
arbeit und Koordination etc. sowie das 
Layout leisten kann. Der Bundesaus-
schuss hat dann eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt, die kurz- und langfristige 
Lösungen entwickeln soll.

Diese Ausgabe ist nun so entstan-
den, dass ich die inhaltliche Konzepti-
on gemacht habe. Felicitas Obst-Die-
terle aus der Gruppe Stuttgart hat 
sich bereit erklärt, die Koordination 
zu übernehmen. Cornelia Mannewitz 
aus dem Landesverband Mecklen-
burg-Vorpommern hat alle Texte Kor-
rektur gelesen. Vielen Dank für diese 
Bereitschaft und die tatkräftige Unter-
stützung. Die Layoutarbeiten wurden 
teilweise an eine externe Dienstleiste-
rin vergeben.

Auf diese Basis lässt sich auf-
bauen. Ich gehe davon aus, dass ich 
meiner Verantwortung als gewählter 
verantwortlicher Redakteur bis zum 
nächsten Bundeskongress (2.-4. Ok-
tober 2024 in Halle a.d. Saale) unter 
diesen Rahmenbedingungen ehren-
amtlich gerecht werden kann.

Es grüßt herzlich

Editorial
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Noch deutlicher pazifistisch! 
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Der Krieg in der Uk-
raine. Die massive 
militärische Aufrüs-
tung Deutschlands 
und vieler weiterer 
Staaten. Der poli-

tische Rechtsruck zu Gunsten einer 
militaristischen und menschenfeindli-
chen Partei. Und nun auch noch die 
Gewalteskalation zwischen der Ha-
mas und Israel. Die Lage ist übel. Und 
in Zeiten von Krieg und Aufrüstung ste-
hen Friedenspositionen seit jeher un-
ter besonderem Druck. Unsere Posi-
tionen – und teilweise wir als Verband 
oder sogar Einzelpersonen – werden 
über ein sachliches Maß hinaus ange-
griffen oder diskreditiert. Dieser Druck 
spiegelt sich auch intern wider: Die 
Stimmung war schon mal besser. Un-
terkriegen lassen wir uns aber nicht – 
die DFG-VK hat schon viele politisch 
schwere Zeiten überstanden. Und es 
ist gut, dass wir uns streiten und aus-
einandersetzen: Nach meiner letzten – 
und eindeutigen – Kolumne hatte ich 
viele gute Gespräche. Etwa auch über 
das „Stoppt das Töten“-Bündnis.

Die Bundesausschuss-Mitglieder 
hatten im Sommer mit einer Zweid-
rittel-Mehrheit beschlossen, sich an 
der „Stoppt das Töten in der Ukrai-
ne“-Aktionswoche im September zu 
beteiligen. Insgesamt fanden 14 Ak-
tionen statt – fast alle gingen von 
DFG-VK-Aktiven aus. Dabei wurde die 
Aktionswoche von einem Bündnis aus 
am Ende 17 Organisationen getragen 
– die anderen Gruppen schafften es 
aber nicht, ihre Mitglieder für die Ak-
tionswoche zu mobilisieren. Die Grün-
de dafür sind sicher vielfältig. Den-
noch müssen wir die Frage stellen: 
„Lohnt“ sich das Bündnis, mit dem 
wir bereits im November 2022 und im 
Februar 2023 Aktionen gemacht ha-
ben für uns (noch)? Darüber hat un-

ser Bundesausschuss Anfang Okto-
ber beraten und beschlossen: Aufrufe 
werden wir nur noch bei klare Ableh-
nung von Waffenexporten an die Uk-
raine (und überall hin) unterschreiben. 
Ebenso muss die Forderung nach 
Schutz und Asyl für Kriegsdienstver-
weigerer*innen und Deserteur*innen 
im Aufruf sein. Zwei Forderungen übri-
gens, die in dem Aufruf „Nein zu Krie-
gen – Rüstungswahnsinn stoppen – 
Zukunft friedlich und gerecht gestal-
ten“ einiger – auch bekannterer – Ein-
zelpersonen zu einer Demonstration in 
Berlin Ende November fehlen.

Als DFG-VK werden wir uns daher 
auf eine andere Aktion konzentrieren: 
Vom 4. Dezember bis zum „Internati-
onalen Tag der Menschenrechte“ am 
10. Dezember rufen wir zu einer Ak-
tionswoche für Schutz und Asyl für 
Kriegsdienstverweigerer*innen und 
Deserteur*innen aus Russland, Bela-
rus und der Ukraine auf – gemeinsam 
mit über 40 weiteren Organisationen 
aus Deutschland, aber auch anderen 
Ländern. Es wäre schön, wenn in der 
Woche möglichst viele DFG-VK-Grup-
pen eine Aktion (Infostand, Kundge-
bung, Vortragsveranstaltung  etc.) auf 
die Beine stellen würden. Alle Infos zur 
Aktionswoche gibt es auf www.objec-
twarcampaign.org und viele Materiali-
en bei www.shop.dfg-vk.de 

Schon jetzt sollten wir alle aber – 
leider – auch diesen Termin im Blick 
haben: Am 24. Februar 2024 wird sich 
der russische Großangriff auf die Uk-
raine zum zweiten Mal jähren. Da soll-
te es auch wieder Aktionen von uns 
geben: „Der Krieg ist ein Verbrechen 
an der Menschheit. Ich bin daher ent-
schlossen, keine Art von Krieg zu un-
terstützen und an der Beseitigung al-
ler Kriegsursachen mitzuarbeiten“ – 
bringen wir unseren Grundsatz auf die 
Straßen!
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Gewalteskalation in Nahost stoppen 
Erklärung des DFG-VK-Bundesverbands vom 12. Oktober

Der DFG-VK-Bundesverband 
verurteilt aufs Schärfste die 
Gewalteskalation in Nahost 
durch den Angriff der Hamas 

und den Gegenangriff durch das isra-
elische Militär. Bereits über 1 000 Tote 
binnen weniger Tage auf beiden Sei-
ten sind das bisherige Resultat dieser 
kriegerischen Auseinandersetzung.

Für diesen Angriff der Hamas gibt 
es keine Rechtfertigung oder Ent-
schuldigung. Weder die ständigen 
Einschränkungen der Rechte der Pa-
lästinenser*innen durch Besatzung 
noch Siedlungsbau jenseits der grü-
nen Linie oder die sehr schwierigen 
Lebensbedingungen in Gaza und der 
Westbank. Bomben und Raketen auf 
Städte, ein Angriff auf ein friedliches 
Musikfest, bei dem Feiernde getö-
tet oder verschleppt wurden, sind ein 
Verbrechen.

In der israelischen Zivilgesellschaft 
gibt es auch Militärdienstverweigern-
de, die aus Protest gegen die Unter-

drückung der palästinensischen Men-
schen ihren Reservistenstatus auf-
kündigten. Massenproteste gegen die 
Netanjahu-Regierung gab es in den 
letzten Monaten nicht nur wegen de-
ren Plänen, die Rechtsstaatlichkeit 
stückchenweise abzubauen. Für die-
se Protestbewegung in Israel bedeu-
tet der Angriff und der nun ausgeru-
fene Kriegszustand die deutliche Ein-
schränkung ihrer Handlungsmöglich-
keiten.

Der DFG-VK-Bundesverband ver-
langt die sofortige und bedingungs-
lose Freilassung aller Geiseln. Geisel-
nahme ist ein Kriegsverbrechen.

Die Gewaltspirale muss sofort ge-
stoppt werden. Die Drohung des Mi-
nisterpräsidenten Benjamin Netan-
jahu, alle Orte in Schutt und Asche zu 
legen, von denen er annimmt, dass 
sich dort die Hamas versteckt, ist 
ebenso unerträglich wie die Eskala-
tionsdrohungen und die Angriffe der 

Hisbollah aus dem Libanon und wei-
tere Angriffe aus Syrien. Keine*r der 
Toten wird durch Vergeltung wieder 
lebendig.

Als politische Pazifist*innen leh-
nen wir die Gewalteskalation nicht nur 
aus moralischen Gründen ab, son-
dern sehen einmal mehr, dass sie das 
vermeintlich verfolgte politische Ziel 
konterkariert. Der Angriff der Hamas 
wird die Lage der Palästinenser*in-
nen ebenso wenig verbessern wie der 
Gegenschlag des israelischen Militärs 
den Menschen in Israel dauerhaft Si-
cherheit bringen wird.

Bis auf religiöse und politische Ex-
tremist*innen und Waffenhersteller 
wird es – wie in allen Konflikten – nur 
Verlierer*innen geben. Dabei führt der 
Konflikt über den Nahen Osten hin-
aus zu mehr Unfrieden: Menschen jü-
dischen Glaubens werden – auch in 
Deutschland – von vielen Seiten zu-
nehmend bedroht und Palästinen-
ser*innen mit legitimen politischen 
Forderungen drohen pauschal als mit 
der Hamas sympathisierend diffamiert 
zu werden.

Es hat sich gezeigt, dass Einfluss-
nahme aus der Weltgemeinschaft 
auch im Nahostkonflikt deeskalierend 
wirken kann. So beteiligt sich die einst 
kriegerische Fatah seit Jahren nicht 
mehr militärisch an dem Konflikt. Un-
parteiische Vermittlung mit dem Ziel 
eines dauerhaften Waffenstillstands 
ist jetzt dringend geboten.

Die Lieferung von Waffen in Kri-
sen- und Kriegsgebiete lehnen wir ab 
– auch in diesem Konflikt. Die Gewalt 
in Nahost muss beendet werden. Eine 
israelische Bodenoffensive in Gaza, 
die Ausweitung des Konflikts auf den 
Libanon und auf weitere Teile der Re-
gion würde zahlreiche weitere Opfer, 
vor allem unter der Zivilbevölkerung, 
zur Folge haben. Die Bundesregierung 
sollte hier mäßigend eingreifen und di-
plomatische Initiativen starten.
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„... gegen die Dummheit,  
den Hass, die Gewalt“ 
Die Hoffnung auf Einsicht, Veränderung und Umkehr stärken
Von Stefan Philipp

Kann, darf, soll man als Pazi-
fist positiv auf jemand hin-
weisen, der Soldat, Offizier, 
Generalstabschef war? Der 

einer paramilitärischen Untergrundor-
ganisation angehört hatte und spä-
ter als Angehöriger der regulären Ar-
mee und schließlich deren Oberkom-
mandierender und anschließend als 
Verteidigungsminister und als Re-
gierungschef sicherlich Befehle aus-
führte und erteilte, die Menschenle-
ben kosteten und Opfer unter eigener 
und fremder Zivilbevölkerung forderte. 
Dieser „jemand“ war Jitzchak Rabin. 
Und wie vermutlich jeder Lebensweg 
war auch seiner nicht widerspruchs-
frei und geradlinig.

Der Nahost-Konflikt ist wohl ei-
ner der kompliziertesten und einer mit 
vielen Dimensionen – politisch, religi-
ös, historisch, ideologisch, militärisch, 
kulturell; und existenziell, bei dem min-
destens Teile der einen Konfliktpar-
tei der anderen das Existenzrecht be-
streiten und sie vernichten wollen, und 
die Gegenseite wiederum der anderen 
faktisch die Lebensgrundlagen mas-
sivst einschränkt.

Anfang der 1990er Jahre setzte 
sich bei den Vernünftigen auf beiden 
Seiten die Erkenntnis durch, dass eine 
Zweistaatenlösung mit sicheren und 
anerkannten Grenzen für Israel und 
für Palästina ein Weg aus dem Kon-
flikt sein könnte. So kam es als ers-
te Schritte zu Friedensgesprächen in 
Madrid und 1993 zum Oslo-Abkom-
men. Der israelische Ministerpräsi-
dent Rabin, sein Außenminister Schi-
mon Peres und der Vorsitzende der 
PLO (Palestine Liberation Organizati-
on), Jassir Arafat, erhielten dafür 1993 
den Friedensnobelpreis.

Beim Abschluss des zweiten Os-
lo-Abkommens in Washington 1994 

*

sagte Rabin in seiner 
Rede: „Werfen Sie jetzt 
nach einer langen Rei-
he offizieller, feierlicher 
Erklärungen einen Blick 
auf dieses Podium. Der 
König von Jordanien, 
der Präsident von Ägyp-
ten, Vorsitzender Arafat 
und wir, der Ministerprä-
sident und der Außenmi-
nister von Israel, auf ei-
ner Plattform. Lassen 
Sie diesen Anblick tief 
auf sich wirken. Was Sie 
hier vor sich sehen, war 
noch vor zwei oder drei 
Jahren unmöglich, ja, phantastisch. 
Nur Dichter haben davon geträumt, 
und zu unserem großen Schmerz sind 
Soldaten und Zivilisten in den Tod ge-
gangen, um diesen Augenblick mög-
lich zu machen. Hier stehen wir vor Ih-
nen, Männer, die vom Schicksal und 
der Geschichte auf eine Friedensmis-
sion geschickt wurden: einhundert 
Jahre Blutvergießen für alle Zeiten zu 
beenden. Unser Traum ist auch Ihr 
Traum. König Hussein [von Jordani-
en], Präsident Mubarak [von Ägypten], 
Vorsitzender Arafat, all die anderen 
und vor allem Präsident Bill Clinton 
[der USA] [...], wir alle lieben dieselben 
Kinder, weinen dieselben Tränen, has-
sen dieselbe Feindschaft und beten 
um Versöhnung. Der Frieden hat kei-
ne Grenzen.“

Am 4. November 1995 fand in Tel 
Aviv eine große Friedenskungebung 
mit ca. 200 000 Menschen unter dem 
Motto „Ja zum Frieden, Nein zur Ge-
walt“ statt, bei der Jitzchak Rabin als 
Ministerpräsident sagte: 

„Ich möchte gerne jedem Einzel-
nen von euch danken, der heute hier-
her gekommen ist, um für Frieden zu 
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Grab von Jitzchak (und seiner Frau Leah) Rabin in Jerusalem

demonstrieren und gegen Gewalt. 
Diese Regierung, der ich gemein-
sam mit meinem Freund Shimon Pe-
res das Privileg habe vorzustehen, hat 
sich entschieden, dem Frieden eine 
Chance zu geben – einem Frieden, 
der die meisten Probleme Israels lö-
sen wird. […] Der Weg des Friedens 
ist dem Weg des Krieges vorzuziehen. 
Ich sage euch dies als jemand, der 27 
Jahre lang ein Mann des Militärs war.“

Wenige Minuten nach dieser Rede 
wurde Rabin durch ein Attentat ermor-
det – begangen von dem 25-jährigen 
jüdisch-religiösen und rechtsextre-
men Israeli Jigal Amir.

Ja, auch als Pazifist kann man po-
sitiv auf Jitzchak Rabin hinweisen und 
ihn als vorbildliches Beispiel dafür 
nehmen, dass Einsicht, Änderung und 
Umkehr zum Verhaltensrepertoire je-
des Menschen gehören.

Stefan Philipp ist Chefredakteur der 
ZivilCourage.

* aus dem Refrain des Gedichts „Le-
ben einzeln und frei“ des türkischen 
Dichters Nâzım Hikmet (1902-1963)
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 Titel
Die Waffen nieder !
Gilt das auch  
heute noch?

Suttner und die Zukunft des Friedens 
Das Suttner-Symposium Ende September in Bonn im Rückblick
Von Franzi Hippler

Aus Anlass des 180. Ge-
burtstages von Bertha von 
Suttner und des 30-jäh-
rigen Bestehens der Ber-

tha-von-Suttner-Stiftung der DFG-VK 
widmete sich das Symposium am 23. 
September in Bonn der Frage, was die 
Forderung nach dem Niederlegen der 
Waffen heute bedeutet und welche 
Herausforderungen und Perspektiven 
für Pazifismus und Friedensbewegung 
daraus entstehen.

Es ist die Forderung nach dem 
Ende der bewaffneten Gewalt, ein 
Schrei nach der Einsicht in die Nutz-
losigkeit und fundamentale mensch-
liche Verirrung des Militarismus: „Die 
Waffen nieder!“ Der Titel des Romans 
von Bertha von Suttner verursacht 
damals wie heute Irritation, er eckt 
an, aber er eröffnet bis heute Wege, 
die Frage nach der friedlichen Beile-
gung von Konflikten und Beendigung 
von Kriegen aktiv zu stellen. Welche 
Handlungen unternehmen wir, welche 
unterlassen wir? Wer spricht für wen 
über welche Handlungen im Krieg, wie 
können wir Krieg verhindern?

Eröffnet wurde das Symposium 
durch einführende Worte von Vertre-
ter*innen der veranstaltenden Orga-
nisationen – von Kristian Golla vom 
Netzwerk Friedenskooperative, Elise 

Kopper vom Frauennetzwerk für Frie-
den sowie von David Scheuing von der 
DFG-VK und ihrer Bertha-von-Sutt-
ner-Stiftung. Für die Stiftung berich-
tete er anhand eines Videos über die 
mehr als 300 geförderten geförderten 
Projekte der letzten 30 Jahre. David 
Scheuing betonte, dass das Ziel des 
Symposiums sei, im Dialog mit den 
ca. 80 Teilnehmer*innen Impulskräf-
te für das heutige Friedensengage-
ment zu liefern. Zudem rief er zu einer 
gegenseitigen Befruchtung von Wis-
senschaft und Friedenspraxis auf und 
kritisierte den Zwangscharakter der 
Wehrpflicht. Gemeinsam solle eine 
Friedenskultur sowie eine atomwaf-
fenfreie Zukunft geschaffen werden

Die Diskussionsrunde nach den 
Vorträgen von Margot Käßmann und 
Jasmin Jasmin Lörchner (die auf den 
folgenden Seiten abgedruckt sind) be-
schäftigte sich mit dem Thema „Unser 
„die Waffen nieder“ – Was kann uns 
Suttner heute noch sagen?“. 

Die bela-rusische Friedensaktivis-
tin Olga Karatch schaltete sich virtu-
ell zu. Bereits seit ihrer Jugend kämpft 
sie gegen die Unzulänglichkeiten und 
Ungerechtigkeiten des belarusischen 
Systems. Hierbei spricht sie sich klar 
für Kriegsdienstverweigerung aus: 

KDV stelle ein effektives Mittel dar, um 
dem Krieg die Soldaten zu entziehen 
und ihn somit zu stoppen. Allerdings 
fehle auch hinsichtlich der 5 000 KD-
Ver in Belarus die Unterstützung der 
internationalen Gemeinschaft – die 
Verantwortung sei hauptsächlich Pa-
zifist*innen überlassen. Dementspre-
chend rief sie zur Aufnahme der KD-
Ver in anderen Staaten auf, um sie der 
Verfolgung in ihren Heimatstaaten zu 
entziehen. Im Rahmen der #ObjectW-
arCampaign ruft sie entsprechend zu 
Solidarität mit Kriegsdienstverweige-
rern auf.

Bianca Walther vom Geschichts-
podcast „Frauen von damals“, setz-
te sich damit auseinander, wie Frau-
en ihre Mittel nutzten, um sich Frei-
räume und Handlungsmöglichkeiten 
zu schaffen. Welche Mittel hatten sie? 
Welche Hindernisse standen ihnen 
gegenüber? Welche Strategien stan-
den ihnen zur Verfügung, Rahmen-
bedingungen zu verändern, und wie 
arbeiteten sie mit, in und gegen die 
Strukturen der Welt, in die sie hinein-
geboren wurden. Für uns gelte es, auf 
der friedenspolitischen Arbeit von Pio-
nierinnen wie Bertha von Suttner auf-
zubauen und auch Dinge in Frage zu 
stellen und weiterzuentwickeln. Femi-
nistische Außenpolitik heute müsse 

Antworten bei einem Symposium zum 180. Geburtstag Bertha von Suttners
und dem 30-jährigen Bestehen der Bertha-von-Suttner-Stiftung der DFG-VK
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Gilt das auch  
heute noch?

Aus Anlass des 180. Geburtstags 
Bertha von Suttners und zum dreißig-
jährigen Bestehen der Bertha-von- 
Suttner-Stiftung der DFG-VK fand 
am 23. September in Bonn ein Sym-
posium statt unter dem Titel „Die 
Waffen nieder!“ – Gilt das auch heu-
te noch? Gemeinsam organisiert 
wurde es von der Bertha-von-Sutt-
ner-Stiftung der DFG-VK, dem Frau-
ennetzwerk für Frieden, dem Netz-
werk Friedenskooperative und der 
DFG-VK.

Neben den Überblicksbeiträ-
gen von Franzi Hippler und von Da-
vid Scheuing, dem Vorsitzenden des 
Stiftungsrates der Suttner-Stiftung 
veröffentlicht die ZivilCourage die 
Vorträge von Margot Käßmann und 
von Jasmin Lörchner, mit denen das 
Symposium eröffnet wurde.

Weitere Informationen über die 
Stiftung sind im Internet zu finden 
unter bertha-von-suttner-stiftung.de

Das Porträt Bertha von Suttners 
ist ein Gemälde von Jürgen Grässlin 
(Acryl im Format 80 x 100 cm).

beispielsweise intersektional gedacht 
werden. Mahnungen allein bringen 
nichts (was Suttner, die kaum ande-
re Mittel hatte, schmerzlich erfahren 
musste); Entscheidungs- und Deu-
tungsmacht müsse auf breitere Füße 
gestellt werden, und es brauche enor-
me Anstrengungen, neue Männlich-
keitsbilder (masculinities) zu schaffen.

Petra von Keppler des Bertha von 
Suttner Peace Institute Den Haag 
schlüpfte in die Rolle Suttners und rief 
als Bertha vor allem dazu auf, Mög-
lichkeiten der Finanzierung von Frie-
densarbeit zu suchen. Frieden müs-
se finanziert werden, und auch Ber-
tha von Suttner habe den Großteil der 
Dotierung ihres Friedensnobelpreises 
in die Friedensarbeit gesteckt. Sie hat 
dabei insbesondere Mäzene im Blick, 
die zu Spenden im höheren Bereich 
motiviert werden sollten. 

Während der anschließenden Pau-
se konnten die die Teilnehmer*innen 
Werkstattgespräche zu Förderprojek-
ten der Bertha-von-Suttner-Stiftung 
besuchen: 

Jürgen Menzel und Andrej Novi-
kov der Non-Profit-Kooperative „Act4 
Transformation“ stellten ihr Förder-
projekt zur Unterstützung von KDVern 
aus Russland, der Ukraine und Bela-
rus vor. Neben einer Beratungshotline 
bieten sie rechtliche Beratung zum 
Asylrecht in der EU, Hilfe beim Finden 
einer Wohnung, Arbeitsstelle und Kon-
takten sowie Meetings und Semina-
re an. Zusätzlich ermöglichen sie Ver-
netzung mit anderen KDVern an und 
betreiben Lobbyarbeit für die Rech-
te von KDVern, ergänzt durch Öffent-
lichkeitsarbeit. Die Bertha-von-Sutt-
ner-Stiftung der DFG-VK unterstützt 
bei der Dokumentation von Fällen der 
Verletzung des Rechts auf KDV, der 
Dokumentation von russischen KDV in 
der Region sowie der Erstellung einer 
Broschüre über die Situation von KDV 
in Armenien, Aserbaidschan, Georgi-
en und Russland. 

Wolfram Kastner und Hans Wallner 
stellten das Projekt „DenkMalKrieg – 
DenkMalFrieden“ zur Behandlung von 
Kriegsmonumenten in Deutschland 
und Österreich vor. 

Heide Schütz und Elise Kopper 
vom Frauennetzwerk für Frieden (FNF) 
stellten die Bertha-Bahn vor: Anläss-
lich des 70. Jubiläums der Namens-
gebung des Bertha-von-Suttner-Plat-
zes in Bonn wurde eine Straßenbahn 
der Linie 61/62 nach einem Entwurf 
des Künstlers Frans Valenta mit ei-
nem Abbild Bertha von Suttners inklu-
sive ihrer Zitate „Die Waffen nieder!“ 
und „Rache und immer wieder Ra-
che! Keinem vernünftigen Menschen 
wird es einfallen, Tintenflecken mit 
Tinte, Ölflecken mit Öl wegwaschen 
zu wollen. Nur Blut soll immer wieder 
mit Blut ausgewaschen werden.“ ver-
ziert. Zusätzlich sind einige Eckdaten 
ihres Lebens vermerkt. Die Straßen-
bahn, die seit 2019 durch Bonn fährt, 
leistet seitdem täglich einen wichti-
gen Beitrag zur Erinnerung an Bertha 
von Suttner. Projektträger*innen sind 
das FNF und das Netzwerk Friedens-
kooperative. Freundlich unterstützt 
wurde das Projekt durch die Stadt-
werke Bonn, die Stadt Bonn und das 
Stadtarchiv Bonn.

Das zweite Panel befasste sich mit 
einem kritischen Blick auf Pazifismus 
und Friedensbewegung heute. Als 
erste Rednerin sprach Mai Ali Shatta 
als Repräsentantin von Sudan Upri-
sing, eine Organisation, die Aufmerk-
samkeit auf den anhaltenden Krieg 
im Sudan lenkt. Sie engagiert sich für 
mehr Diversität in der Friedenssze-
ne und betont die Wichtigkeit, einan-
der die Hand zu reichen und sich auch 
mit Konflikten außerhalb des Globalen 
Nordens auseinanderzusetzen. 

Julia Nennstiel vom „Institut für 
Friedensarbeit und Gewaltfreie Kon-
fliktaustragung“ (IFGK) reflektierte in 
ihrem Impulsvortrag über die Frage, 
mit welchen Herausforderungen sich 
die aktuelle pazifistische Forschung 
befasst und wie man diesen begegnen 
könne. Sie resümierte, dass aktuelle 
pazifistische Forschung daran arbei-
te zu zeigen, dass weder ein nüchter-
ner Blick auf „reale“ Wirkungszusam-
menhänge, noch die Notwendigkeit 
aktiven Widerstands gegen Unrecht, 
noch die Forderung nach einem dif-
ferenzierten Umgang mit normativen 

Prinzipien für militärische (Gegen-)Ge-
walt und gegen Pazifismus spreche. 
Die „brutale Realität“ spreche nicht für 
militärische Gewalt. Damit wehrte sie 
sich eindeutig gegen den Vorwurf, Pa-
zifismus sei eine „naive Utopie“.

Guido Grünewald von der DFG-VK 
rief die Teilnehmenden zu einer kriti-
schen Reflektion aktueller pazifisti-
scher Thesen und Forderungen auf, 
was beispielsweise unter einem Ver-
handlungsfrieden verstanden wird, 
und wies auf mögliche Meinungs-
verschiedenheiten diesbezüglich in-
nerhalb der Friedensbewegung hin. 
Gleichzeitig vertrat er die Ansicht, 
dass Pazifismus voraussichtlich eine 
Minderheitenmeinung bleiben werde.

Franzi Hippler studiert Sozialwissen-
schaften und schreibt aktuell ihre 
Masterarbeit im Bereich feministische 
Friedens- und Sicherheitspolitik. Am 
Symposium nahm sie als Praktikantin 
des Frauennetzwerks für Frieden teil.
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Nach dem Ende des Ersten 
Weltkrieges schrieb Stefan 
Zweig über Bertha von Sutt-
ner: „Aber eben diese Frau, 

von der man meinte, sie habe nichts 
als ihre drei Worte der Welt zu sagen,  
… wußte ja …. um die fast zernichten-
de Tragik des Pazifismus, daß er nie 
zeitgemäß erscheint, im Frieden über-
flüssig, im Kriege wahnwitzig, im Frie-
den kraftlos ist und in der Kriegszeit 
hilflos. Dennoch hat sie es auf sich 
genommen, zeitlebens für die Welt ein 
Don Quichotte, der gegen Windmüh-
len ficht“.

Nichts als drei Worte: Die Waffen 
nieder! Das klang damals lächerlich, 
die Friedens-Bertha, sie wurde be-
lacht. Aber ist es wirklich Tragik? Mei-
ner Überzeugung nach sind es die 
Gewaltlosen, die am Ende mit Wür-
de erinnert werden, nicht die Kriegs-
treiber. Viel eher der namenlose junge 
Mann, der sich vor 30 Jahren auf dem 
Tian´anmen-Platz entgegenstellte als 
Stalin. Viel eher Suttner als Hitler. 

Und es klingt auch heute lächer-
lich, angesichts von Waffenlogik für 
Frieden einzutreten. Pazifistinnen und 
Pazifisten werden diffamiert als „wohl-
standsverwöhnt“, Putin-Versteher, 
Romantikerinnen, die keine Ahnung 
haben von Realpolitik gegenüber 
Russland oder wie zuletzt von Kanz-
ler Scholz als „gefallene Engel aus 
der Hölle“. Dazu hätte ich als Theo-
login einiges zu sagen. Aber manch-
mal bin ich es leid, ja müde, weiter-
hin scheinbar gegen Windmühlen zu 
kämpfen. Es scheint eine mediale ab-
solute Mehrheit zu geben, die jede Kri-
tik an Waffenlieferungen brutal nieder-
mäht. Wer will sich das noch antun, 
dagegen zu halten? Doch dann dreht 
sich mir der Magen um angesichts der 
Fakten. Und wir können das Thema 
Frieden auch nicht der AfD überlas-
sen, die sich den Raum der Kritik zu-

nutze macht, den andere Parteien ihr 
überlassen. Wir dürfen nicht aus lauter 
Angst, mit solchen Rassisten in einen 
Topf geworfen zu werden, schweigen. 
Denn wer Unfrieden in der Gesell-
schaft sät, ist ganz gewiss kein Frie-
densfreund, keine Friedensfreundin. 

Das Konfliktbarometer verzeichnet 
derzeit weltweit 216 gewaltsam aus-
getragene Konflikte zwischen Staa-
ten, Bevölkerungsgruppen und politi-
schen Gruppen. Laut der vom Heidel-
berger Institut für Internationale Kon-
fliktforschung veröffentlichten Studie 
ist die Zahl der Konflikte um zwölf auf 
216 gestiegen. Das Barometer listet 21 
Kriege sowie 21 „limitierte Kriege“ auf. 
Das sind zwei mehr als im Jahr zuvor. 
Mit dem russischen Überfall auf die 
Ukraine gibt es einen kriegerischen 
Konflikt der höchsten Eskalationsstufe 
in Europa. Den Konflikt zwischen Ar-
menien und Aserbaidschan werteten 
die Forscher vor Kurzem noch als „li-
mitierten Krieg“, die zweithöchste Stu-
fe, auch er ist jetzt unfassbar eskaliert. 

Gleichzeitig erleben wir eine Auf-
rüstung, die ich mir noch vor zwei 
Jahren nicht hätte vorstellen können. 
Vor diesem Hintergrund will ich sechs 
Punkte nennen, in denen heute „Die 
Waffen nieder“ hoch aktuell ist.

1. Rüstungsexporte stoppen
Vor Kurzem habe ich die offiziel-

le „Liste der militärischen Unterstüt-
zungsleistungen“ an die Ukraine der 
Bundesregierung ausgedruckt. Es 
sind satte zwölf A4-Seiten: 10 Kampf-
panzer Leopard 1 A5, 18 Kampfpan-
zer Leopard 2 A6, 40 Schützenpanzer 
Mader mit Munition, 15 510 Schuss 
155 mm Artilleriemunition, 5 Mehr-
fachraketenwerfer Mars II mit Muni-
tion, 14 Panzerhaubitzen 2000 und 
so weiter und so weiter. Material für 
22 Milliarden Euro wurde inzwischen 
transferiert.

Seit vielen Jahren engagiert sich 
die Friedensbewegung gegen Rüs-
tungsexporte. Wir haben vor allem 
kritisiert, dass entgegen dem tradier-
ten politischen Konsens immer wie-
der Waffen in Krisen- und Kriegsge-
biete geliefert wurden, beispielsweise 
an Saudi-Arabien, das im Jemen Krieg 
führt. Mit dem Beginn des russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukraine gibt 
es keinerlei Zurückhaltung mehr. Ei-
gentlich hatte die Ampel geplant, die 
Exporte zurückzufahren und ein Kon-
trollgesetz auf den Weg zu bringen. 
Stattdessen waren 2021 und 2022 mit 
Rüstungsexporten in Höhe von je fast 
zehn Milliarden Euro in der Geschichte 
der Bundesrepublik die Jahre mit den 
höchsten Rüstungsexporten, die es je 
gab. Die weltweite Aufrüstung nimmt 
rasant an Fahrt auf. Daran verdient vor 
allem die Rüstungsindustrie. Seit dem 
Beginn des Krieges in der Ukraine ist 
die Aktie von Rheinmetall von 90 auf 
262 Euro gestiegen. Die Prognosen 
sind bestens, zeigen Analysten und 
stufen die Aktie als „attraktiv“ ein. 

Ingeborg Bachmann hat so tref-
fend gesagt: „Die Geschichte lehrt 
dauernd, aber sie findet keine Schü-
ler.“ Das scheint auch jetzt zu gelten. 
Angesichts der Kampfhandlungen in 
der Ukraine kommen vielen Bilder von 
Verdun 1916 in den Sinn. Für ein paar 
Quadratkilometer sterben Tausende. 
Was für eine Barbarei!

Ganz klar ist doch heute, dass zi-
vile Mittel immer Vorrang haben müs-
sen vor militärischen. Wer aber sieht, 
wie pazifistische Positionen in Frage 
gestellt sind, ja, lächerlich gemacht 
werden, wie militärische Einsätze mit 
humanitären Zielen begründet wer-
den, wer erkennt, dass Deutschland 
zu einer Rüstungsexportnation aufge-
stiegen ist, die auch in Krisengebie-
te liefert, dem wird bewusst: Es gilt, 
wach und wachsam und widerständig 

Die Aktualität des Rufs „Die Waffen nieder!“ 
Impulsreferat beim Suttner-Symposium am 23. September in Bonn
Von Margot Käßmann
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zu bleiben. Gerade die Rüstungsex-
porte machen doch den Widerspruch 
klar: Wir können nicht die Kriege die-
ser Welt beklagen, die Menschen, die 
aus diesen Kriegen zu uns flüchten, 
abweisen – und gleichzeitig verdient 
unsere Wirtschaft an genau diesen 
Kriegen! 

2. Der Militarisierung  
der Gesellschaft widerstehen

Ein Beispiel: Am Vorabend der 
Stuttgarter Friedensdemo unter dem 
Motto „Stoppt das Töten in der Uk-
raine“ am 10. September habe ich mit 
meinem Partner im Hotel „Das ak-
tuelle Sportstudio“ geschaut. Prinz 
Harry und Verteidigungsminister Pis-
torius waren zu Gast. Berichtet wurde 
über die Invictus-Games, die in die-
sem Jahr in Deutschland stattfanden. 
Kriegsversehrte werden über Sport 
wieder in die Gesellschaft integriert. 
An sich eine gute Sache, denkt die 
unbedarfte Zuschauerin. Vorgestellt 
werden Angelo und Jens. Der eine hat 
eine posttraumatische Belastungsstö-
rung, der andere hat beide Beine im 
Afghanistankrieg verloren. 

In der gesamten Sendung aber 
wird die Ursache für die Behinderun-
gen nicht ein einziges Mal genannt. 
Der Kommentator sagt: „Um Ruhm 
und Ehre geht es nicht, davon ist un-
ter den Teilnehmenden schon genug 
vorhanden!“ Der Verteidigungsminis-
ter lobt die Versehrten, die „für un-
ser Land gekämpft haben“. Sie sei-
en „Role Models“. Im Publikum sitzen 
erkennbar Soldatinnen und Soldaten, 
die eifrig klatschen. Und dann wird 
berichtet, dass die Invictus Games 
von der Rüstungsindustrie gespon-
sert werden.

Ich konnte nicht fassen, dass der 
Krieg nicht einmal in Frage gestellt 
wurde. Von der immensen Suizidra-
te unter Kriegsteilnehmenden ist nicht 
die Rede. In den USA nehmen sich 
täglich 20 Kriegsveteranen das Leben! 
Keiner fragt: Wofür haben die Men-
schen ihr Leben riskiert? Was ist mit 
denen, die gestorben sind?

In einem Kommentar zu der Sen-
dung von Jana Stegemann in der Süd-

deutschen Zeitung hieß es: „Nach 45 
Minuten stellt die Moderatorin die ers-
te kritische Frage an Boris Pistorius, 
den zurzeit in Deutschland beliebtes-
ten Politiker. Ob er verstehen könne, 
dass Kritiker in den vom Rüstungs-
konzern Boeing gesponserten In-
victus Games eine Heroisierung von 
Krieg und Militär sähen? Der Verteidi-
gungsminister verneint. Es gehe dar-
um, „Solidarität und Respekt für die 
Einsatzkräfte“ zu zeigen. Krieg sei 
„kein Computerspiel, sondern Schre-
cken und Tod“. Dass die Sportsen-
dung vollkommen unkritisch berichtet, 
hat mich massiv befremdet.

Es gibt weitere Indizien für die Mi-
litarisierung. Das ist zum einen die 
Sprache. „Helden“, „Blutzoll“, „Flan-
ke“ – all das gehört neuerdings zum 
Sprachgebrauch in den Nachrichten. 

Aber auch die angeblich neue Rol-
le der Bundeswehr passt ins Bild. Ob-
wohl im Koalitionsvertrag von 2021 
steht, dass „Ausbildung und der 
Dienst an der Waffe bleiben volljähri-
gen Soldaten vorbehalten“, und ob-
wohl der UN-Ausschuss für die Rech-
te des Kindes Deutschland wegen der 
Rekrutierung Minderjähriger kritisiert 
hatte, erhöhte sich ihre Zahl 2022 um 
23 Prozent gegenüber 2021 auf 1 773, 
darunter 327 Mädchen. Das Kinder-
hilfswerk Terre des Hommes, des-
sen Botschafterin ich die letzten Jah-
re war, nennt das ein „Armutszeugnis“ 
für die Bundesregierung. Bundesmi-
nister Pistorius wirbt inzwischen für 
„Schnupperpraktika“ und fordert un-
gehinderten Zugang für Jungoffizie-
re an Schulen, um den Dienst in der 
Bundeswehr Jugendlichen schmack-
haft zu machen. 

Dazu passt die jüngste Meldung 
über einen Antrag der CDU/CSU im 
Bundestag, für die bessere Sichtbar-
keit von Soldaten in der Öffentlichkeit 
einen nationalen Veteranentag „für 
Respekt, Anerkennung und Würdi-
gung unserer Soldatinnen und Solda-
ten“ ins Leben zu rufen.

Und nicht zuletzt: In einem Inter-
view mit der Süddeutschen Zeitung 
sagt der Militärökonom Marcus Keupp: 
„Ich möchte nicht von Verhandlun-

gen sprechen, weil das Wort durch 
die Pro-Kreml-Clique ideologisch vor-
belastet ist.“ Das bedeutet: Allein der 
Begriff Verhandlungen ist bereits kon-
taminiert. Und in einem Meinungsbei-
trag derselben Zeitung heißt es: „Es 
macht nur noch deutlicher, dass es 
Putin nicht nur um Überwältigung und 
Umerziehung der ,Kleinrussen‘ ging, 
wie die Ukrainer in der Diktion der Sla-
wophilen heißen. Sondern um Demü-
tigung und Vernichtung. Und selbst 
das ändert den Blick jener selbster-
nannten Friedensfreunde auf Wladi-
mir Putin und sein Russland nicht, die 
das große Leid der Ukrainer bis heu-
te mit dem Einwurf relativieren, dass 
die Nato den Russen zu nah gekom-
men sei, die Amerikaner die Russen 
zu sehr gedemütigt hätten und die Uk-
rainer den Russen entgegenkommen 
müssten.“ Ich selbst habe nie und nir-
gends gehört, dass bei Überlegungen 
nach westlicher Mitverantwortung das 
Leid der Ukrainer in irgendeiner Weise 
relativiert worden wäre...

3. Atomwaffen abschaffen
Der Film Oppenheimer ist in den 

Kinos derzeit – kurz hinter Barbie! – 
ein Erfolg und wird hoch gelobt. Ich 
fand ihn, offen gestanden, sehr lang-
atmig. Die Gewissensbisse von Op-
penheimer angesichts der Folgen sei-
ner Forschungsergebnisse überzeu-
gen auch nicht wirklich. 

Was mich vor allem gestört hat: 
Das Elend in Hiroshima, die realen Bil-
der der grauenvoll zerstörten Stadt, 
der brennenden Menschen, die Tra-
gödie vor Ort wurde überhaupt nicht 
gezeigt. Lediglich in Träumen von Op-
penheimer kommen ganz kurz ver-
brennende Menschen vor. Wollen die 
amerikanischen Filmemacher den 
ganzen Schrecken nicht zeigen, den 
die Atombomben in Hiroshima und 
Nagasaki angerichtet haben, frage ich 
mich.

2001 war ich vom dortigen Ober-
bürgermeister eingeladen, in Hiroshi-
ma zum Gedenktag des Atombom-
benabwurfs am 6. August 1945 eine 
Ansprache zu halten. Wer die Ge-
schichten der Menschen dort hört, die »
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miterlebt haben, wie andere geradezu 
verglühten, wer die Angst vor Missbil-
dungen begreift, weil die genetischen 
Veränderungen bis heute reichen, 
kann nicht verstehen, dass irgendein 
Mensch auf die Idee kommen könnte, 
noch einmal eine Atomwaffe einzuset-
zen! Und doch bringt vor allem der frü-
here russische Präsident Dimitri Med-
wedew immer wieder einen möglichen 
Atomwaffeneinsatz Russlands gegen 
die Ukraine ins Gespräch. Auch Do-
nald Trump fragte in seiner Zeit als 
US-Präsident: „Wenn wir Atomwaf-
fen haben, warum setzen wir sie nicht 
ein?“ Ralph Freund, stellvertretender 
Vorsitzender der Republicans Over-
seas sagte in einem Interview: „War-
um haben Sie ein Atomwaffenpoten-
zial, wenn Sie damit noch nicht mal 
drohen?“ Und Nato-Generalsekretär 
Jens Stoltenberg erklärt: „Diese nuk-
leare Teilhabe ist wichtig für die Nato. 
Und ich dränge so viele Bündnispart-
ner wie möglich, Teil dieser nuklea-
ren Teilhabe zu sein – das schließt 
Deutschland ein.“ Angesichts solcher 
Aussagen von Menschen, die Verant-
wortung tragen, gruselt mir nach der 
grauenvollen Zerstörung in Hiroshima 
und Nagasaki. Da ist ganz klar Wider-
spruch angesagt! 

Friedensforscher zeigen, dass die 
Atommächte in die Modernisierung 
ihrer Atomwaffen investieren. Zur-
zeit, so das Friedensforschungsinsti- 
tut Sipri gibt es 13 865 Atomwaffen auf 
der Welt. 20 davon lagern höchst-
wahrscheinlich in unserem eigenen 
Land, in Büchel. Es ist nicht beson-
ders transparent, dass wir noch nicht 
einmal das genau wissen, selbst die 
Existenz dieses Depots wird offiziell 
nicht bestätigt. Dabei hat jede Atom-
bombe des hier höchstwahrschein-
lich lagernden Typs B-61 die drei- bis 
vierfache Sprengkraft der Hiroshi-
ma-Atombombe. 

Friedrich Siegmund-Schultze hat 
1946 formuliert: „Der Haß ist sicher-
lich eine der stärksten Mächte im Le-
ben der Menschheit. ... Vielleicht, dass 
nicht in jedem Fall, in dem die Erde 
versengt oder der Tod gestreut wird, 
der Haß den Zerstörer treibt; aber un-

sichtbar steht der Dämon des Has-
ses hinter dem, der die Bombe plant 
oder wirft. Und die Menschheit läßt 
sich wie stets in die Verantwortungs-
losigkeit hineinschläfern, die die Tat 
ermöglicht, die den Täter schützt, ja 
bewundert.“ Ein hervorragender An-
satzpunkt für Friedensethik: sich nicht 
in eine Verantwortungslosigkeit „hin-
einschläfern“ lassen! Vom biblischen 
Friedensauftrag her gilt es für mich, 
sich für die Überwindung von Hass 
und Krieg einzusetzen. Das ist nicht 
naiv, sondern hoffnungsvoll. Es knüpft 
an die biblischen Hoffnungsbilder an, 
die erzählen, wie Gewalt überwun-
den wird, wie die Spirale der Gewalt 
durchbrochen werden kann.

Mit Fantasie für den Frieden, mit 
der Naivität, die andere Wange hinzu-
halten, mit einer Gewaltlosigkeit, die 
Gewalttäter fassungslos macht, etwa 
wenn Jesus sagt: „Liebt eure Fein-
de, tut wohl denen, die euch hassen“.
Der Friedensnobelpreisträger Martin 
Luther King hat erklärt, das sei das 
schwerste Erbe, das Jesus uns hin-
terlassen hat. Das stimmt. Aber es ist 
wichtig, dass der Protest gegen Atom-
waffen gewaltfrei bleibt. Denn Gewalt 
setzt die Täter immer ins Unrecht. 

Pazifismus ist kein Kinderspiel, 
kein Unfug und kein Nichtstun. Mar-
tin Luther King sagte: „Zuerst muß be-
tont werden, daß gewaltloser Wider-
stand keine Methode für Feiglinge ist. 
Es wird Widerstand geleistet. ... Der 
Ausdruck ‚passiver Widerstand‘ er-
weckt oft den falschen Eindruck, daß 
das eine Methode des Nichtstuns sei, 
bei der derjenige, der Widerstand leis-
tet, ruhig und passiv das Böse hin-
nimmt. Aber nichts ist weiter von der 
Wahrheit entfernt. Denn der Anhänger 
des gewaltlosen Widerstands ist nur 
insofern passiv, als er seinen Gegner 
nicht physisch angreift; sein Geist und 
seine Gefühle aber sind immer aktiv. 
Sie versuchen ständig den Gegner zu 
überzeugen, daß er im Unrecht ist. Die 
Methode ist körperlich passiv, aber 
geistig stark aktiv. Es ist keine Wider-
standslosigkeit gegenüber dem Bö-
sen, sondern aktiver gewaltloser Wi-
derstand gegen das Böse.“ 

4. Keine Legitimation  
von Gewalt durch Religionen

1948 erklärten die Kirchen der Welt 
in Amsterdam: „Krieg soll nach Gottes 
Willen nicht sein.“ Sie hatten gelernt 
aus dem Grauen der Kriege. Noch zu 
Beginn des Ersten Weltkrieges ha-
ben die Kirchen mit Kriegspredigten 
ihre jeweiligen Nationen befeuert. Und 
auch im Zweiten Weltkrieg haben sie 
nicht in ausreichendem Maße gegen 
die Gewaltherrschaft der Nationalso-
zialisten und ihre Kriegstreiberei pro-
testiert. 

Gewalt und Krieg können nicht mit 
Gottes Willen legitimiert werden, das 
haben die Kirchen nach Jahren der 
Legitimation von Gewalt endlich be-
griffen. Religion darf sich nicht miss-
brauchen lassen, um Öl in das Feuer 
ethnischer, religiöser, nationaler oder 
wirtschaftlicher Konflikte zu gießen. 
Es gibt keinen „gerechten“ Krieg, nur 
gerechten Frieden. Und zum Frieden 
zu rufen, ist Aufgabe der Kirchen. Das 
können wir weitergeben aus bitterer 
Erfahrung: Krieg kann nicht gerecht 
sein. Aber haben wir wirklich gelernt?

Als Christin sehe ich Frieden und 
Toleranz biblisch begründet. Und es 
ist mir wichtig, mit Menschen anderer 
Religionen zusammenzuarbeiten, die 
sich für die Überwindung von Krieg 
einsetzen. Auch das ist nicht naiv, 
sondern hoffnungsvoll. Es geht letz-
ten Endes um ein Eintreten für Men-
schenwürde, ja Menschlichkeit und 
Zukunftsfähigkeit. Biblisch-theolo-
gisch gesprochen: Es geht um die 
Gottebenbildlichkeit jedes Menschen, 
um Nächstenliebe und Schöpfungs-
bewahrung. Da ist die Lerngeschichte 
je neu eine aktuelle Herausforderung. 
Oder reicht die Fantasie der Men-
schen nicht für den Frieden?

Im Zeitalter von Massenvernich-
tungswaffen kann niemand mehr Krieg 
als ein Werkzeug Gottes sehen. Der 
Kriegstaumel von Terroristen, die zum 
angeblich „heiligen Krieg“ aufrufen, 
erinnert erschreckend an den Dreißig-
jährigen Krieg in Europa wie an das 
„Gott mit uns“ auf den Koppelschlös-
sern der Soldaten 1914. Immer wieder 
wird der Name Gottes missbraucht, 

»
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um eigene Vorstellungen durchzuset-
zen. Und immer leiden zuerst die Kin-
der und werden traumatisiert fürs Le-
ben. Der Krieg zerstört nicht nur Städ-
te und verwüstet Felder, er prägt die 
Kinder, Enkel und Urenkel der Täter 
und der Opfer. Wir wissen heute, wie 
traumatisiert auch Soldaten durch die 
Kriege dieser Welt sind. 

Wie kann es sein, dass wir im 
Jahr 2023 noch immer nicht fähig 
sind, Konflikte friedlich zu lösen? Viel-
mehr wird ächerlich gemacht, wer die 
Spirale der Gewalt unterbricht. So 
schreibt Oliver Trekamp in „Die Lage 
am Abend“ auf Spiegel-online: „Die 
Armenier in Bergkarabach haben of-
fenbar zugestimmt, den Widerstand 
gegen die Truppen Aserbaidschans 
aufzugeben und ihre Waffen niederzu-
legen. Es wäre eine Kapitulation.“ Wa-
rum aber ist Kapitulation so furchtbar, 
wenn sie Menschenleben schützt, fra-
ge ich mich.

Noch immer haben wir unsere 
Füße nicht auf den Weg des Friedens 
ausgerichtet. Warum nur wird das Heil 
weiter im Militär gesucht, wenn wir 
doch alle, alle wissen, dass mehr Rüs-
tung nicht mehr Frieden bringt, son-
dern Krieg wahrscheinlicher macht? 
Wenn heute von mehr internationa-
ler Verantwortung die Rede ist, kann 
es doch nicht um mehr militärische 
Verantwortung Deutschlands gehen, 
sondern allein um mehr Friedensver-
antwortung! 

Meine Motivation, mich für den 
Frieden zu engagieren, ist der christli-
che Glaube. Aus der biblischen Über-
lieferung kann ich keine Legitimati-
on von Gewalt herauslesen. Ich en-
gagiere mich gern gemeinsam mit 
Menschen, die andere Motive haben. 
Es gibt nicht viele Vorbilder. Bertha 
von Suttner ist eines für mich, auch 
wenn sie nicht kirchlich geprägt war.  
Zum Glück legt ein kleiner Verlag ihre 
Schriften endlich neu auf, beginnend 
mit „Die Waffen nieder!“

5. Zur Kriegsdienst- 
verweigerung ermutigen

Kriegsdienstverweigerung ist ein 
Menschenrecht. 300 000 junge Män-

ner haben Russland verlassen. Sie 
werden zum Teil als Feiglinge diffa-
miert. Nein, sie verweigern auf ihre 
Weise. Und sie sollten als politisch 
Verfolgte bei uns Asyl erhalten. Män-
ner in der Ukraine zwischen 18 und 
60 Jahren dürfen das Land nicht ver-
lassen – das KDV-Recht wird faktisch 
aber nicht gewährt. Allein 163 000 uk-
rainische Männer haben allein im ers-
ten Kriegsjahr Zuflucht in Deutschland 
gesucht und müssen nun befürchten, 
in den Kriegsdienst ausgeliefert zu 
werden. EU-weit beträgt die Zahl der 
wehrpflichtigen geflüchteten Ukrai-
ner 650 000. Kiew erwägt, ihre Auslie-
ferung zu beantragen. Würde das mit 
europäischen Werten übereinstim-
men, frage ich mich. Kriegsdienstver-
weigerung ist ein Menschenrecht.

Wir dürfen uns nicht von Feindbil-
dern verführen lassen: Hier die Gu-
ten, da die Bösen. Wladimir Putin ist 
glasklar schuldig, er hat diesen sinn-
losen, desaströsen, völkerrechtswidri-
gen Krieg begonnen, er könnte ihn so-
fort beenden. Ich wünsche mir, dass 
er für sein Handeln zur Rechenschaft 
gezogen wird. Und wir fordern, dass 
die russische Armee sich zurückzieht. 
Aber ich mache nicht jeden jungen 
russischen Soldaten dafür verantwort-
lich. Mein Vater war 18, als der Zwei-
te Weltkrieg begann, wurde sofort ein-
gezogen und blieb Soldat, bis er mit 
25 in amerikanische Kriegsgefangen-
schaft kam. Er war in der Armee der 
Täter. Aber er war auch Opfer. Und er 
hat den Krieg bis zum Ende seines Le-
bens gehasst. 

6. Zukunftsbilder  
vom Frieden entwerfen!

Da heißt es in einer seriösen Sen-
dung, die Ukraine müsse zu einem Igel 
mit vielen Stacheln aufgerüstet wer-
den, das russische Heer dürfe sich nie 
mehr regenerieren. Im Grunde bedeu-
tet das: Noch mehr rüsten nach einem 
hoffentlich baldigen Ende des Krie-
ges. Die Lösung liegt allein in gegen-
seitiger Abschreckung. Nicht Strate-
gien zur Deeskalation bestimmen die 
Politik, sondern massive Aufrüstung. 
Deutschland wird erstmals das Zwei- «

Prozent-Ziel der Nato erreichen. Der 
Rüstungsetat für 2024 ist auf 85,5 Mil-
liarden Euro angewachsen, während 
die Etats für Nothilfe, Entwicklung, 
freiwilliges soziales Jahr und Migrati-
onsberatung sinken. In der Folge der 
Sanktionen gegen Russland steigt die 
Inflation, gestiegene Lebensmittel- 
und Energiepreise treffen vor allem die 
Ärmsten in der Bevölkerung. 

Dietrich Bonhoeffer, der gern von 
Waffenlieferungsbefürwortern zitiert 
wird mit dem Bild, man müsse dem 
Rad in die Speichen greifen, hat sehr 
klar gesagt: Es gibt keinen Frieden auf 
dem Weg der Sicherheit. Dem Rad 
in die Speichen greifen, das heißt für 
mich heute: Keine weiteren Ausgaben 
für Militär, sondern Investition in sozi-
alen Ausgleich, Entwicklung und Bil-
dung. 

Um der Kinder dieser Welt willen 
muss das Ziel sein, zivile Konfliktbe-
wältigung zu lernen, Mediation, ge-
waltfreie Formen von Widerstand ein-
zuüben. Und die Gelder dieser Welt 
müssen investiert werden, um die Kli-
makatastrophe zu verhindern. Rüs-
tung und Krieg zerstören das Klima. 
Investitionen in Bildung und Entwick-
lung fördern den Frieden.

Wenn unser Land 100 Milliarden 
Euro für Aufrüstung und 82 Milliarden 
zudem für den Wehretat ausgibt, aber 
nur 2,4 Milliarden Euro für Kinder-
grundsicherung ausgibt und zudem 
die Etats für internationale Nothilfe, 
für Entwicklung, für das freiwillige so-
ziale Jahr und für Migrationsberatung 
kürzt, zeigt sich, wo die Prioritäten lie-
gen.

Die Hoffnung auf Zukunft für die 
Kinder dieser Welt liegt in Abrüstung, 
nicht in ständiger Aufrüstung. 

Margot Käßmann ist DFG-VK-Mitglied 
und war von 2002 bis 2014 Präsiden-
tin der Zentralstelle KDV; sie war Lan-
desbischöfin der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers 
(1999-2010) und Ratsvorsitzende der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
(2009-2019). Seit 2018 ist sie im Ru-
hestand.
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Mit einem biographischen 
Blick auf Bertha von Sutt-
ner will ich skizzieren, wie 
sie zum Pazifismus kam, 

wie sie ihn verstanden und gestaltet 
hat.

Ich glaube, von Suttners Pazifis-
mus setzte sich aus vielen Puzzle-
teilen zusammen: Den Boden berei-
tete intellektuelle Neugier, er konnte 
sich auch entwickeln als Reaktion auf 
die Ablehnung durch die höhere Ge-
sellschaft, die Bertha von Suttner er-
fuhr. Ihre Gedanken zu Krieg und Frie-
den wurden beeinflusst vom Schock- 
erlebnis, 1877 plötzlich selbst in ei-
nem Land zu leben, in dem Krieg aus-
brach. Und er war durchdrungen von 
ihrem Mitgefühl für die Opfer des Krie-
ges. Lassen Sie uns diese Fäden ge-
meinsam aufnehmen.

Bertha Kinsky, die spätere Bertha 
von Suttner, wurde am 9. Juni 1843 
in Prag geboren. Weil ihre Mutter nicht 
aus so angesehenem Hause stamm-
te wie ihr Vater, begegneten Bertha 
von Suttner immer Standesdünkel, in 
der sog. höheren Gesellschaft wurde 
sie nie ganz akzeptiert. Diese Ableh-
nung, diese erzwungene Distanz, be-
wirkte aber auch, dass sie sich spä-
ter kritisch mit der Oberschicht aus- 
einandersetzte, auch mit deren kon-
servativen und militaristischen Über-
zeugungen. 

Nachdem ihr Vater früh verstor-
ben war und die Mutter mit ihr zu ei-
nem Vormund zog, wurde Bertha von 
Suttner nicht auf eine strenge Kloster-
schule geschickt, sondern bekam Pri-
vatunterricht. Sie lernte Sprachen und 
Musik und hatte Zugang zur Privatbi-
bliothek ihres Vormunds, in dem sie 
zahlreiche Klassiker fand. Sie las Vic-
tor Hugo, Emile Zola, Gustave Flau-
bert und Charles Dickens. So kam 
sie in Kontakt mit liberalerem Gedan-

kengut, manches davon beeinflusst 
von der Französischen Revolution 
1789/90. 

Bertha von Suttner wuchs auf in ei-
ner Zeit, die bereits die Französische 
Revolution und die nachfolgenden Er-
oberungszüge Napoleons erlebt hat-
te. Die europäischen Mächte hatten 
sich nach dem Sieg über Napoleon 
auf dem Wiener Kongress 1814/15 
neu geordnet. Man kehrte in gewisser 
Weise wieder zur alten Ordnung zu-
rück, und als es 1848, nur fünf Jahre 
nach Bertha von Suttners Geburt, zur 
Revolution kam, wurde diese Revolu-
tion im Keim erstickt – und damit auch 
liberalere, demokratische Gedanken. 

Die Zeit war von starkem Herr-
schaftsgetue bestimmt. Außenpolitik 
bestand noch nicht so sehr aus be-
schwichtigender und befriedender 
oder gar feministischer Diplomatie, 
sondern aus Säbelrasseln und eben 
kriegerischen Konflikten. Trotzdem – 
oder vielleicht auch gerade deshalb, 
weil das eine sehr maskulin dominier-
te politische Sphäre war – blieb Bertha 
von Suttner bis in ihre Dreißiger unpo-
litisch. 

Ihre Begegnung mit Alfred Nobel 
in Paris 1876 war vermutlich das erste 
Mal, dass Bertha von Suttner auf ei-
ner philosophischeren Ebene direkt 
mit Gedanken zum Krieg konfrontiert 
wurde. Bei ihren Gesprächen dach-
te der Erfinder des Dynamits laut da-
rüber nach, wofür seine Erfindung ei-
gentlich eingesetzt wurde. Nobel woll-
te sie als Privatsekretärin engagieren; 
zwar trat sie die Stelle nie an, aber die 
beiden verband dann eine lebenslan-
ge Freundschaft. Sie beschreibt ihn in 
ihren Memoiren als melancholischen 
Menschen, und sein Blick auf Krieg 
und Frieden war pessimistisch: Er 
glaubte, nur die Abschreckung durch 
Massenvernichtungswaffen könne 
Menschen zum Frieden zwingen. Das 

ist eine Schlussfolgerung, die wir so 
wiederholt auch ein knappes Jahrhun-
dert später im Kalten Krieg hören. 

Nachdem Bertha heimlich ihre 
große Liebe Arthur von Suttner ge-
heiratet hatte, zog das Paar für neun 
Jahre in das Fürstentum Mingrelien im 
heutigen Georgien. Und dort mach-
te Bertha von Suttner in meinen Au-
gen ihre entscheidende Entwicklung 
durch. In Georgien wurde aus der 
jungen Frau, die weitgehend privile-
giert aufgewachsen war, eine gesell-
schaftskritische und intellektuell den-
kende Autorin, die erste pazifistische 
Positionen entwickelte. 

Denn 1877, ein Jahr nach der An-
kunft der von Suttners, marschierten 
russische Truppen im Land ein. Russ-
land, Persien und die Türkei stritten 
sich schon seit Langem um die Regi-
on, und nun lebte Bertha von Suttner 
plötzlich in einem Land, in dem Krieg 
herrschte. Hier wird es politisch inte-
ressant, denn obwohl die russischen 
Truppen die Aggressoren waren, un-
terstützten die von Suttners deren Po-
sition: Das Fürstentum Mingrelien war 
eine Marionettenregierung Russlands, 
stand also unter dessen Einfluss. 
Russland rechtfertigte den Krieg da-
mit, das Land von muslimischem Ein-
fluss zu befreien. Politisch war Bertha 
von Suttner noch nicht gereift genug, 
um die Abhängigkeiten und die russi-
schen Interessen zu durchblicken und 
zu hinterfragen. Sie schreibt in ihren 
Memoiren: 

Es galt, „slawische Brüder“ zu be-
freien, das war die um uns herum aus-
gegebene Parole, und wir nahmen sie 
gläubig hin.

Aber sie reagierte auf menschli-
cher Ebene: Sie sah das Leid und hör-
te von den Verlusten. Sie wollte für das 
Rote Kreuz Freiwilligendienst leisten, 
schließlich engagierte sie sich bis zum 

Suttner: Pazifistin in militaristischen Zeiten 
Impulsreferat beim Suttner-Symposium am 23. September in Bonn
Von Jasmin Lörchner

»
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Kriegsende im März 1878 für wohltä-
tige Zwecke. Diese Erinnerung daran, 
dass Freund*innen Familienangehöri-
ge verloren oder Angst um Ehemän-
ner, Söhne und Brüder hatten, die in 
den Krieg gezogen waren, die scheint 
etwas ausgelöst zu haben.

Sie wollte offenbar die Welt um 
sich herum besser verstehen, denn 
sie bildete sich in den kommenden 
Jahren intensiv weiter. Sie verschlang 
die Literatur der Aufklärung regel-
recht, sie beschäftigte sich mit dem 
neu aufkommenden Glauben an den 
Fortschritt der Menschheit, einem 
Fortschritt zum Guten. Sie hinterfrag-
te ihre adelige Herkunft, sie beschäf-
tigte sich mit Wissenschaft und Tech-
nik und veröffentlichte erste analyti-
sche Artikel. 

Nach ihrer Rückkehr nach Wien 
1885 hörte Bertha von Suttner zum 
ersten Mal von der Existenz der „In-
ternational Arbitration and Peace As-
sociation“, die der britische Pazifist 
Hodgson Pratt 1880 gegründet hatte. 
Das war ein Aha-Erlebnis für sie, das 
sie beeindruckte. Sie schreibt, dass 
die Nachricht sie elektrisierte. 

Kurz darauf veröffentlichte Bertha 
von Suttner unter dem Pseudonym 
„Jemand“ ihr Werk „Das Maschinen-
zeitalter“. Sie hat dort ihre erste Ideen 
über Krieg und Frieden verschriftlicht, 
nämlich ihre Kritik an der weit verbrei-
teten Idee der Hochrüstung, um sich 
mit gegenseitiger Abschreckung in 
Schach zu halten. Diese Überzeugung 
stellte sie in „Das Maschinenzeitalter“ 
erstmals öffentlich kritisch in Frage. 

Kaum 20 Jahre zuvor hatte der 
Deutsch-Französische Krieg getobt, 
und die Spannungen zwischen den 
europäischen Großmächten konnte 
man weiter fast mit Händen greifen. 
Die Angst vor einem europäischen 
Krieg spricht Bertha von Suttner in ih-
rem Buch an: 

In einem künftigen europäischen 
Krieg konnte das gleiche Quantum 
von Tötung, Verwüstung und Verwil-
derung aufgehäuft werden, wie solche 
in hundert Schlachten des Altertums 
nicht enthalten waren. 

Hier ist eine Frau, die von der Welt-
politik unbeeindruckt aufgewachsen 
ist und die sich nun auf ihre wachsen-
den pazifistischen Überzeugungen 
einlässt. Sie glaubt nicht mehr, dass 
Kriege unvermeidlich sind, dass Au-
ßenpolitik nur mit Waffengewalt ge-
macht werden kann.

Ihre pazifistischen Überzeugun-
gen sind das Ergebnis eines Reifepro-
zesses. Es genügt ihr nicht mehr, ihre 
Überlegungen im stillen Kämmerlein 
anzustellen. 

Auch wenn es sich für Frauen ih-
rer Zeit nicht gehörte, sich zu Wort zu 
melden, nahm sie sich dieses Recht 
mit zunehmendem Selbstbewusst-
sein. Ihr pazifistischer Reifeprozess 
war auch ein feministischer Reifepro-
zess, auch wenn sie sich wohl nicht 
als Feministin bezeichnet hätte. Und 
sie erkannte auch, dass Bewegungen, 
noch dazu Bewegungen, die die Welt 
verändern wollten, auf Netzwerke und 
Allianzen angewiesen sind. Sie ent-
puppt sich als engagierte und talen-
tierte Netzwerkerin.

Bertha von Suttner veröffentlicht 
1889 ihren Roman „Die Waffen nie-
der“. Ihre Protagonistin Martha von 
Althaus verliert einen ersten Ehemann 
in der Schlacht von Magenta im Sar-
dinischen Krieg 1859. Sie verliebt sich 
erneut, und auch ihr zweiter Ehemann 
muss für sein Land wiederholt in den 
Krieg ziehen und wird in der Schlacht 
von Königgrätz im Deutschen Krieg 
von 1866 schwer verwundet. Und 
trotzdem will der Patriarch der Familie, 
der Großvater ihrer Protagonistin, ih-
ren Sohn zu einem Soldaten machen. 

Für „Die Waffen nieder“ recher-
chierte Bertha von Suttner die Zustän-
de der österreichisch-italienischen 
Unabhängigkeitskriege, die der preu-
ßischen Kriege mit Frankreich und  
Österreich. Sie interviewte Soldaten 
und grub sich durch Archive, las Be-
richte von Militärärzt*innen und Zeit-
zeug*innen. Über ihre Motivation be-
richtete sie einige Jahre später in ih-
rem Artikel „How I wrote ,Lay Down 
Your Arms‘“ – also: Wie ich „Die Waf-
fen nieder“ geschrieben habe.

Mit diesen Daten ausgestattet, 
machte ich mich an die Arbeit am his-
torischen Gerüst meines Buches und 
an die Entwicklung meiner Handlung, 
deren Grundlage natürlich die leiden-
schaftliche Verurteilung des Krieges 
war.

Bertha von Suttner lässt ihre Pro-
tagonistin auf der Suche nach ih-
rem Mann über ein Schlachtfeld lau-
fen. Sie beschreibt schonungslos und 
blutig das menschliche Leid der ver-
wundeten Soldaten, die qualvoll ster-
ben. Sie beschreibt das Leid der Frau-
en, die ihre Männer im Krieg verlieren. 
Sie hinterfragt die Heroisierung des 
Militärischen, des Krieges und des 
Kriegstods: Sie legt offen, dass Kriege 
nicht mit dem letzten Schuss und ei-
ner Waffenruhe enden. Sie zeigt, dass 
die Erzählungen, Mythen, Rachege-
fühle und Schuldzuweisungen rund 
um Kriege immer auch das Futter für 
den nächsten Konflikt liefern.

Und dass es genau deshalb Me-
chanismen und Vereinigungen 
braucht, die auf Völkerverständigung, 
auf Aussöhnung und friedliche Ver-
handlungen hinarbeiten. 

„Die Waffen nieder“ wurde in 17 
Sprachen übersetzt und schon vor 
dem Ersten Weltkrieg 31 Mal neu auf-
gelegt. Bertha von Suttner wurde bei-
nahe über Nacht berühmt und kata-
pultierte sich in die Mitte der Friedens-
aktivist*innen ihrer Zeit. 1899 war sie 
eine der bedeutendsten Stimmen auf 
der ersten Haager Friedenskonferenz.

Die Netzwerkerin Bertha von Sutt-
ner schloss Freundschaft mit Hodgs-
on Pratt, dem Gründer der britischen 
Friedensinitiative, mit dem norwegi-
schen Friedensaktivisten Bjørnstjerne 
Bjørnson und mit der schwedischen 
Frauenrechtlerin und Autorin Ellen 
Key. Sie formte in diesen Jahren eine 
Idee und ein Ideal: Der Beginn des 
20. Jahrhunderts soll die Abkehr vom 
Krieg bedeuten; es sollte ein Jahrhun-
dert ohne Krieg werden. Am 30. Okto-
ber 1891 gründete Bertha von Suttner 
deshalb die Österreichische Friedens-
gesellschaft, die bald 2000 Mitglieder 
zählte, am 9. November 1892 dann 
in Berlin zusammen mit Alfred Her- »
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mann Fried die Deutsche Friedens-
gesellschaft. Und sie wurde zur Voll- 
blut-Aktivistin, die weltweit auf Frie-
denskongressen sprach. Der franzö-
sische Friedensaktivist Frédéric Passy 
verpasste ihr übrigens einen Spitzna-
men, ironischerweise dem Militärjar-
gon entlehnt: Er nannte sie bald „notre 
général en chef“, die Oberbefehlsha-
berin – ich weiß nicht, ob das Pazifis-
ten-Humor ist? 

Bertha von Suttners Pazifismus 
und ihre Gedanken zum Frieden ent-
wickelten sich stetig weiter. Sie dis-

kutierte in ihren Briefen mit Alfred No-
bel über Schlichtungsverfahren für die 
internationale Bühne und stellte sich 
energisch gegen Nobels Idee, dass 
nur Hochrüstung gegenseitige Ab-
schreckung bewirken und Frieden ga-
rantieren könne. Sie argumentierte: 
Frieden kann nicht auf Angst gegrün-
det werden. Frieden muss auf Vertrau-
en basieren. 1895 begründete Alfred 
Nobel mit seinem Testament die Ver-
gabe der Nobelpreise, darunter ein 
jährlicher Friedenspreis. 

10 Jahre später, 1905, wurde Ber-
tha von Suttner als erste Frau mit der 
Auszeichnung bedacht. In ihrer Dan-
kesrede bezog sie sich auf den kurz 
zuvor tobenden russisch-japanischen 
Krieg und die gescheiterte russische 
Revolution von 1904 und fragte, ob 
man den Pazifismus mit Blick auf all 
diese Gewalt ernstnehmen kann? 

Sie argumentierte: Man muss ver-
stehen, dass zwei Weltanschauungen 
und zwei Zivilisationsepochen jetzt 

mit einander ringen, und da wird man 
gewahr, dass mitten unter dem kra-
chenden, drohenden Alten das ver-
heissende Neue sich emporringt, gar 
nicht mehr vereinzelt, gar nicht mehr 
schwach und formlos, sondern schon 
viel verbreitet und lebenskräftig. Ganz 
unabhängig von der eigentlichen Frie-
densbewegung, die ja selber mehr 
ein Symptom als die Ursache der sich 
vollziehenden Wandlung ist, geht ein 
Prozess der Internationalisierung, der 
Solidarisierung der Welt vor sich.

Bei aller Anerkennung in den eige-
nen Reihen stieß Bertha von Suttner 

auch auf breite Kritik. Als Pa-
zifistin hatte sie es in einer mi-
litaristischen Zeit nicht einfach. 
In ihrem Nachlass, der bei den 
Vereinten Nationen in Genf im 
Archiv liegt, findet sich auch 
eine ganze Mappe mit kritischen 
Pressestimmen über sie. 

Ich zitiere aus einem Artikel 
namens „Die Waffen hoch“, lei-
der ist das Medium nicht über-
liefert:

Im Orient grollts, am Balkan 
ballen sich die schweren Wet-
terwolken, Serben, Bulgaren, 

Makedonier warten nur auf den Au-
genblick zum Losschlagen, im Hinter-
grunde lauern die Mächte, es ist die 
drückende Schwüle, die dem Sturm 
vorherzugehen pflegt, da auf einmal 
ruft die schrille Stimme einer ältlichen 
Dame dem erstaunten Europa wieder 
einmal den abgedroschenen Ruf ent-
gegen: „Die Waffen nieder – Friede auf 
Erden“

Der Pazifismus wird hier in seiner 
weiblichen Erscheinung in Form von 
Bertha von Suttner ganz offen abge-
wertet. Man rät ihr in dem Stück, ihre 
Friedensphrasen lieber nur bei ihren 
Teegesellschaften „vorzubeten“. 

Weiter heißt es: Und wenn Frau 
Suttner Zeitungen lesen würde, so 
müßte ihr der spanisch-amerikani-
sche, der südafrikanische, der China-
krieg und Venezuela den vollständigen 
Bankerott ihrer Friedensideen gelehrt 
haben, sie müßte einsehen, welche 
lächerliche Rolle die alten Perrücken 
der Haager Friedenskonferenz – und 

mit Respekt zu sagen, die Frau Baro-
nin selber spielen.

Ein ewiger fauler Friede wäre das 
größte Unglück für alle Staaten. Es 
wäre somit mehr als Wahnsinn, woll-
ten wir uns von einer hysterischen 
Dame mit schönen leeren Phrasen in 
einen reichlichen Friedensdusel ein-
wiegen lassen, aus dem uns eines 
schönen Tages dröhnender Kanonen-
donner unsanft erwecken wird.

Bertha von Suttner spürte die 
Spannungen in Europa natürlich auch. 
Sie leitete daraus eine Verpflichtung 
ab: 1913 traf sie den jungen österrei-
chischen Schriftsteller Stefan Zweig 
und warnte ihn eindringlich: Seine Ge-
neration müsse sich den Zielen der 
Friedensbewegung anschließen und 
sie lautstark verteidigen. Erst Jah-
re später wird Stefan Zweig zugeben, 
wie sehr sie recht hatte.

Den Beginn des Ersten Welt-
kriegs erlebte Bertha von Suttner 
nicht mehr. Sie starb am 21. Juni 1914 
mit 71 Jahren. Eine Woche später fie-
len in Sarajevo die tödlichen Schüsse 
auf den österreichisch-ungarischen 
Thronfolger Franz Ferdinand und sei-
ne Frau Sophie. 

Ist Bertha von Suttner also ge-
scheitert mit ihrer Idee und ihrer Über-
zeugung des Pazifismus, weil schon 
kurz nach ihrem Tod der erste von 
zwei Weltkriegen begonnen wurde 
und massenhaftes Morden und Ster-
ben folgten? Ich glaube nicht. Ihre pa-
zifistischen Überzeugungen und die 
der Friedensbewegung allgemein tru-
gen viel dazu bei, den Militarismus 
und die bewaffnete Konfliktlösung als 
außenpolitische Strategie zu hinterfra-
gen und inakzeptabler zu machen. Ihr 
Engagement half, die Grundlagen für 
internationale Einrichtungen zu legen, 
die sich bis heute der Friedenssiche-
rung verschreiben. Es waren auch ihre 
Überzeugungen, die die Frauen auf 
dem Internationalen Frauenfriedens-
kongress 1915 inspirierten und später 
Woodrow Wilson zu seinem Vorschlag 
der League of Nations bzw. dem Völ-
kerbund, aus dem die Vereinten Nati-
onen hervorgingen. 
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Titel
Bertha von Suttner wäre entsetzt 

gewesen über die vielen Kriege, die 
die Welt seit ihrem Tod 1914 gesehen 
hat. Der Blick auf den russischen An-
griffskrieg auf die Ukraine bringt mich 
einerseits zurück zu ihrer Mahnung, 
dass jede Generation ihr Engagement 
für die Friedenssicherung und -be-
wahrung erneuern muss. Gleichzei-
tig stellt sich die moralische Frage, ob 
auch bei einem Angriffskrieg wirklich 
der Verzicht auf Waffen geboten ist 

und Aggressoren so freie Bahn gege-
ben wird, um zu erobern, zu unterdrü-
cken und zu morden. 

Ich will mir nicht anmaßen zu ver-
muten, welche Antwort Suttner auf 
diese Frage gegeben hätte. Aber ich 
bin gespannt auf die Sichtweisen, die 
wir heute zu ihrem Werk und vielleicht 
auch zu solchen Fragen austauschen. 

Jasmin Lörchner ist freie Journalis-
tin mit Schwerpunkt Geschichte und 

schreibt u.a. für Medien wie Spiegel 
Geschichte, Geo Epoche, Mare und 
PM History. 

Seit 2020 hostet und produziert sie 
den Podcast „HerStory“ (www.hersto-
rypod.de), in dem sie zweiwöchentlich 
Frauen und queeren Protagonist*in-
nen der Geschichte nachspürt und 
historischen Figuren eine Bühne gibt, 
die übersehen werden oder nicht ge-
nügend Aufmerksamkeit bekommen. 

Danach zu fragen, ob es heu-
te noch gelte, „die Waffen 
nieder!“ zu fordern, mögen 
manche als Provokation und 

andere wieder als Selbstverständ-
lichkeit verstehen. Durch die Kriegs-
geschehnisse in der Ukraine sind die 
Fragen danach, ob es angemessen 
sei, eine solche Forderung zu erhe-
ben, allerdings wieder sehr viel unmit-
telbarer in die Wohnzimmer, in die po-
litischen Pausengespräche und in fast 
alle Diskussionsräume gedrungen.

Grund und Anlass genug, dieser 
Frage Raum zu geben – angemessen 
zum 180. Geburtstag von Bertha von 
Suttner.

Dieser intensive Austauschtag vol-
ler Inputs (siehe den Bericht von Fran-
zi Hippler und die beiden Referate von 
Margot Käßmann und Jasmin Lörch-
ner auf den folgenden Seiten) bestärk-
te letztlich grundsätzliche Hoffnungen 
in diesen Tag: Dass es notwendig ist, 
die Forderung „die Waffen nieder!“ 
laut und vielleicht auch politisch unbe-
quem zu erheben; dass es aber immer 
auch notwendig ist, dass pazifistische 
Forderungen und Positionen sich ihrer 
eigenen Beschränktheit bewusst sind 
und in einen selbstbewussten Aus-
tausch mit der breiteren Gesellschaft 
treten. Denn keinesfalls sollten es 
sich, so der Tenor des Tages, der Pa-

zifismus oder alle, die Pazifismen for-
mulieren, zu leicht machen. Nein, es 
gelte, um Antworten zu ringen, in den 
Austausch zu gehen, Geduld zu ha-
ben, abweichenden Stimmen zur ei-
genen Position auch zu hören und an-
zuerkennen – und immer auch sicht-
bar zu machen, wie partiell die Pers-
pektive ist, die wir einnehmen.

Historisch ist eine solche Positi-
on keinesfalls einmalig: Pazifist*in-
nen standen schon vielfach unter Be-
schuss, die Zitate, die Jasmin Lörch-
ner aus dem Nachlass von Suttner 
vortrug, waren dafür Illustration ge-
nug. Pazifist*innen hatten schon viel-
fach die Debatte mit anderslautenden 
Positionen und auch Betroffenen von 
Kriegen und Gewalthandlungen ge-
sucht – dies brachte Bianca Walther 
vom Podcast „Frauen von damals“ 
ein, und Mai Shatta von „Sudan Upri-
sing Germany“ bekräftigte die Not-
wendigkeit zu Handlung in Solidarität 
für die heutige Zeit. Pazifist*innen sind 
– und müssen – auch immer wieder 
ins Zweifeln geraten, ins Nachdenken, 
ins Ringen darum, wie eine gewaltfreie 
Welt aussehen könnte. Aus diesem 
Nachdenken, aus dieser Selbstbefra-
gung, sind wichtige und „gewaltige“ 
Impulse entstanden – dazu kann uns 
Bertha von Suttner lebendig Zeugnis 
geben und Inspiration sein.

Worum es nun gehen muss: Be-
stärkt durch diese von vielen beim 
Symposium geäußerte Bekräftigung 
der Forderung, „die Waffen nieder!“ 
zu legen, weitergehen und -arbeiten. 
Mit einem feministisch-intersektio-
nal informierten Pazifismus, der klar 
Kriegs- und Gewaltursachen benennt, 
die Logik und Dynamik von Krieg 
sichtbar macht und Alternativen dazu 
vorschlägt; der nicht in den Metho-
den, Mitteln und Slogans voriger Tage 
verharrt, sondern sich kreativ aus ih-
nen löst, ohne ihren Geist zu verraten; 
mit einer Friedensbewegung, die sich 
über progressive Bewegungen hin-
weg vernetzt und in kritischer Solida-
rität agiert.

Lauter hätte ein Aktionsprogramm 
für „Die Waffen nieder!“ - heute eben-
so wie früher, kaum benannt werden 
können. Ein inhaltlich durchweg inspi-
rierender Tag – auch wenn mehr Zeit 
für den Austausch zwischendrin hät-
te sein können. Stoff genug für vie-
le Abende am Essenstisch, im politi-
schen Bücherclub, im Freund*innen-
kreis allemal.

David Scheuing ist Vorsitzender des 
Stiftungsrats der Suttner-Stiftung der 
DFG-VK und beruflich tätig als verant-
wortlicher Redakteur der Zeitschrift 
W&F – Wissenschaft und Frieden.

Ja, sie gilt – aber nicht ohne Anstrengung 
Zur Bedeutung der Suttner´schen Forderung „Die Waffen nieder!“
Von David Scheuing

«
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Gegen die „Rattenfänger“ der Bundeswehr 
Mit dem Motto „Schulfrei für die Bundeswehr“ gegen die Militarisierung der Jugend
Von Klaus Pfisterer

Die Bundeswehr ist auf gro-
ßem Werbefeldzug. Dem 
Jahresbericht 2022 der 
Wehrbeauftragten Eva Högl 

(SPD), ist zu entnehmen, dass zum 
31.12.2022 183 051 Soldat*innen 
Dienst leisteten: 56 729 Berufssol-
dat*innen, 116 872 Soldat*innen auf 
Zeit und 9 450 Freiwillig Wehrdienst-
leistende – 600 weniger als ein Jahr 
zuvor. Nach den Vorstellungen von 
Verteidigungsminister Boris Pistorius 
(SPD) soll die Zahl auf 203 000 stei-
gen. Es gibt jedoch Probleme: die 
Konkurrenz mit der Wirtschaft, den 
Fachkräftemangel und die sinkenden 
Schulabgänger*innenzahlen. Hinzu 
kommen Probleme in der Truppe: Ent-
legene Standorte sind unattraktiv, die 
Vereinbarkeit von Familie und Dienst 
ist nicht gegeben und in zahlreichen 
Kasernen gibt es kein W-Lan.

2022 gab es 18 770 Dienstantrit-
te. Von diesen Personen haben 3 970 
(rund 21 Prozent) innerhalb der ersten 
sechs Monate die Bundeswehr wieder 
verlassen, im Heer sogar 30 Prozent. 
Die Gründe sind vielfältig: Persönli-
ches und Familiäres, Gesundheit, Ent-
fernung vom Heimatort, falsche Vor-
stellungen von den Rahmenbedingun-
gen, bessere berufliche Alternative. 
Gleichzeitig gab es 18 692 unbesetz-
te Stellen. Die Bewerber*innenzahl 
ging von 49 200 auf 43 900 zurück. In 
den ersten fünf Monaten 2023 sank 
die Zahl um weitere 7 Prozent (tages-
schau.de vom 2. August 2023). 

7 070 Soldat*innen auf Zeit ver-
längerten ihren Dienst. Dafür wurden 
11,5 Millionen Euro Verpflichtungs-
prämien ausbezahlt. Allerdings ist die 
Verpflichtungszeit gesunken. Bei den 
Wiedereinstellungen traten von 3 914 

Bewerber*innen ledig-
lich 1 570 den Dienst 
an. Noch weniger Ein-
stellungen gab es beim 
Seiteneinstieg: von 
9 928 Bewerber*innen 
gerade einmal 1 141. 
In beiden Bereichen 
sind die Bewerbungen 
rückläufig. Vor allem 
die Gewinnung quali-
fizierter Fachkräfte ist 
ein Problem, trotz der 
„Fachkräftekampagne 
2022“, die vor allem auf 
Messen durchgeführt 
wurde. 

Hinzu kommt, dass 
die Bundeswehr durch 
Kriegsdienstverwei-
ger*innen Personal 
verliert, wenn auch 
auf niedrigem Niveau: 
KDV-Anträge von Sol-
dat*innen 2020: 108; 
2021: 176; 2022: 235; 

von Reservis*innen 2020: 12 Anträ-
ge; 2021: 10; 2022: 271. Hier zeigt der 
Krieg in der Ukraine seine Auswirkun-
gen.

Die Bundeswehr wirbt massiv, um 
Jugendliche anzulocken. Das beginnt 
damit, dass sie Postkarten an diejeni-
gen Jugendlichen sendet, die im Fol-
gejahr 18 Jahre alt werden. Dazu wer-
den der Bundeswehr jährlich Melde-
daten von Jugendlichen übermittelt, 
wenn diese nicht vorsorglich wider-
sprechen. Für Kampagnen wie die 
Youtube-Serie „Die Rekruten“, Plakat- 
aktionen wie „Mach, was wirklich 
zählt“, Sommercamps, Fernsehspots 
usw. gibt die Bundeswehr jährlich 
mindestens 35,3 Millionen Euro aus.

Jugendoffiziere schwärmen in die 
Schulen aus und werden in allen 16 
Bundesländern eingesetzt. In neun 
Bundesländern wurden Kooperati-
onsvereinbarungen geschlossen, die 
ihnen einen privilegierten Zugang zu 
den Schulen ermöglichen. Sechs da-
von untersagen ihnen, für Tätigkeiten 
in der Bundeswehr zu werben: Nord-
rhein-Westfalen, Baden-Württem-
berg, Bayern, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen und Schleswig-Hol-
stein. Die Jugendoffiziere verweisen 
daher auf die Karriereberater*innen, 
die explizit werben. Diese  werden von 
keiner der Kooperationsvereinbarun-
gen erfasst, wodurch der Werbung 
Tür und Tor geöffnet ist.

Die CDU-Landtagsfraktion in Ba-
den-Württemberg will noch mehr Mi-
litär in den Schulen. In ihrem Sicher-
heitspapier „Tun, was getan werden 
muss“ vom 12. Januar 2023 will sie 
der Entfremdung zwischen Bundes-
wehr und Gesellschaft mit der Stan-
dardisierung eines Jugendoffiziers in 
den Schulen entgegenwirken. In ei-
ner Landtagsanfrage vom 9. Mai woll-
te sie die Außen- und Sicherheitspo-
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litik noch stärker als bisher in Schu-
le und Unterricht abbilden und in den 
Bildungsplänen stärker verankern las-
sen. 

Die FDP-Fraktion forderte in einer 
Landtagsanfrage vom 17. April, die 
Besuche von Jugendoffizieren in den 
Lehrplänen der jeweiligen Schularten 
zu verankern und feste Deputatsein-
heiten für sie vorzusehen. Sie woll-
te auch wissen, welche Schulen bzw. 
Lehrkräfte sich gegen den Besuch 
von Jugendoffizieren ausgesprochen 
hätten. 

Die baden-württembergische Kul-
tusministerin Waltraud Schopper 
(Grüne) wehrte diese Ansinnen ab 
und stellte klar, dass die gegenwärti-
gen Vereinbarungen ausreichend sei-
en. Zudem seien die Jugendoffiziere 
an den „Beutelsbacher Konsens“ ge-
bunden, der das Kontroversitätsgebot 
und das Überwältigungsverbot ent-
hält.

Dass die Bundeswehrwerbung 
teilweise fruchtet, sieht man an den 
Einberufungszahlen bei Minderjähri-
gen. Seit Aussetzung der Wehrplicht 
2011 wurden mehr als 15 000 Minder-
jährige zur Bundeswehr einberufen. 
2022 waren es 1 773 minderjährige 
Soldat*innen. Das entsprach 9,2 Pro-
zent der 18 770 Dienstantritte. Dass 
die Bundesregierung dabei gegen die 
UN-Kinderrechtskonvention verstößt, 
wird billigend in Kauf genommen.

Der Koalitionsvertrag der Ampel-
regierung sieht vor: „Ausbildung und 
Dienst an der Waffe bleiben volljäh-
rigen Soldatinnen und Soldaten vor-
behalten.“ Die Umsetzung ist bisher 
nicht erfolgt und wird es wohl auch 
nicht. Denn das Verteidigungsminis-
terium und die Truppe erarbeiten der-
zeit ein Konzept, wie die minderjähri-
gen Soldat*innen zunächst ohne Aus-
bildung an der Waffe in die Streitkräfte 
integriert werden können.

Es gibt Widerstand. Das Bündnis 
„Schulfrei für die Bundeswehr – Ler-
nen für den Frieden“ in Baden-Würt-
temberg setzt sich seit vielen Jahren 
dafür ein, dass die Landesregierung 
die Kooperationsvereinbarung kün-

digt und die Besuche der Karriere-
berater*innen in den Schulen unter-
sagt. Jugendoffiziere verschweigen 
in ihren Vorträgen oft die Kriegsreali-
tät. Die Karriereberater*innen werben 
mit den Sonnenseiten der Bundes-
wehr und führen die Jugendlichen so-
mit in die Irre. Das Schulfrei-Bündnis 
ist der Auffassung, dass an ihrer Stelle 
die verantwortlichen Politiker*innen in 
den Schulen informieren sollten, denn 
sie treffen die Beschlüsse zu den Bun-
deswehreinsätzen. 

Letztlich entscheidet jede Lehre-
rin und jeder Lehrer, ob sie/er das An-
gebot eines Jugendoffiziers annimmt. 
Und die wenigsten Kolleg*innen tun 
dies. Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) hat klare Be-
schlüsse gegen Jugendoffiziere im 
Unterricht. Die baden-württembergi-
sche GEW-Vorsitzende Monika Stein 
erklärte, dass die politische Bildung 
auch in Fragen der Sicherheitspolitik 
in die Hand der dafür ausgebildeten 
pädagogischen Fachleute gehört und 
nicht in die von Jugendoffizieren.

Der Widerstand sollte auch aus 
den Schulen kommen, vor allem von 
Schüler*innen. Aber die sind sich noch 
uneins. Während die Landesschüle-
rInnenvertretung Rheinland-Pfalz die 
verstärkte Werbung der Bundeswehr 
an Schulen verurteilt und stattdessen 
fordert, den Fokus auf die Förderung 
von Frieden, Gewaltlosigkeit und zivi-
lem Engagement zu legen, sieht der 
Vorsitzende des Landesschülerbei-
rats in Baden-Württemberg auch Vor-
teile von Soldat*innen in Klassenzim-
mern: Das bringe Abwechslung in den 
Unterricht.

Wichtig wäre, dass sich die Schü-
ler*innen entschieden gegen die Mili-
tarisierung des Bildungswesens stem-
men, und dies in Zusammenarbeit mit 
Friedensorganisationen, die sie darin 
unterstützen könnten.

Die „Kriegsbegeisterung“ der jun-
gen Menschen ist nicht sehr ausge-
prägt. Doch Vorsicht ist geboten. Die 
Bundeswehr wird in ihren Werbemaß-
nahmen nicht nachlassen. Neben dem 
Widerstand der GEW bedarf es auch 
dessen der anderen Lehrer*innenver-

bände. Schüler*innen benötigen Frie-
denserziehung und Friedensbildung 
statt Wehrpropaganda.

Klaus Pfisterer ist Landesvorsitzen-
der der DFG-VK Baden-Württemberg 
und Mitglied im Bündnis „Schulfrei für 
die Bundeswehr – Lernen für den Frie-
den“ in Baden-Württemberg.

Danke, alles Gute und ciao, Kathi!

Seit 2018 hat Katharina „Kathi“ Mül-
ler in der DFG-VK-Geschäftsführung 
als Referentin für Friedenspolitik ge-
arbeitet; zum 1. September hat sie 
als hauptamtlich Beschäftigte aufge-
hört. Viele kennen sie von den zahl-
reichen Aktivitäten, die sie organi-
siert hat; z.B. die Jugenddelegatio-
nen zu den Uno-Atomwaffen-Konfe-
renzen und zuletzt eine Tour mit Ak-
tivisten von den durch Atomwaffen-
tests betroffenen Marshallinseln. Vor 
allem war Kathi aber hinter den Ku-
lissen aktiv: bei der Betreuung des 
zweimonatlichen „Frieden mitma-
chen“-Newsletter, der Website und 
beim Fundraising. Wir danken Kathi 
für ihre großartige Arbeit! Sie wird 
uns als Mensch fehlen – und natür-
lich auch ihre Arbeit selbst. Wer sie 
besuchen möchte, kann das in Köln 
machen: Dort hat sie mit ihrem Part-
ner ein Brettspielcafé eröffnet (www.
brettspielecafekoeln.de). Vielleicht ja 
ein Ort für ein DFG-VK-Treffen?

Michael Schulze von Glaßer

«
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Mit langem Atem
19. Friedensfahrradtour der bayerischen DFG-VK – von Ingolstadt nach Lindau
Von Johanna Pfeffer

Wenig baden, viel du-
schen. Der Wettergott 
hat es den Friedens-
radler*innen der 19. 

Friedensfahrradtour (FFT) des bay-
erischen DFG-VK-Landesverbands 
nicht leicht gemacht; doch sie haben 
nicht nur durchgehalten, sondern ein-
mal mehr mit Engagement und Humor 
eine erfolgreiche Tour gestaltet.

Zum Auftakt am Freitag, 28. Juli, 
traf ein Großteil der Teilnehmenden 
bereits am Nachmittag ein, um in ei-
nem „Friedenscafé“ in der Jugendher-
berge in Ingolstadt über unterschied-
liche Perspektiven des Kriegs in der 
Ukraine zu diskutieren. Angelehnt 
an die Methode eines „World-Cafés“ 

sprachen die Teilnehmenden und ei-
nige interessierte Ingolstädter*innen 
in kleinen, wechselnden Viererrunden 
über Möglichkeiten, diesen Krieg zu 
beenden.

Weitere Friedenscafés fanden spä-
ter in München und am Ende der Tour 
in Lindau statt. Die Resonanz auf das 
Format des direkten Austauschs war 
überaus positiv. Sowohl die Radler*in-
nen als auch andere interessierte Teil-
nehmende lobten die Möglichkeit zum 
konstruktiven, niedriegschwelligen In-
formationsaustausch und fühlten sich 
durch diesen inspiriert, sich weiter mit 

friedenspolitischen Themen zu befas-
sen.

Am Samstag ging es nach einer 
Auftaktkundgebung und der Verab-
schiedung durch Eva Bulling-Schrö-
ter, der langjähringen früheren Ingol-
städter Linke-Bundestagsabgeordne-
ten, auf die Räder zu einer Fahrrad-
demo für Abrüstung nach Manching. 
Eine von der 3. Ingolstädter Bürger-
meisterin Kleine zunächst zugesagte 
Begrüßung wurde einen Tag vor dem 
Demostart aus fragwürdigen Termin-
gründen kurzfristig zurückgezogen.

Die Rheinmetall Airbus Defen-
ce AG ist der zweitgrößte Rüstungs-
konzern Europas und der Standort 
in Manching einer der größten Rüs-

tungsstandorte in Bay-
ern mit ca. 5 500 Mit-
arbeitern. Dort werden 
u.a. der Eurofighter pro-
duziert sowie Kampfjets, 
Transportmaschinen und 
Awacs-Aufklärungsflug-
zeugefür die Bundeswehr 
gewartet. Tommy Rödl, 
wesentlicher Initiator und 
langjähriger „Häuptling“ 
der FFT Bayern von 2004 
bis 2019, erwartete das 
Eintreffen der Demo ge-
duldig im strömenden 

Regen, um dann einen Überblick über 
die Aktivitäten von Airbus Defence zu 
geben.

Wetterbedingt fiel die nächs-
te Kundgebung in Pfaffenhofen sehr 
kurz aus, und alle weiteren Zwi-
schenstopps am ersten Fahrtag wa-
ren ganz und gar unpolitischer Na-
tur: Regensachen an, Regensachen 
aus, an und aus – und so weiter. Bis 
wir an dem wunderschönen Badewei-
her nahe Freising ankamen, waren wir 
so gründlich geduscht, dass niemand 
mehr Lust aufs Baden verspürte und 
wir vielmehr dankbar waren, unter ei-

ner Markise sitzend eine Pizza genie-
ßen zu dürfen.

Mit nassen Zelten und kritischen 
Blicken auf die abwechselnd hell und 
dunkel aufziehenden Wolken schien 
es am Tag darauf ausgeschlossen, 
den Termin bei Krauss-Maffei Weg-
mann in Allach halten zu können. 
Schließlich konnten wir die BI „Schule 
statt Panzer“ nicht ebenso im Regen 
stehen lassen wie tags zuvor Tommy 
Rödl. Also abgesagt und durchgera-
delt bis München zum nächsten Frie-
denscafé im Eine-Welt-Haus. Wie gut 
es sich im Trockenen doch diskutieren 
lässt!

Bei den Kundgebungen am drit-
ten Fahrtag in Starnberg und Weil-
heim hatten wir mehr Wetterglück und 
konnten mit einer von Franziska Maier 
gestalteten Plakataktion zum AVV, ei-
nem Infotisch und dem aufblasbaren 
zerbrochenen Gewehr einige Men-
schen und in Weilheim auch die Pres-
se für unser Anliegen interessieren. 
Unser musikalischer Mitradler, Claus 
Hofmann (Bandleader der „Ruam“), 
stimmte mit einem Friedenslied ein, 
und die Tour-Sprecherin Maria Feckl 
warb als Rednerin um Unterstützung 
dafür, die deutsche Regierung zur Un-
terzeichnung des UN-Atomwaffenver-
botsvertrages aufzufordern und Bür-
germeister*innen zu einer Mitglied-
schaft bei den Mayors for Peace zu 
bewegen.

Nach einer weggespülten Kund-
gebung in Schongau am Vormittag 
des vierten Tages ging es nachmittags 
zu einem Highlight der Tour: In Kauf-
beuren konnten wir – dank der Zu-
sammenarbeit mit der Kaufbeurer Ini-
tiative für Frieden Internationalen Aus-
gleich und Sicherheit (Kifias) – eine 
überdachte Bühne für unseren Auftritt 
nutzen. Für die Kifias sprachen Silvia 
Strauch und Rudi Krumm u.a. über 
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den Luftwaffenstandort am Flieger-
horst Kaufbeuren. Die Touransprache 
hielt Andreas Zumach, der von Ingol-
stadt bis Kaufbeuren mitradelte.

Bereits im Rahmen der Vorgesprä-
che für die Tourplanung hatten die 
Friedensaktivist*innen von Kifias ihren 
Bürgermeister Stefan Bosse (CSU), 
davon überzeugen können, Mitglied 
bei den Mayors for Peace zu werden, 
und später erreichte uns in Lindau die 
Nachricht, dass die neue Mitglied-
schaft tatsächlich besteht.

Für den Abend hatte Kifias den 
Vortrag von Andreas Zumach zum 
Thema „Krieg in der Ukraine und kein 
Ende?“ vorab beworben, so dass der 
Saal mit ca. 120 Zuhörer*innen gut ge-
füllt war. Den Vortrag hat Martina Jä-
ger aufgezeichnet, und er wird dem-
nächst online zu sehen sein.

Bei den Kundgebungen der nächs-
ten Tage hatten wir keine Friedens-
gruppen vorab erreichen können. An-
gemeldet waren ursprünglich jeweils 
die zentralen Punkte im Ortskern, was 
– mit Ausnahme von Füssen – auch 
unproblematisch war. Füssen hatte 
uns zweimal neue Plätze zugewiesen, 
eine versprochene Sperrung war nicht 
erfolgt, die Polizei vor Ort zeigte wenig 
Kooperationsbereitschaft. In Markt- 
oberdorf, Immenstadt und Oberstau-
fen waren die Behörden deutlich 
freundlicher. Doch letztlich sorgte das 
sehr durchwachsene Wetter an allen 
Orten im Allgäu dafür, dass die Fuß-
gängerzonen nur mäßig besucht wa-
ren und wir nicht viele Menschen an-
locken konnten.

Die Fahrtage durch die wunder-
schöne Landschaft im Allgäu und 
auch die abschnittsweisen Sonnen-
stunden haben uns für die Strapazen 
der Steigungen, des teils heftigen Ge-
genwindes und des wiederkehrenden 
Regens dann doch immer wieder ent-
schädigt. Und so konnte uns Werner 
Mesnaric als „Tourguide“ in immer 
noch guter Stimmung am 4. August, 
pannenfrei bis Lindau führen.

Der Aktionstag am 5. August in 
Lindau umfasste eine Führung in den 
Friedensräumen, einen vierstündigen 
Infostand am Alten Rathaus, Kundge-

bung und Plakataktion sowie eine Be-
grüßung durch die 3. Bürgermeisterin, 
Frau Dorfmüller (SPD). Diese berichte-
te, dass Lindau nicht nur bereits 2006 
den Mayors for Peace beigetreten ist, 
sondern sich noch immer als atom-
waffenfreie Stadt definiert. Ferner ver-
anstalteten wir erneut ein Friedensca-
fé und ein mit der Tour de Natur ge-
meinsam gestaltetes Umwelt- und 
Friedensfest.

Tommy Rödl erläuterte in einer 
spannenden Rede die Vorgeschich-
te zum russischen Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine und das Versagen der 
westlichen Politik und begründete die 
pazifistischen Forderungen nach ei-
nem sofortigen Waffenstillstand, Ver-
handlungen und Abrüstung.

Beim dritten Friedenscafé der Tour 
wurde erneut über die unterschied-
lichen Aspekte zum Krieg in der Uk-
raine diskutiert, und die Resonanz 
der Teilnehmenden aus dem Kreis der 
„Ökoradler*innen“, deren einziger Kri-
tikpunkt war, dass die Diskussionszei-
ten zu kurz bemessen gewesen seien, 
bestätigte einmal mehr unser „Bauch-
gefühl“, das der Idee des Friedensca-
fés zugrunde liegt:

Das Friedenscafé wurde dazu kon-
zipiert, Menschen, die nicht originär in 
der Friedensbewegung verortet sind, 
anzusprechen und mit pazifistischen 

Sichtweisen in Kontakt zu bringen. 
Von Mensch zu Mensch – oder von 
Radler*in zu Radler*in.

Zum Abschluss gestalteten wir ge-
meinsam mit der Tour de Natur ein 
„Umwelt- und Friedensfest“ mit An-
sprachen, Musik und vielen nach-
denklichen Tönen – leider bei weiter 
fallenden Temperaturen, so dass wir 
uns gegen 21 Uhr schon zum Cam-
pingplatz zurückzogen.

Mein Resümee: Was heißt erfolg-
reich? Wir haben – trotz der schwie-
rigsten Wetterbedingungen seit 2004 
– wieder einige Menschen erreicht, 
einige Presseberichte ausgelöst und 
einige Menschen neu kennenge-
lernt und hoffentlich einige Sympathi-
sant*innen dazugewonnen. Wir haben 
die Tour gemeinsam bewältigt, viel ge-
lacht und uns über das Zeitgeschehen 
ausgetauscht. Mit den Friedenscafés 
haben wir ein neues Format gefun-
den, das geeignet ist, „gesinnungs-
verwandte“ Gruppen und Strömungen 
anzusprechen. Darin steckt Poten-
zial. Wir haben die Welt nicht umge- 
krempelt, aber wir haben einmal mehr 
gegeben, was wir konnten. Frieden 
braucht einen langen Atem!

Johanna Pfeffer war Co-Organisatorin 
der Friedensfahrradtour 2023.
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Laut offiziellem Statement der 
Bundesregierung sind Rüs-
tungsexporte sehr streng re-
guliert und bedürfen der 

mehrfachen Genehmigung. Hierzu 
steht im Rüstungsexportbericht 2021: 
„Das KrWaffKontrG [Kriegswaffenkon-
trollgesetz] bestimmt, dass der ge-
samte Umgang mit Kriegswaffen (Her-
stellung, Erwerb und Überlassung der 
tatsächlichen Gewalt, jede Art der Be-
förderung sowie Vermittlungsgeschäf-
te) einer vorherigen Genehmigung der 
Bundesregierung bedarf (vgl. §§ 2 bis 
4a KrWaffKontrG). Für kommerziel-
le Geschäfte ist das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) die Genehmigungsbehörde; 
das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF), das Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat (BMI) und das 
Bundesministerium der Verteidigung 
(BMVg) sind jeweils für die Geneh-
migungen nach dem KrWaffKontrG 
für ihren Geschäftsbereich verant-
wortlich.“ 

Worauf ist es dann zurückzufüh-
ren, dass Deutschland der viertgröß-
te Waffenexporteur der Welt ist – und 
das, obwohl die Regierung eigentlich 
Rüstungsexporte begrenzen wollte? 
Allein in diesem Jahr wurden bereits 
Waffen im Wert von 4,62 Milliarden 
Euro exportiert. Das sind 12 Prozent 
mehr als in den ersten sechs Mona-
ten des Vorjahres. Größtes Empfän-
gerland mit einem Anteil von 1,18 Milli-
arden Euro ist die Ukraine. Damit sind 
Deutschlands Waffenexporte das drit-
te Jahr in Folge auf hohem Niveau.

Weiterhin betont man im Rüstungs-
exportbericht: „Nach § 6 KrWaffKon-
trG besteht kein Anspruch auf Ertei-
lung einer Genehmigung für die Aus-
fuhr von Kriegswaffen. Diese ist zwin-
gend zu versagen, wenn die Gefahr 
besteht, dass die Kriegswaffen bei ei-
ner friedensstörenden Handlung ver-

wendet, völkerrechtliche Verpflichtun-
gen der Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt werden oder aber der 
Antragsteller nicht die für die Hand-
lung erforderliche Zuverlässigkeit be-
sitzt.“  

Wie ist es dann möglich, dass 
Deutschland Waffen nach Saudi-Ara-
bien liefert, einem Land, das das Völ-
kerrecht massiv verletzt, indem es ei-

nen verbrecherischen Krieg gegen die 
Bevölkerung im Jemen führt und hier-
bei auch vor zivilen Zielen wie Schu-
len, Wohnhäusern und Kindergärten 
nicht Halt macht?

Warum wurde mit Beginn des Uk-
raine-Krieges das seither geltende 
Rüstungsexportverbot in Kriegsge-
biete aufgehoben?

Welche Bedeutung kann man der 
angeblich so restriktiven Rüstungs-

Notwendige Fragen zu Rüstungsexporten
Deutschlands Geschäft mit dem Tod
Von Marina-Felicitas Obst-Dieterle
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exportpolitik einer Bundesregierung 
sowie ihrer diversen Vorgängerregie-
rungen beimessen, wenn es einer-
seits heißt, wir machen es uns nicht 
einfach und setzen hohe Hürden vor 
Waffenexporte, und andererseits sei-
tens des Bundeskanzlers und der Ver-
teidigungsministerin gesagt wird, wir 
haben Verpflichtungen gegenüber un-
seren Partnern in der EU, dafür müs-
sen auch mal Ausnahmen gemacht 
werden – wie beim Staatsbesuch des 
Kanzlers vor zehn Monaten in Saudi- 
Arabien, wo Waffenlieferungen aus-
gehandelt wurden, obgleich sogar im 
Koalitionsvertrag der Ampelregierung 
eindeutig steht: „Wir erteilen keine Ex-
portgenehmigungen für Rüstungsgü-
ter an Staaten, solange diese nach-
weislich unmittelbar am Jemen-Krieg 
beteiligt sind.“

Deutschland tauscht Moral gegen 
Wasserstoff und begründet dies mit 
der aktuellen Energiekrise in unserem 
Land – dabei wäre diese zu vermeiden 
gewesen, hätte man rechtzeitig auf 
Regenerative umgestellt.

Darüber hinaus rechtfertigt man 
die Lieferung elementarer Komponen-
ten zur Herstellung von Waffen mit der 
Langfristigkeit bestimmter kooperati-
ver EU-Projekte sowie der dazugehö-
rigen politischen Beschlussfassungs-
verfahren. Gleiches gilt für die Geneh-
migungswerte. 

Tatsache ist doch, dass es weder 
ein verlässliches, unabhängiges Kon-
trollgremium für Rüstungsexporte gibt 
– die Bundesregierung kontrolliert 
sich selbst und hat die Formulierun-
gen der entsprechenden Gesetze so 
gewählt, dass sie jederzeit juristisch 
auslegbar und somit stets rechtssi-
cher für die beteiligten Politiker*innen 
sind – noch von Seiten der Bundesre-
gierung der Wille zu einer konsequen-
ten Änderung der Rüstungsexportpo-
litik besteht. Zur Not redet man sich 
auf „Verpflichtungen gegenüber den 
Bündnispartnern in EU und Nato“ he-
raus. 

Die im Rüstungsexportkontrollge-
setz festgeschriebenen Regelungen 
werden fortwährend ausgehebelt. Gilt 
ein Staat z.B. als strategischer Partner 
im Kampf gegen den internationalen 
Terrorismus, liefert man auch Waffen 
dorthin – selbst, wenn es ein Krisen-
gebiet ist. So geschehen beispiels-
weise im Fall von Algerien.

Und die Rüstungsindustrie? Ihr 
geht es so gut wie nie! Seit 2016 hat 
Deutschland seine Rüstungsexpor-
te um 21% gesteigert. Die namhaf-
ten Waffenhersteller Rheinmetall und 
Heckler & Koch verzeichnen hohe Ge-
winne sowie volle Auftragsbücher.

Leider sind sowohl der aktuelle 
Rüstungsexportbericht als auch das 
Eckpunktepapier zu diesem Thema 
nichts als viele schöne Worte!

Ein wirklich glaubwürdiges Rüs-
tungskontrollgesetz etabliert ein Ver-
bandsklagerecht, mittels dessen die 
Bundesregierung sowohl gegenüber 
ihren eigenen Bürger*innen als auch 
gegenüber denjenigen, die von den 
Rüstungsexporten direkt betroffen 
sind und darunter zu leiden haben, 
Rechenschaft ablegen muss. Ebenso 
sollten die Kleinwaffengrundsätze ex-
plizit festgeschrieben und eine besse-
re Kontrolle deutscher Firmen im Aus-
land gewährleistet werden.

Weiterhin haben bezüglich der Rüs-
tungszusammenarbeit auf EU-Ebene 
Nachbesserungen zu geschehen. Es 
ist extrem wichtig, dass Deutschland 
sich mit Nachdruck für eine restrikti-
vere rechtliche Regelung auf EU-Ebe-
ne einsetzt und auch national mit wirk-
sameren Kontrollmechanismen voran-
geht, um ein gutes Beispiel für andere 
Länder abzugeben und diese zu mo-
tivieren, gleichfalls Schritte in diese 
Richtung zu unternehmen.

Marina-Felicitas Obst-Dieterle ist lang- 
jähriges DFG-VK-Mitglied, aktiv in der 
Gruppe Stuttgart und arbeitet im Ar-
beitskreis Friedenslogik der DFG-VK 
mit. «

Bitte 
umsteigen 
von analog 
auf digital

Der DFG-VK-Bundeskassierer  
Christoph Neeb wirbt:  
Weniger Geld für die Post,  
mehr für Politik!  
Und bittet darum, dass sich mög-
lichst viele Mitglieder dafür ent- 
scheiden, die ZivilCourage nicht 
mehr als gedrucktes Heft per Post 
zu beziehen, sondern digital als PDF 
per E-Mail. Zu lesen am Computer, 
auf dem Tablet oder Smartphone. 
Bisher haben sich mehr als 500 Mit-
glieder für den Digitalbezug ent-
schieden und sparen v.a. Portokos-
ten (und in geringerem Maß auch 
Druckkosten) ein. Geld, das damit 
nun direkt in die politische Arbeit 
der DFG-VK fließt. Und eine Umstel-
lung schont natürliche Ressourcen.

Die Umstellung ist ganz einfach:
Entweder zivilcourage.dfg-vk.de/
die-zivilcourage-online-beziehen/ 
aufrufen, eintragen, absenden, fertig. 
Oder: E-Mail an: zc@dfg-vk.de  
mit dem Betreff: ZC digital
Bitte Vor- und Nachnamen, Wohnort 
und (falls griffbereit) Mitgliedsnum-
mer angeben. Vielen Dank!
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Kurz nach dem Einmarsch 
Russlands in die Ukraine im 
Februar vergangenen Jahres 
forderte Bildungsministerin 

Stark-Watzinger (FDP) die verstärk-
te Einbindung von Jugendoffizier*in-
nen der Bundeswehr in den Schul-
unterricht. Seitdem gerieten auch die 
Universitäten ins Visier der militäraffi-
nen Ministerin. Viele Universitäten ver-
pflichteten sich in der Vergangenheit 
durch eine sogenannte Zivilklausel 
dazu, die Forschung rein friedlichen 
Zwecken zu unterstellen. Doch gera-
de diese, oft über Jahre erkämpften, 
Zivilklauseln werden aktuell massiv in-
frage gestellt.

So schrieb Stark-Watzinger in ei-
nem Gastbeitrag für die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung im August, man 
müsse „die strikte Trennung zwischen 
ziviler und militärischer Forschung 
hinterfragen“ – es stelle sich die Fra-
ge, ob solche Zivilklauseln noch „zeit-

gemäß“ seien. Damit folgt sie einem 
Gutachten der „Expertenkommission 
Forschung und Innovation“, in dem es 
heißt, die „in Deutschland bestehende 
strikte Trennung von militärischer und 
ziviler Forschung“ müsse „überwun-
den werden, um Synergien zu schaf-
fen“.

Solche Ideen wurden in den letzten 
Monaten immer wieder vorgebracht 
und verschärften die Diskussionen. 
Mit der seit der Bologna-Reform zu-
nehmenden neoliberalen Ökonomisie-
rung sowie den aktuellen Streichun-
gen von Haushaltsgeldern für die Bil-
dung sehen sich viele Unis regelmä-
ßig einem heiklen Balanceakt ausge-
setzt. Laut einem Artikel des Deutsch-
landfunks finanzierten sich deutsche 
Hochschulen schon 2019 zu 50 Pro-
zent aus Projekt- oder Drittmitteln.

Während der Bildung und ande-
ren sozialen Politikfeldern ständig 

Geld entzogen wird, ist klar, 
wer vor allem seit der so-
genannten Zeitenwende 
mehr als genug Mittel hat, 
um Projekt- und Drittmit-
telfinanzierungen anzubie-
ten: das Militär und die Rüs-
tungsindustrie. Die fehlge-
leitete Prioritätensetzung 
dieser Haushaltspolitik för-
dert also auch die Abhän-
gigkeit der Forschungsein-
richtungen. Ironischerwei-
se sind es vor allem die Be-
fürworter dieser Politik, die 
gegen die Zivilklauseln mit 
„Freiheit und Unabhängig-
keit der Forschung“ argu-
mentieren.

Den finanziellen Lockun-
gen zu widerstehen, wird 
für Unileitungen und ande-
re Vertreter*innen akademi-
scher Einrichtungen immer 

schwieriger. Das bekannte Problem 
der „Dual-Use-Forschung“ wird zu-
nehmend thematisiert, und auch die 
rhetorischen Grenzen zwischen ziviler 
und militärischer Forschung werden 
weiter aufgeweicht. So betonte der 
Präsident der Deutschen Akademie 
der Technikwissenschaften, Jan Wör-
ner, vor Kurzem, dass auch der „Er-
halt der Wehrhaftigkeit einer Nation“ 
ein friedlicher Zweck sein könne. Ne-
ben direkten Angriffen auf die sowie-
so oft nur vage formulierten Zivilklau-
seln wird auch der Begriff der friedli-
chen Forschung weiter ad absurdum 
geführt.

Sagen wir es einmal deutlich: 
Friedliche, zivile Forschung, die das 
menschliche Wohl, die Verbesse-
rung menschlicher Lebenssituationen 
und die Erhaltung menschlicher Le-
bensgrundlagen in den Mittelpunkt 
stellt, sollte selbstverständlicher An-
spruch einer demokratischen Gesell-
schaft sein. Neben dem Inhalt soll-
te dabei immer auch der Prozess kri-
tisch begleitet werden: Wer forscht 
für wen? Wer hat überhaupt Zugang 
zu entsprechenden Bildungsange-
boten? Und so weiter … Militärische 
Forschung ist destruktive Forschung. 
Sie hat keinen partizipativen, emanzi-
patorischen Anspruch und erst recht 
nicht die Verbesserung menschlicher 
Lebenssituationen im Sinn – im Ge-
genteil. Was militärische Forschung 
in erster Linie hervorbringt, sind noch 
effektivere Methoden, wie Menschen 
sich gegenseitig im Sinne zerstöre-
rischer Kapitalinteressen umbringen 
können. Diese Art der Forschung soll-
ten nicht nur Pazifist*innen entschie-
den ablehnen.

Jan Sander ist Mitglied im DFG- 
VK-Bundessprecher*innenkreises und 
Teil des U-35-Netzwerks.

Zivilklauseln unter Beschuss 
Keine militärische Forschung an Universitäten und Hochschulen
Von Jan Sander
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Als Teil der #ObjectWarCam-
paign, die sich für Schutz 
und Asyl für Kriegsdienst-
verweiger*innen und Deser-

teure*innen aus Russland, Belarus 
und der Ukraine einsetzt, hat Connec-
tion e.V. vor wenigen Wochen einen 
russischsprachigen Telegram-Kanal 
eröffnet.

Telegram, das ist ein umstritte-
ner Messenger-Dienst. Er bietet wie 
WhatsApp, Signal und andere derar-
tige Dienste die Möglichkeit, über das 
Smartphone Kurznachrichten an an-
dere Personen oder Gruppen zu sen-
den. Der Messenger-Dienst gilt nicht 
wirklich als sicher, weil z.B. nur zwi-
schen Endgerät und Server verschlüs-
selt wird. Und Telegram bietet radika-
len Gruppierungen eine Bühne, weil 
ihre Chatgruppen nicht kontrolliert 
werden.

Gruppen und Organisationen, die sich 
für Kriegsdienstverweiger*innen aus 
Russland, Belarus und der Ukraine 
einsetzen. Wenn wir diese erreichen 
wollen, müssen wir zwangsläufig auch 
deren Medien nutzen.

Seit Beginn des Ukraine-Krie-
ges haben sich Hunderte von Verwei-
ger*innen aus den drei Ländern bei 
uns gemeldet. Allein in den Wochen 
nach der Teilmobilmachung in Russ-
land im September 2022 gab es bei 
uns und Pro Asyl, mit denen wir an 
dieser Stelle eng zusammenarbeiten, 
weit mehr als 1 000 Anfragen. 

Die Betroffenen brauchen seriöse 
Informationen darüber, welche Orga-
nisationen weiterhelfen können, wie 
eine Ausreise aus ihren Ländern noch 
möglich ist, welche Visaregelungen es 
gibt, wer eine Chance hat, Asyl zu er-
halten und vieles mehr. Es ist sicher 

Telegram-Kanal ergänzt nun dieses 
Angebot.

Auf dem Telegram-Kanal wird über 
wichtige Fragen des deutschen Asyl-
rechts informiert, und es werden Bei-
spiele genannt, wie Betroffene auf Be-
scheide und Entscheidungen reagie-
ren können. Während Personen, die 
aus einem schon angetretenen Militär-
dienst desertieren, mit einer Anerken-
nung als politischer Flüchtling rech-
nen können, gibt es diese Sicherheit 
für Kriegsgegner*innen nicht, die be-
reits vor einer Einberufung das Land 
verlassen.

Glücklicherweise können wir für 
die russischsprachigen Publikatio-
nen wie diesen Telegram-Kanal eng 
mit Aktiven aus der russischen Anti- 
kriegsbewegung zusammenarbei-
ten, die aufgrund der ihnen drohen-
den Repressionen nach Deutschland 
gekommen sind. Im Rahmen des Eu-
ropäischen Netzwerkes der #Object 
WarCampaign gibt es in der Zwi-
schenzeit ein gutes Netz von Aktiven, 
die an verschiedensten Stellen unter-
stützen, Übersetzungsdienste leisten, 
Aktionen vorantreiben oder eben auch 
den Telegram-Kanal betreuen. Die 
Idee des Telegram-Kanals ist aus die-
ser Kooperation heraus entstanden. 
Und kaum hatten wir den Kanal ver-
öffentlicht, gab es von Seiten der Uk-
rainischen Pazifistischen Bewegung 
auch den Vorschlag, ein ähnliches An-
gebot auch für ukrainische Verweige-
rer vorzusehen. Wir werden das Ange-
bot entsprechend ausbauen.

Rudi Friedrich ist Geschäftsführer von 
Connection e.V. und langjähriges Mit-
glied der DFG-VK.

Der Kanal ist unter  
diesem Link abrufbar: 
https://t.me/
connection_ev

Deserteure und KDVer unterstützen
Telegram-Kanal von Connection zu Kriegsdienstverweigerung und Asyl – in Russland
Von Rudi Friedrich

Dennoch haben wir uns dafür ent-
schieden, dort einen Kanal aufzuma-
chen, der sich in russischer Spra-
che ausschließlich mit der Frage von 
Kriegsdienstverweigerung und Asyl 
beschäftigt. Grund dafür ist vor al-
lem, dass von russischsprachigen 
Menschen fast durchgängig Tele-
gram genutzt wird, auch von all den 

notwendig, dies in jedem Ein-
zelfall zu klären. Aber grundle-
gende Informationen sind doch 
eine wesentliche Basis dafür, 

dass Menschen, die 
sich dem Krieg 

verweigern, für 
sich selbst 
eine Entschei-
dung treffen 
können, was 

sie tun sollen.
Wir bieten da-

für Beratung an, seit Anfang 
des Krieges in Deutsch, Eng-
lisch und Russisch. Wir hatten 

eine Hotline aufgemacht, bei der sich 
die Betroffenen melden können und 
in russischer Sprache Infos erhalten 
(+49 157 824 702 51 und get.out.now@
gmx.de). Auf Anregung von Gruppen 
der DFG-VK gibt es den Flyer der 
Kampagne auch in russischer Spra-
che. Das eröffnet die Möglichkeit, ihn 
z.B. vor entsprechenden Supermärk-
ten zu verteilen oder auszulegen. Der 
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„Putins Krieg sabotieren!“
Adbusting-Aktion für das Recht auf Asyl für Kriegsdienstverweigerung in Berlin
Von der Kommunikationsguerilla-Gruppe „Asyl für Kriegsdienstverweigerer jetzt!“

Mit dem Werbe-Plakat 
stimmt doch was nicht?“ 
Das dachten sicher sich 
auch viele Passant*innen, 

die Mitte August durch Berlins Mit-
te flanierten. Denn die Kommunika-

tionsguerilla-Gruppe „Asyl 
für Kriegsdienstverweigerer 
jetzt!“ (AfKj!) hatte unerlaubt 
fast 20 Werbeplakate zwi-
schen Treptower Park, Ale- 
xanderplatz und Tiergarten 
gekapert. Die eigentlich hän-
genden Werbeplakate für 
Eiscreme, Zeitschriften, ei-
nen Freizeitpark, die Berliner 
Verkehrsbetriebe, Duschgel 
oder Kleidung veränderte 
die Gruppe AfKj! mit Schere, 
Papier oder Farbe so, dass 
die abgebildeten Personen 
und Motive jetzt dafür war-
ben, Kriegsdienstverweige-
rer*innen aus Russland, der 
Ukraine und Belarus einfa-
cher Asyl zu gewähren. „Die 
meisten Werbemotive sind 
derart platt, dass man sie 
sich einfach mit einer ande-
ren Forderung, wie Recht 
auf Asyl für Kriegsdienstgeg-
ner*innen, aneignen kann“, 
sagt Roderich Supersonnen-

wetter, Sprecher*in der Aktionsgrup-
pe AfKj!. Außerdem fand sich auf allen 
Plakaten ein Link und ein QR-Code, 
der zur Homepage der Kriegsdienst-
verweigerungsorganisation Connecti-
on e.V. führt.

Diktatoren eiskalt erwischen

Genau vor der belarusischen Bot-
schaft forderte ein umgebasteltes 
Werbeplakat für die Winterkollektion 
eines Fast-Fashion-Konzerns mit der 
Abbildung einer im Schnee stehen-
den Person: „Give dictators the chills“ 
(„Bringt Diktatoren zum Zittern“). Wie 
das gehen soll, steht auch in großen 
Buchstaben auf dem Poster: „Sup-
port Russian and Belarusian war re-
sisters!“ („Unterstützt russische und 
belarusische Kriegsgegner*innen! Un-
terstützt russische und belarusische 
Kriegsdienstverweigerer*innen!“).

Putins Krieg sabotieren

Statt Werbung für eine Zeitschrift zu 
machen, fragt am Brandenburger Tor 
die abgeBILDete Prominente nach 
dem Poster-Hack: „Putins Krieg sa-
botieren?“ Ihre Antwort: „Mit Asyl für 
Kriegsdienstverweigerer*innen!“

Stoppt die zweite Front!

Ein Plakat, dass ein angebissenes Eis 
zeigt, warb jetzt für Asyl für belarus-
sische Kriegsdienstverweiger*innen: 
„Taking a bite out of the Belarusian 
army. Asylum for conscientious ob-

„
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jectors stops the second front!“ („Beiß 
ein Stück aus der belarusischen Ar-
mee! Asyl für Kriegsdienstverweigerer 
stoppt die zweite Front!“).

Trauma statt Duschgel

Eine Werbung für Duschgel kaperte 
AfKj! ebenfalls. Statt die Vorteile einer 
bestimmten Seife anzupreisen, lautete 
der Poster-Text nun: „Trauma kannst 
Du nicht abwaschen. Asyl für Kriegs-
dienstgegner*innen!“ 

Traktoren klauen Panzer

Vor der russischen Botschaft zeigt die 
Werbung für einen Erdbeer-Freizeit-
park eine Frau mit Kindern auf einem 
Traktor. Die Kommunikationsguerilla 
stattete mittels Farbe den Traktor mit 

ukrainischen Flaggen aus. Die Perso-
nen auf dem Traktor sagen ergänzend 
zur politischen Forderung nach Asyl 
für Kriegsdienstverweigerer*innen: 
„We stole Putin‘s tanks, you should 
take the soldiers!“ („Wir haben Putins 
Panzer gestohlen, übernehmt ihr die 
Soldat*innen!“).

Auf allen Plakaten befand sich ein Link 
und ein QR-Code, der zur Homepage 
der Kriegsdienstverweigerungsorga-
nisation Connection e. V. führt:
https://de.connection-ev.org/ 
article-3779

«
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Steinmeier und andere Verfassungsfeinde
Das Grundgesetz verbietet jede Dienstpflicht (außer als lex specialis die Wehrpflicht)
Von Stefan Philipp

Seit dem Beginn des Krieges 
Russlands gegen die Ukrai-
ne melden sich wieder zu-
nehmend junge Männer und 

solche, die vor Jahren Soldat bei der 
Bundeswehr waren, bei der DFG-VK. 
Ihre Sorge: Der Krieg könnte sich so 
ausweiten, dass die Nato, und da-
mit auch die Bundeswehr, die Ukrai-
ne nicht mehr nur logistisch, finanzi-
ell, mit Waffen und Munition, sondern 
auch mit eigenen Soldaten unterstützt 
– und sie dabei mitmachen müssten. 
Die Zahl solcher Besorgter und Rat-
suchender ist zwar (noch) überschau-
bar, aber die Kriegsdienstverweige-
rung (KDV) nach Artikel 4 Absatz 3 des 
Grundgesetzes (GG) wird so wieder zu 
einem Thema für die DFG-VK.

Gleichzeitig werden immer wieder 
Vorschläge zur Einführung einer allge-
meinen Dienstpflicht bekannt. Wäh-
rend dies in den letzten Jahren häu-
fig nur ein Thema im Sommerloch war,  
haben in den letzten Monaten vor al-
lem prominente SPD-Leute solche 
Ideen propagiert: Bei mehreren Gele-
genheiten sprach sich Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier für eine 
„soziale Pflichtzeit“ aus. Noch keinen 
Monat im Amt sah der neue Kriegs-
ertüchtigungsminister Boris Pistori-
us im Februar „gute Argumente für 
eine allgemeine Dienstpflicht“. Und 
die Wehrbeauftragte des Bundestags, 
Eva Högl, schlug erst im Sommer ein 
„Dienstjahr für Deutschland“ vor.

Daneben gibt es vermehrt Forde-
rungen, Asylbewerber zu „gemeinnüt-
ziger Arbeit“ zu verpflichten.

Wenn der deutsche Staat Bürger* 
innen zu Dienstleistungen zwangs- 
verpflichten will, dann ist zu-
nächst zu fragen: Woraus lei-
tet  die deutsche Bundesrepublik  
ihre Legitimität ab? Formal, recht-
lich und inhaltlich einzig und allein 
daraus, dass sie sich als demokrati-
scher und sozialer Bundesstaat mit 
einer verfassungsmäßigen Ordnung 
konstutiert (hat), in dem „alle Staats-
gewalt vom Volk“ ausgeht, Exe- 
kutive und Judikative an Gesetz und 
Recht gebunden sind und die Legis-
lative strikt im Rahmen der Verfas-
sung, also dem Grundgesetz, agiert 
(Art. 20 GG). Die erste Verpflichtung 
des deutschen Staates und der in sei-
nem Auftrag Handelnden ist die Ach-
tung und der Schutz der unantast- 
baren Menschenwürde und der sich 
daraus ergebenden Menschen- und 
Grundrechte. 

Die Grundrechte sind in den Arti-
keln 1 bis 19 des Grundgesetzes fest-
geschrieben und dürfen durch (ein-
fach)gesetzliche Regeln in ihrem We-
sensgehalt „in keinem Falle (...) ange-
tastet werden“ (Art. 19 Abs. 2 GG). Sie 
sind fundamentale Freiheits- und Ab-
wehrrechte gegen einen übergriffigen 
Staat. Und: Sie sind die freiheitliche 
Antwort auf das verbrecherische Nazi- 
Regime.

Illustrieren lässt sich das an der 
Aufnahme des Rechts auf KDV in den 
Katalog der Grundrechte: In den Ver-
handlungen des Parlamentarischen 
Rats, der 1948/49 das Grundgesetz 
erarbeitete, gab es einen legendär ge-

wordenen Wort-
wechsel. Theodor 
Heuss, Vorsitzen- 
der der FDP-Frak- 
tion (späterer Bun- 
despräsident von 
1949 bis 1959; 
als Reichstags-

abgeordneter der Deutschen Staats-
partei hatte er im März 1933 dem „Er-
mächtigungsgesetz“ zugestimmt) war 
gegen das KDV-Grundrecht, weil er 
für den Kriegsfall einen „Massenver-
schleiß der Gewissen“ befürchtete. 
Für die SPD-Fraktion, die den Antrag 
eingebracht hatte, antwortete Fritz 
Eberhard (vormals Widerstandskämp-
fer, Reichsleiter des illegalen Interna-
tionalen Sozialistischen Kampfbunds, 
ab 1937 im Exil in London, später von 
1949 bis 1958 Intendant des Süddeut-
schen Rundfunks): „Ich glaube, wir 
haben hinter uns einen Massenschlaf 
des Gewissens. In diesem Massen-
schlaf des Gewissens haben die Deut-
schen zu Millionen gesagt: Befehl ist 
Befehl und haben daraufhin getötet. 
Dieser Absatz [wonach niemand ge-
gen sein Gewissen zum Kriegsdienst 
mit der Waffe gezwungen werden 
darf] kann eine große pädagogische 
Wirkung haben, und wir hoffen, er wird 
sie haben. (...) Darum glaube ich, gera-
de in dieser Situation nach dem Krie-
ge und nach dem totalitären System, 
wo wir Schluss machen mit der Auf-
fassung: Befehl ist Befehl – wenn wir 
nämlich Demokratie aufbauen wollen 
– ist dieser Absatz angebracht.“ Ge-
gen die Stimmen der FDP-Fraktion 
und einiger Abgeordneter von CDU/
CSU wurde dann die KDV als Grund-
recht beschlossen.

Ähnliches gilt für das durch Art. 
12 Abs. 2 GG garantierte Dienstleis-
tungspflichtverbot. Es ist die Ant-
wort auf die vielfältigen Dienstpflich-
ten im NS-Staat bis hin zur massen-
haften Zwangsarbeit in KZs und von 
„Fremdarbeitern“.

Wie passt das alles zu den Dienst-
pflichtplänen von Steinmeier, Pistori-
us, Högl etc.? Gar nicht! 

Was ist dann aber mit der Wehr-
pflicht, die 2011 lediglich ausgesetzt, 
aber nicht abgeschafft wurde?

DFG-VK-Infos im Internet zur Kriegsdienstverweigerung:
https://dfg-vk.de/verweigerung/
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Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland 
vom 23. Mai 1949 (zuletzt geändert 
am 19.12.2022) – Auszüge

Artikel 1
(1) Die Würde des Menschen ist unan-
tastbar. Sie zu achten und zu schüt-
zen ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt.
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich 
darum zu unverletzlichen und unver-
äußerlichen Menschenrechten als 
Grundlage jeder menschlichen Ge-
meinschaft, des Friedens und der 
Gerechtigkeit in der Welt.
(3) Die nachfolgenden Grundrechte 
binden Gesetzgebung, vollziehende 
Gewalt und Rechtsprechung als un-
mittelbar geltendes Recht.

Artikel 2
(1) Jeder hat das Recht auf die freie 
Entfaltung seiner Persönlichkeit, so-
weit er nicht die Rechte anderer ver-
letzt und nicht gegen die verfas-
sungsmäßige Ordnung oder das Sit-
tengesetz verstößt.
(...)

Artikel 4
(3) Niemand darf gegen sein Gewis-
sen zum Kriegsdienst mit der Waffe 
gezwungen werden. Das Nähere re-
gelt ein Bundesgesetz.

Artikel 12
(1) Alle Deutschen haben das Recht, 
Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungs-
stätte frei zu wählen. (...) 
(2) Niemand darf zu einer bestimmten 
Arbeit gezwungen werden, außer im 
Rahmen einer herkömmlichen allge-
meinen, für alle gleichen öffentlichen 
Dienstleistungspflicht.
(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer ge-
richtlich angeordneten Freiheitsent-
ziehung zulässig.

Artikel 12a
(1) Männer können vom vollende-
ten achtzehnten Lebensjahr an zum 
Dienst in den Streitkräften, im Bun-
desgrenzschutz oder in einem Zivil-
schutzverband verpflichtet werden.

(2) Wer aus Gewissensgründen den 
Kriegsdienst mit der Waffe verwei-
gert, kann zu einem Ersatzdienst 
verpflichtet werden. Die Dauer des 
Ersatzdienstes darf die Dauer des 
Wehrdienstes nicht übersteigen. Das 
Nähere regelt ein Gesetz, das die 
Freiheit der Gewissensentscheidung 
nicht beeinträchtigen darf und auch 
eine Möglichkeit des Ersatzdiens-
tes vorsehen muß, die in keinem Zu-
sammenhang mit den Verbänden der 
Streitkräfte und des Bundesgrenz-
schutzes steht.
(3) Wehrpflichtige, die nicht zu ei-
nem Dienst nach Absatz 1 oder 2 
herangezogen sind, können im Ver-
teidigungsfalle durch Gesetz oder 
auf Grund eines Gesetzes zu zivilen 
Dienstleistungen für Zwecke der Ver-
teidigung einschließlich des Schut-
zes der Zivilbevölkerung in Arbeits-
verhältnisse verpflichtet werden; Ver-
pflichtungen in öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse sind nur zur Wahr-
nehmung polizeilicher Aufgaben oder 
solcher hoheitlichen Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung, die nur in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis erfüllt werden können, zuläs-
sig. Arbeitsverhältnisse nach Satz 1 
können bei den Streitkräften, im Be-
reich ihrer Versorgung sowie bei der 
öffentlichen Verwaltung begründet 
werden; Verpflichtungen in Arbeits-
verhältnisse im Bereiche der Versor-
gung der Zivilbevölkerung sind nur 
zulässig, um ihren lebensnotwen-
digen Bedarf zu decken oder ihren 
Schutz sicherzustellen.
(4) Kann im Verteidigungsfalle der 
Bedarf an zivilen Dienstleistungen im 
zivilen Sanitäts- und Heilwesen sowie 
in der ortsfesten militärischen Laza-
rettorganisation nicht auf freiwilliger 
Grundlage gedeckt werden, so kön-
nen Frauen vom vollendeten acht-
zehnten bis zum vollendeten fünf-
undfünfzigsten Lebensjahr durch Ge-
setz oder auf Grund eines Gesetzes 
zu derartigen Dienstleistungen he-
rangezogen werden. Sie dürfen auf 
keinen Fall zum Dienst mit der Waffe 
verpflichtet werden.
(...)

Kurz zusammengefasst ist die ver-
fassungsrechtliche und systemati-
sche Einordnung diese:

Die erst 1956 im Zuge der „Wieder-
bewaffnung“ eingeführte und durch 
das Wehrpflichtgesetz geregelte und 
schließlich 1968 durch die Einfügung 
von Art.12a ins Grundgesetz erlaub-
te Wehrpflicht ist eine Spezialrege-
lung und als eng begrenzte Ausnah-
me von den Freiheitsgarantien von 
Art. 12 GG erlaubt. Nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungs-
gerichts ist durch die (nachträgliche) 
Einfügung von Art. 87a GG, wonach 
der „Bund (...) Streitkräfte zur Vertei-
digung“ aufstellt, eine „verfassungs-
rechtliche Grundentscheidung für eine 
wirksame militärische Landesverteidi-
gung getroffen“ worden. Ausschließ-
lich Krieg und Verteidigung erlauben 
also eine Ausnahme vom grundsätz-
lichen Dienstpflichtverbot, und die gilt 
auch nur für ab 18-jährige Männer. 

Man mag das als Pazifist*in zu-
recht für politisch unzureichend und 
falsch halten, ebenso wie das ledig-
lich beschränkte KDV-Recht („Gewis-
sensgründe“). 

Dennoch gilt: Der Staat und seine 
Funktionäre können höchstens dann 
Legitimität beanspruchen und zeigen 
dann ein gewisses Maß an demokrati-
scher Glaubwürdigkeit, wenn sie sich 
an die selbst gesetzten Regeln halten.

Es ist deshalb höchst skandalös, 
wenn Steinmeier, Pistorius und Högl 
eine Dienstpflicht propagieren (und 
dabei stets betonen, die Wehrpflicht 
solle nicht wieder eingeführt werden; 
der Dienst bei der Bundeswehr solle 
vielmehr eine Alternative im Rahmen 
der umfassenden Dienstplicht sein).

Abgesehen davon, dass die Drei 
allesamt promovierte Jurist*innen 
sind, verstoßen sie eklatant gegen ih-
ren Amtseid. Der lautet für alle gleich: 
„Ich schwöre, dass ich (...) das Grund-
gesetz und die Gesetze des Bundes 
wahren und verteidigen werde. So 
wahr mir Gott helfe.“ (Art. 56 GG)

Stefan Philipp ist Chefredakteur der 
ZivilCourage. «
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Global betrachtet
Informationen aus dem Netzwerk War Resisters´ International (WRI)
Von Keno Goertz

Was für eine hübsche 
Veranstaltung die Kon-
ferenz „Antimilitarist 
Roots“ in London vom 

16. bis zum 18. Juni doch war! Mit ei-
nem bunten Programm aus Work-
shops und Arbeitsgruppen kam fast 
jede*r auf den eigenen Geschmack. 
Die Assembly, auf der die eigentlichen 
politischen Entscheidungen gefällt 
werden, fiel hingegen leider recht klein 
aus, und das Konsensverfahren der 
WRI hat auch so seine Macken. Und 
da wir immer noch in der Friedensbe-
wegung sind, geht‘s auch nicht ganz 
ohne Probleme mit mangelnder Sen-
sibilität für israelbezogenen Antisemi-
tismus.

Interaktives Programm. Jeder Tag 
der Konferenz „Antimilitarist Roots“ 
startete mit einer Stunde Kennenlern-
spiele und regem Austausch zwischen 
den Teilnehmer*innen. Mein Eindruck 
war, dass auch Leute, die allein zur 
Konferenz angereist waren, gut An-
schluss finden konnten. Meiner Er-
fahrung nach ist das überhaupt keine 

Selbstverständlichkeit: Unsere Veran-
staltungen sind immer noch viel zu sehr 
darauf ausgerichtet, dass neue, junge, 
nicht-weiße und/oder nicht-männliche 
Teilnehmer*innen sich lieber unterord-
nen sollen, statt ihre Meinung kundzu-
tun. Wir sollten überlegen, ob wir so 
was Partizipatives und Einbindendes 
wie auf der WRI-Konferenz nicht auch 
auf unserem nächsten Bundeskon-
gress machen wollen.

Soziale Verteidigung. Nach kur-
zer Pause ging es dann in die Work-
shops. Am ersten Tag besuchte ich 
einen Workshop von Stephan Brües 
vom Bund für Soziale Verteidigung 
(BSV). Er präsentierte dort einen für 
Schulklassen konzipierten Workshop, 
in dem es zunächst um die Frage ging, 
was wir eigentlich verteidigen möch-
ten. Anschließend dachten wir darü-
ber nach, womit wir diese Dinge gut 
verteidigen könnten. Erkenntnisge-
winn am Ende: Das Militär hilft fast nie.

Gegen Ende des Workshops ent-
stand eine Debatte darum, wie lange 
Soziale Verteidigung eigentlich schon 

in der WRI verhandelt wird. Während 
eine*r meinte, dieser Workshop sei der 
erste zu Sozialer Verteidigung auf ei-
ner WRI-Assembly, erinnerten sich 
einige ältere Mitglieder daran, dass 
man schon seit Jahrzehnten über die-
ses Thema spricht. Gut so: Schließlich 
müssen wir auch Alternativen aufzei-
gen können. Schade aber, dass die 
WRI damit in der Zwischenzeit offen-
bar nicht wirklich vorangekommen ist.

KDV in Finnland. Außerdem besuch-
te ich einen Workshop von Jyry Virta-
nen von der Union der Kriegsdienst-
verweiger*innen Finnlands (AKL) über 
die Lage der Kriegsdienstverweige-
rung in Finnland. Dort gibt es einen Zi-
vildienst, den man als Alternative zum 
Kriegsdienst ausüben darf. Für To-
talverweiger*innen gibt es 173 Tage 
Knast. Jyry Virtanen klärte uns darü-
ber auf, wie Finnland den Zivildienst 
möglichst unattraktiv macht (zum 
Beispiel dauert er mit zwölf Monaten 
doppelt so lange wie der kürzestmög-
liche Dienst an der Waffe).

Antimilitaristische Arbeits-
gruppen. Jenseits der Work-
shops gab es auf der Konfe-
renz tägliche Arbeitsgruppen 
zu den Themen „Kriegsdienst-
verweigerung“, „Klimakrise“, 
„Waffenhandel“, „Queere Per-
spektiven“, „Antimilitaristi-
sches Elternsein“ und „Wie re-
agieren auf alltäglichen Milita-
rismus?“. Am Ende hielten alle 
Arbeitsgruppen ihre Ergeb-
nisse auf Plakaten fest, damit 
die anderen sie sich angucken 
konnten.

Leider auch dabei: Israel- 
hass. Einen faden Beige-
schmack dieser Veranstaltung 
möchte ich nicht verschwei-„Familienfoto“ bei der WRI-Konferenz „Antimilitarist Roots“ in London

Fo
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gen: die mangelnde Sensibilität für  
Israelhass und Antisemitismus. Einen 
der Frontalvorträge gab ein israeli-
scher Kriegsdienstverweigerer, der in 
Israel 122 Tage lang inhaftiert war. Ich 
habe großes Verständnis dafür, dass 
er nicht gut auf das Land zu sprechen 
ist, das ihn so lange eingesperrt hat. 
Jedoch hätte ich mir mehr Sensibili-
tät in der Wortwahl und dafür, was sie 
beim Publikum auslöst, gewünscht. 
Denn er bedient ein Publikum, in dem 
zu viele Israel gerne als die singuläre 
Ausgeburt des Bösen darstellen – und 
nicht etwa als einen militaristischen 
Nationalstaat, der handelt, wie ein mi-
litaristischer Nationalstaat es halt tut.

An einer Stelle behauptete der 
Redner beispielsweise, „nur der Geist 
eines Zionisten“ sei zu Äußerungen 
fähig, wie den Tod eines palästinen-
sischen Kindes mit der Notwendigkeit 
der Terrorbekämpfung zu rechtferti-
gen. 

Mir fallen da z.B. Putin, die Nato 
oder auch deutsche Innenminister*in-
nen ein, die das Sterben im Mittelmeer 
rechtfertigen … Im Publikum beob-
achtete ich jedoch, wie sich zu viele 
in ihrem einseitigen Israelhass bestä-
tigt fühlten.

In meiner Arbeitsgruppe zu alltäg-
lichem Militarismus schilderte ein*e 
Aktivist*in, dass er*sie Soda-Stre-
am-Werbung mit einem Israelboykot-
taufruf überklebt habe. Ich erzählte 
dann, dass eine Soda-Stream-Fab-
rik auf Druck der Boykott-Kampagne 
aus dem Westjordanland in die Ne-
gev-Wüste verlegt wurde. Als Kon-
sequenz zogen 110 Palästinenser*in-
nen in die Wüste, um ihren Job, gegen 
den sie eigentlich wenig einzuwen-
den hatten, zu behalten. Forderun-
gen der palästinensischen Mitarbei-
ter*innen, die Boykott-Kampagne ge-
gen Soda-Stream zu stoppen, igno-
rierte die BDS-Bewegung. Aber das 
wollten die anderen Teilnehmer*innen 
nicht hören: Zum einzigen Mal in der 
gesamten Konferenz fielen mir mei-
ne Mitmenschen mit Nachdruck ins 
Wort. Nur eine elegante Abmoderati-
on durch die Leitung der Arbeitsgrup-
pe verhinderte einen Eklat.

Falls jemand mehr über das Ding mit 
Soda-Stream wissen möchte: https:// 
bit.ly/3QgnYYb

Ich stehe etwas ratlos vor der Fra-
ge, wie man mit diesem israelbezo-
genen Antisemitismus umgehen soll. 
Das betrifft ja auch die DFG-VK: Ich 
erinnere mich noch gut daran, mit 
welchen fadenscheinigen Argumen-
ten gegen einen Antrag für einen  
Antisemitismus-Workshop auf dem 
letzten Haushalts-BA argumentiert 
wurde. Dann heißt es immer, das sei 
alles gar kein Antisemitismus, man 
habe ja nichts gegen Jüd*innen, son-
dern nur gegen Israel. Ich frage mich, 
wie es dann sein kann, dass Leute Is-
rael das Existenzrecht absprechen, 
die wildesten Boykottfantasien ha-
ben, aber wirtschaftliche Sanktionen 
gegen Russland ganz schlimm men-
schenverachtend finden.

Na ja, ich freu mich jetzt schon auf 
die bestimmt konstruktiven Leser*in-
nenbriefe mit Ideen dazu, wie man das 
Problem in den Griff kriegen könnte.

International Assembly. Rund um 
die öffentliche Konferenz fand die 
Assembly der WRI statt (entspricht 
in etwa unserem DFG-VK-Bundes-
kongress). Dort saßen leider, obwohl 
diese Veranstaltung für das gesamte 
Netzwerk öffentlich ist, hauptsächlich 
Mitglieder des Councils. Man stelle 
sich vor, unser Bundeskongress wäre 
kaum größer als unser Bundesaus-
schuss. Wenn wir in der WRI die bei-
den Veranstaltungen schon so tren-
nen, sollten wir in Zukunft mehr darauf 
achten, zumindest die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppen auf der großen Konfe-
renz als Anträge in die Assembly ein-
fließen zu lassen.

Auf der Assembly passierten 
so spannende Dinge wie, dass Da-
vid Scheuing als „Individual Coun-
cil Member“ ins „Executive Commit-
tee“ (in etwa wie unser Bundesspre-
cher*innenkreis) gewählt wurde. 

Konsens oder Nonsens? Im letzten 
Beitrag dieser Kolumne habe ich ver-
sprochen, meinen Eindruck zum Kon-
sensverfahren bei der WRI zu schil-

dern. Ich bemerkte schnell, dass An-
träge bei der WRI eher durchgewinkt 
als ausdiskutiert werden. Das hat na-
türlich Vorteile: Man muss sich nicht 
in endlose Diskussionen verstricken, 
sondern alle können einfach mal ma-
chen und sich einen gegenseitigen 
Vertrauensvorschuss geben. Es hat 
aber auch Nachteile: Einen Antrag, 
gegen den ein*e Delegierte*r Einwän-
de hatte, hat die Tagesleitung einfach 
ohne Entscheidung an das Executive 
Committee delegiert. Auch wenn ich 
mit der Entscheidung des Executive 
Committees vermutlich recht zufrie-
den sein werde, finde ich das Vorge-
hen alles andere als konsensorientiert. 
Ich sehe meine Befürchtung, dass nur, 
weil Konsens drauf steht, nicht unbe-
dingt Konsens dahintersteckt, zumin-
dest teilweise bestätigt.

Zum Schluss dieser Kolumne möch-
te ich noch Werbung für eine Veran-
staltung machen:

Vom 18. bis zum 20. November 
veranstalten WRI, World Without War 
und Connection e.V. eine Konferenz zu 
Kriegsdienstverweigerung in Seoul. 
Damit stärken sie ein gerade entste-
hendes Netzwerk aus asiatischen 
Kriegsdienstverweiger*innen: https://
bit.ly/46FQrMu «

Keno Goertz 
wurde auf 
dem Bundes-
kongress im 
Mai 2022 als 
Vertreter der 
DFG-VK im 
Council der War Resisters‘ Interna-
tional (WRI) gewählt. Diese Interna-
tionale der Kriegs(dienst)gegner*in-
nen ist ein 1921 entstandenes glo-
bales pazifistisches und antimilita-
ristisches Netzwerk von aktuell über 
90 Gruppen und Organisationen in 
40 Ländern. 
In dieser Kolumne berichtet Keno 
Goertz regelmäßig aus der WRI, um 
den ZivilCourage-Leser*innen das 
globale Engagement von Kriegsgeg-
ner*innen sichtbar zu machen. 
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Pazifismus

Mehr Pazifismus wagen
Gedanken zur WRI-Grundsatzerklärung und zu politischem Pazifismus
Von Stefan Philipp

Martin Niemöller (1892-1984) 
war seit 1957/58 Präsi-
dent der DFG-VK-Vorläu-
ferorganisationen Deut-

sche Friedensgesellschaft (DFG) und 
Internationale der Kriegsdienstgegner 
(IdK). Nach der Fusion von der (1968 
zusammengeschlossenen) DFG-IdK 
und dem Verband der Kriegsdienst-
verweigerer (VK) zur DFG-VK 1974 war 
er ihr erster und bisher einziger Präsi-
dent, später dann Ehrenpräsident. 

Dieser Theologe und Pastor ent-
wickelte sich im Laufe seines Lebens 
vom Marine-Offizier und U-Boot-Kom-
mandanten in der kaiserlichen Mari-
ne im Ersten Weltkrieg, rechtsradika-
len Antisemiten, der Demokratie und 
Republik ablehnte und die Nazi-Par-
tei wählte, zum Hitler-Gegner und war 
von 1937 bis 1945 im KZ inhaftiert.

In den 1950er Jahren wandelte er 
sich zum Pazifisten, der die Grundsatz- 
erklärung der War Resisters´ Interna-
tional (WRI) unterstützte und unter-
schrieb (sonst hätte er auch nicht Mit-
glied der IdK werden können). Pazifist 
blieb er bis zum Ende seines Lebens.

Ein Leitmotiv seines Denkens und 
Handelns war die Frage „Was würde 
Jesus dazu sagen?“ Die Antwort da-
rauf, was Krieg, Gewalt und Hass an-
geht, ist klar: „Liebt eure Feinde“!

Nun muss man kein Christ oder mit 
einer sonstigen Religion verbunden 
sein, um zu der An- und Einsicht zu 
gelangen: Gewalt und Hass führen im-
mer zu Not, Elend und Unmenschlich-
keit. Deshalb ist der Aufruf zur Feindes-
liebe, der in der neutestamentlichen 
Formulierung (Matthäus 5,38) fortge-
setzt wird mit „und tut denen Gutes, 
die euch hassen“ im Kern auch zu fin-
den in anderen Religionen und Welt- 
anschauungen. 

Er ist gewissermaßen die Quint-
essenz der Entwicklung des Men-
schen als Wesen, das zwar Teil der 

Natur ist und bleibt, dabei aber Ver-
nunft und Kultur entwickeln kann. Un-
recht mit Unrecht vergelten zu wollen, 
schafft nur neues Unrecht. Die Kette 
der Gewalt wird unterbrochen durch 
Benennung des Unrechts, Verantwor-
tungsübernahme, Reue, Buße, Verhal-
tensänderung, im besten Fall Versöh-
nung, den Versicht auf Gewalt und die 
Stärkung des Rechts zum Schutz der 
Schwachen und der Begrenzung der 
Macht der Starken.

Bemerkenswert an dem Feindes-
liebe-Aufruf scheinen mir v.a. zwei 
Punkte:

Er ist realistisch. Er geht nämlich 
davon aus, dass es Feinde gibt. Und 
ist damit weit entfernt von einem Frie-
de-Freude-Eierkuchen-Menschen-
bild, nach dem der Mensch an sich 
gut sei und doch alle nur das gleiche 
und Gute wollen. Menschen sind un-
terschiedlich, mit verschiedenen Be-
dürfnissen, anderen Interessen; und 
diese schließen sich manchmal ge-
genseitig aus. Es gibt Feindschaft und 
Feinde, das zu leugnen, wäre naiv.

Zweitens aber ist der Mensch inso-
fern ein „offenes System“, als er sich 
entscheiden und sein Handeln selbst 
bestimmen und verändern kann. Bib-
lisch gesprochen: Der Akt des Un-
gehorsams von Adam und Eva, vom 
Baum der Erkenntnis des Guten und 
Bösen zu essen und dafür aus dem 
Paradies vertrieben zu werden, das 
machte sie erst zu Menschen. Könn-
te sich die/der Einzelne nicht entschei-
den, sondern wäre wie ein Tier rein in-
stinktgesteuert, dann wäre der Aufruf 
zur Feindesliebe sinnlos.

Worum geht es also? Darum, zu 
erkennen, was „gut“ und „böse“ ist, 
welche Werte unser Verhalten be-
stimmen, was für Menschen förder-
lich oder schädlich ist. Stichworte für 
das „Gute“ sind: Menschenrechte, 
Mitbestimmung, Minderheitenschutz, 

Interessenausgleich, Gewaltminimie-
rung/-vermeidung, Kriegsdienstver-
weigerung, Nicht-Beteiligung an Un-
recht und Verbrechen.

Was hat das alles mit der DFG-
VK, der WRI-Grundsatzerklärung und 
Pazifismus zu tun?

Der Begriff Pazifismus leitet sich 
vom lateinischen pacem facere = Frie-
den schaffen (wörtlich: Frieden tun, 
machen) her. Entstanden ist der Begriff 
im 19. Jahrhundert, gebräuchlich ist er 
seit Beginn des 20. Jahrhunderts. In-
haltlich genau bestimmt ist er nicht; 
lohnenswert ist z.B. die Lektüre des 
entsprechenden Wikipedia-Beitrags 
(de.wikipedia.org/wiki/Pazifismus# 
Begriff), der die Vielfalt dessen zeigt, 
was unter Pazifismus verstanden wer-
den kann. 

Das Besondere der DFG-VK ist, 
dass sie als Teil des weltweiten Netz-
werks der WRI von allen ihren Mitglie-
dern als Voraussetzung für deren Mit-
gliedschaft nach § 4 Absätze (3 und) 
4 ihrer Satzung verlangt: „(Die Mit-
gliedschaft beginnt durch schriftli-
che Beitrittserklärung gegenüber dem 
Verband.) Jedes Mitglied verpflich-
tet sich zu folgender Grundsatzerklä-
rung: Der Krieg ist ein Verbrechen an 
der Menschheit. Ich bin daher ent-
schlossen, keine Art von Krieg zu un-
terstützen und an der Beseitigung al-
ler Kriegsursachen mitzuarbeiten.“ 
Bemerkenswert ist dabei, dass sich 
die DFG-VK kein Prüfungsrecht vor-
behält, wer bei ihr Mitglied wird, son-
dern nach der Satzung eine einseitige 
Willenserklärung ausreichend ist.

Gleichzeitig verbindet die DFG-VK 
– neben der, auch fomalrechtlich als 
eingetragenem Verein erforderlichen 
Beschreibung „Zweck und Ziele“ (§ 2 
der Satzung; dfg-vk.de/Satzung-der-
dfg-vk/) – mit der Grundsatzerklärung 
ein Programm, das vom Bundeskon-
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gress als höchstem Gremium des Ver-
bands beschlossen wird (dfg-vk.de/
programm/). Ein solches wird nach 
demokratischen Verfahrensweisen 
von Delegierten des föderal geglie-
derten Verbands beschlossen. 

Damit entsteht eine Form des po-
litischen Pazifismus, der Pazifist*in-
nen organisatorisch vereint und ihnen 
einen gemeinsamen Willen gibt und 
eine Stimme verleiht.

Dennoch bleibt eine große Autono-
mie von Gruppen und Landesverbän-
den erhalten. Zwar ist es nach der Sat-
zung ihre Aufgabe, „friedenspolitische 
Arbeit in ihrem Bereich zu leisten und 
sich an den Diskussionsprozessen 
und gemeinsamen Aktionen des Ver-
bandes zu beteiligen.“ (§ 2) Allerdings 
gilt: „Sie regeln ihre Gremien und ihre 
Arbeitsweisen sowie ihre Aufgaben-
stellungen und Arbeitsschwerpunkte 
selbständig.“ (§ 2)

Und schließlich: Mitglied der DFG-
VK zu werden, ist leicht – schriftliche 
Beitrittserklärung reicht. Der Aus-
schluss eines Mitglieds hingegen ist 
nicht so einfach, Voraussetzung und 
Verfahren sind in § 3 der Satzung ge-
regelt. Es gilt: „Ausgeschlossen wer-
den kann, wer gegen die Ziele und 
Grundsätze der Satzung verstößt oder 
dem Verband durch sein Verhalten 
Schaden zufügt.“ Gegen einen Aus-
schluss gibt es Widerspruchsmög-
lichkeiten.

Auch wenn die DFG-VK das „Deut-
sche“ in ihrem Namen trägt, so ist die-
se Namensgebung eher aus histori-
schen Gründen zu verstehen. So wur-
de Ende Oktober 1891 in Wien u.a. 
von Bertha von Suttner die Österrei-
chische Friedensgesellschaft gegrün-
det und dann, ein Jahr später, am 9. 
November 1892 in Berlin, ebenfalls 
durch von Suttner und gemeinsam mit 
Alfred Hermann Fried die Deutsche 
Friedensgesellschaft. Der im Juni 
1919 gegründete Bund der Kriegs-
dienstgegner als Vorläufer des deut-
schen Zweigs der 1921 gegründeten 
Internationale der Kriegsdienstgeg-
ner/War Resisters´ International trägt 
den übergreifenden Anspruch bereits 
im Namen.

Die DFG-VK weist gleich in § 1 ih-
rer Satzung darauf hin, dass sie Mit-
glied der WRI sowie des Internatio-
nalen Friedensbüros (International 
Peace Bureau, IPB) ist; sie nennt als 
Zweck die „Förderung des Friedens 
und Rechtsgedankens in den zwi-
schenstaatlichen Beziehungen“, ver-
weist auf die Vereinten Nationen als 
Friedensinstrument  und „fördert da-
her die internationale und antimilitaris-
tische Gesinnung“.

An diesen Grundsätzen will nie-
mand etwas ändern. Sollte sich al-
lerdings das Verständnis der WRI- 
Grundsatzerklärung im Verband wan-
deln und durch „Uminterpretation“ 
deren klare Aussage verwässert wer-
den, dann würde die Zugehörigkeit 
der DFG-VK zur WRI in Frage gestellt 
und ggf. die WRI zu einem Ausschluss 
der DFG-VK aus dem internationalen 
Netzwerk veranlassen. 

Die Strukturen und das Selbstver-
ständnis der DFG-VK sind so, dass sie 
Streit einerseits herausfordert, ande-
rerseits aber auch gut erträgt. Grund-
legende (Änderungs-)Beschlüsse 
kann nur der Bundeskongress treffen, 
der alle zwei Jahre stattfindet, Sat-
zungsänderungen bedürfen dabei ei-
ner Zwei-Drittel-Mehrheit. An den De-
legierten liegt es damit, wie gründlich 
sie Kandidat*innen für Ämter und v.a. 
für den Bundessprecher*innenkreis 
vor Wahlen befragen und sie ggf. eben 
auch nicht wählen. Und an den Lan-
desverbänden liegt es wesentlich, ob 
sie den Bundesausschuss als höchs-
tes Organ zwischen den Bundeskon-
gressen nutzen, pazifistische Poli-
tik für den Gesamtverband zu entwi-
ckeln.

Insgesamt rate ich zu Toleranz im 
Zulassen und Ertragen auch unbe-
quemer Meinungen und zum Vertrau-
en auf die Kraft des „besseren Argu-
ments“.

Was bedeuten diese eher allgemei-
nen Gedanken konkret für die DFG-
VK? Ausgelöst wurde dieser Artikel 
durch die Beiträge von Werner Glene-
winkel und Ralf Cüppers in der Titel-
geschichte in der letzten Ausgabe.

Diese machen das Spektrum der 
in der DFG-VK vorhandenen Positi-
onen klar, ebenso wie auch die dazu 
in diesem Heft veröffentlichten Brie-
fe dazu. Mir zeigt das: Es gibt in der 
Frage, wie Verteidigungskriege – oder 
besser vielleicht: die militärische Ab-
wehr eines kriegerischen Angriffs  – zu 
bewerten ist, Klärungs- und Diskussi-
onsbedarf unter uns.

Nach dem dem Massaker und dem 
Terrorangriff der Hamas gegen die Zi-
vilbevölkerung in Israel und sowie der 
Entführung Hunderter Geiseln Anfang 
Oktober und dem Krieg Israels gegen 
die Hamas mit dem erklärten Ziel der 
völligen Vernichtung derselben, wobei 
eine Schonung der palästinensischen 
Zivilbevölkerung im Gaza-Streifen und 
damit die Einhaltung des Völkerrechts 
faktisch nicht möglich ist, wird die-
se Diskussion vermutlich noch weiter 
verschärfen.

Ich verstehe meine Aufgabe als 
verantwortlicher Redakteur dieser 
Zeitschrift so, dass ich diesem Dis-
kussionsbedürfnis Raum gebe. Und 
alle, die sich an der Diskussion beteil-
gen, deutlich mache: Das Gegenüber, 
dessen Position ich kritisiere und für 
falsch halte, ist ebenfalls Pazifist*on, 
DFG-VK-Mitglied und hat die Grund-
satzerklärung unterschrieben; hat also 
für sich persönlich erklärt, dass er/sie 
daraus, dass der Krieg ein Verbrechen 
an der Menschheit ist, die Konse-
quenz zieht, keine Art von Krieg zu un-
terstützen. Wie weit diese Nicht-Un-
terstützung geht, was sie im Einzel-
fall konkret bedeutet, das bleibt seine/
ihre persönliche Entscheidung. 

Die Politik der DFG-VK insgesamt 
kann sicherlich nicht losgelöst von der 
Grundsatzerklärung formuliert wer-
den. Aber sie ist etwas anderes als 
diese persönliche Absichtserklärung, 
sie hat nämlich das demokratisch be-
schlossene Programm und das, was 
die Satzung an Zielen beschreibt, 
nach den in der Satzung geregelten 
Verfahrensweisen zu konkretisieren 
und umzusetzen.

Stefan Philipp ist Chefredakteur der 
ZivilCourage. «
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1/2023) in dem auf der Grundlage ei-
nes rechtsextremistischen Autors eine 
einseitige Schuldumkehr in Richtung 
der Nato erfolgt (siehe auch die Leser-
briefe dazu in der ZC 2/2023). 

Wichtig ist aber: Es gibt in der ZC 
eine Debatte. Die Positionen bleiben 
nicht unwidersprochen. Innerhalb der 
Mitgliedschaft werden Zweifel an Ein-
deutigkeiten geäußert, die nicht so 
eindeutig sind. Es gibt keine eindeu-
tige wissenschaftliche Erkenntnis, 
was der richtige Handlungsstrang ist. 
Wenn behauptet wird, dass nur sozi-
ale Verteidigung der wissenschaftlich 
richtige Weg wäre, dann werden an-
dere wissenschaftliche Positionen der 
Friedensforschung schlicht und ein-
fach ausgeblendet. Wie Werner Gle-
newinkel in der ZC 2/2023 zu Recht 
schreibt, befindet sich die Friedens-
bewegung in einem absoluten Dilem-
ma zwischen der Ablehnung auch ei-
nes Verteidigungskriegs auf der einen 
Seite und der Akzeptanz des Willens 
des ukrainischen Volkes, einen Ver-
teidigungskrieg mit westlichen Waffen 
führen zu wollen. Die deutsche Frie-
densbewegung kann sich nicht anma-
ßen, für das ukrainische Volk zu spre-
chen und zu entscheiden. Es gilt, die-
ses Dilemma auszuhalten und damit 
die Zweifel zu benennen, wie es eini-
ge Pazifisten tun. Insofern sind Zwei-
fel sehr wichtig und berechtigt. Ohne 
Zweifel gibt es keinen Dialog und kei-
ne Auseinandersetzung. 

Auch das DFG-VK-Mitglied Margot 
Käßmann betont das in einem Inter-
view mit der Zeitung „Südkurier“ am 
2. September. Auf die Frage: „Warum 
gibt es jetzt keine großen Friedensde-
monstrationen?“ antwortet sie:

„Viele Menschen sind sehr verun-
sichert. Sie wissen nicht, was in die-
ser Situation des russischen Angriffs-
kriegs richtig ist. Ich finde es immer 
besser, Zweifel zu haben, als keine 

Zweifel zu haben, denn sie sind wich-
tig für die eigene Positionierung. Zu-
dem ist es ein großes Problem, dass 
die AfD ständig versucht, die Frie-
densbewegung zu kapern. Dabei ha-
ben die Friedensbewegten nun wirk-
lich gar nichts mit der AfD am Hut. Die 
AfD will unserem Land nicht Frieden 
bringen, sondern Unfrieden. Darum 
sage ich auch: Auf Friedensdemons-
trationen der DFG-VK ist kein Platz für 
Neonazis und Vertreter der AfD.“

Wenn wir Zweifel nicht zulassen, 
dann mündet das in einem Dogmatis-
mus, der neue Argumente nicht mehr 
zulässt, sondern nur zur Erstarrung 
führt. Dogmatische Glaubenssätze 
– wir kennen sie zur Genüge aus der 
katholischen Kirche oder aus den Zei-
ten des real existierenden Sozialismus 
sowie dessen damaligen Vertretern in 
den westeuropäischen Ländern – un-
terdrücken gegenteilige Meinungen, 
verhindern einen Dialog, der zu not-
wendigen Erkenntnissen führt. Der 
Dogmatismus, der in den realsozialis-
tischen Ländern keinen Widerspruch 
duldete, hat dann auch zum Ende die-
ser Staatsform geführt. Auch heute er-
leben wir in einem verstärkten Maße, 
dass in vielen Ländern die Meinungs-
freiheit komplett unterbunden (Russ-
land, China) oder in sogenannten de-
mokratischen Staaten (Ungarn) einge-
schränkt wird. 

Es ist gut, dass in der ZivilCourage 
unterschiedliche Positionen zu Wort 
kommen. Wenn ein Mitglied der DFG-
VK fordert, dass andere Mitglieder, die 
nicht seinem dogmatischen Pazifis-
mus folgen, aus der Organisation aus-
treten sollten, dann führt das zu einer 
Verarmung von Debatten und zu kei-
ner Weiterentwicklung und Differen-
zierung von Argumenten.

Helmolt Rademacher ist seit Jahrzehn- 
ten Mitglied in der DFG-VK.

Der russische Angriffskrieg 
gegen die Ukraine hat mit 
Macht einen Krieg nach 
Europa gebracht mit noch 

nicht absehbaren Folgen. Unmittel-
bare Auswirkungen erleben wir durch 
die aus der Ukraine Geflüchteten, die 
Ängste derjenigen, die Verwandte in 
der Ukraine haben, und die Verknap-
pung und Verteuerung von Weizen 
u.a. durch die Aufkündigung des Ge-
treideabkommens durch Russland. 

Die Friedensbewegung war über-
rascht und hat sich mit Demonstrati-
onen deutlich zu Wort gemeldet. Die 
Überraschung liegt aber auch darin, 
dass dieser Krieg durch Russland mit 
Angriffen auf zivile Ziele und die Bru-
talität gegen Zivilisten wie in Butscha 
vermutlich so nicht erwartet wurde. 

Auch der Verteidigungswille der 
ukrainischen Bevölkerung wurde erst 
unterschätzt, wurde doch bei der 
massiven zahlenmäßigen Überlegen-
heit der Russen damit gerechnet, dass 
die Ukraine schnell erobert würde. 

Rückblickend hätte auch die Frie-
densbewegung den aggressiven Cha-
rakter der russischen Führung schon 
früher erkennen und benennen kön-
nen: Der Tschetschenien-Krieg mit 
der fast vollständigen Zerstörung der 
Stadt Grosny, die massive Zerstörung 
syrischer Städte wie Homs und Alep-
po mit russischer militärischer Unter-
stützung, die militärische Besetzung 
der Krim und der Krieg im Donbass. 
Auch die Politik hat diese Zeichen 
nicht rechtzeitig erkannt und sich da-
mals in eine unglückliche Abhängig-
keit von russischem Gas begeben.

In einzelnen Beiträgen in der Zivil-
Courage gibt es eine fatale Gleichset-
zung von Angriffs- und Verteidigungs-
krieg, indem beide unterschiedslos 
als Verbrechen dargestellt werden. 
Ferner gibt es vereinzelte Beiträge, 
wie den von Urania Grudzinski (ZC 

Pazifismus

Ohne Zweifel gibt es keinen Dialog
Dogmatischer Pazifismus führt zur Verarmung von Debatten
Von Helmolt Rademacher

«
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Dass „links“ und „rechts“ 
ihre Bedeutungen verloren 
hätten, ist eine der Lieb-
lingsbehauptungen von 

Anhängern der „Mahnwachen für 
den Frieden“ 2014/15 bis zu de-
nen der Post-Corona-„Montags-
demos“ heute. Es sei ja alles so 
unbestimmt. Sie liegt auch einem 
Diskussionspapier der sogenann-
ten „Ukraine-Initiative – Die Waf-
fen nieder“ von August 2023 zu-
grunde: „Rechtsoffenheit in der 
Friedensbewegung – Kampfbegriff 
oder reales Problem?“ (https://nie-
wieder-krieg.org/2023/08/24/dis-
kussionspapier_rechtsoffenheit/ = 
https://bit.ly/3F3vlvF)

Was ist denn so unbestimmt? 
Laut dem Papier begann „mit dem 
Triumph des Neoliberalismus (...) 
die traditionelle Links-Rechts-Kon-
figuration (...) zu erodieren. Mit 
New Labour – in Deutschland mit 
Gerhard Schröder als ‚Genosse 
der Bosse‘ – begann die Entfrem-
dung zwischen Lohnabhängigen 
und Sozialdemokratie (...). Die so-
ziale Frage, die immer der harte 
Kern des Begriffs ‚links‘ war, wurde 
durch den Neoliberalismus zwar 
enorm verschärft, verlor aber zu-
nehmend ihre Repräsentation im 
politischen System.“

Das mag sein. Aber hier wird 
schon deutlich, warum es den Aus-
druck „drin, was draufsteht“ gibt: 
Weil es eben oft nicht so ist. Wenn 
ein Linker rechte Politik macht, ist 
diese Politik deswegen nicht links, 
sondern der Linke ist orientierungs-
los. Oder der Linke nennt sich nur 
links. Oder er will den Rechten zu 
Gefallen sein. Auch mit „rechts“ 
ist es nicht so einfach. Das Papier 
hat recht, wo es fordert: „Wer heu-
te über ‚rechts‘ redet, steht (...) in 
der Pflicht, präzise zu sagen, was 

damit gemeint ist.“ Es hat aber 
nicht recht mit dem Satz, der die-
sem vorangeht: „Die relative Kohä-
renz linker wie rechter Weltbilder 
befindet sich in Auflösung, und 
die einstmals eindeutigen Begrif-
fe sind auch innerhalb der jeweili-
gen Lager umstritten.“ „Weltbilder“ 
ist hier eindeutig zu hoch gegriffen. 
Es reicht schon, „rechtsradikal“ 
zu sagen, wenn man „rechtsradi-
kal“ meint, und nicht bei „rechts“ 
stehenzubleiben. Allerdings denkt 
heute, wenn es heißt, jemand sei 
ein*e Rechte*r, wohl niemand mehr 
an ein CDU- oder CSU-Mitglied. 
Von 1987 stammt der Ausspruch 
von Franz Josef Strauß, rechts von 
der CDU/CSU dürfe es keine de-
mokratisch legitimierte Partei ge-
ben. Lange her, und in dieser Zeit 
hat sich entsprechend der gewan-
delten Parteienlandschaft der po-
litische Gebrauch von „rechts“ 
gewandelt, nicht aber das Wort 
selbst. 

Das Historisch-kritische Wörter 
buch des Marxismus (2015, Band 
8/II: „links/rechts“) hilft bei der 
Unterscheidung von Wortbe-
deutung und Wortgebrauch: Die 
Links-Rechts-Unterscheidung 
kommt aus der Französischen Re-
volution. In der Nationalversamm-
lung saßen links die Gegner und 
Kritiker der Monarchie, rechts ihre 
Befürworter. So wurden die Trä-
ger*innen von Liberalismus und 
Aufklärung auf der einen Seite und 
von Konservatismus auf der ande-
ren Seite voneinander unterschie-
den. Der politische Sieg der Bour-
geoisie und der Aufstieg der Ar-
beiterbewegung führte dann, we-
nig verwunderlich, nicht zum Weg-
fall einer der beiden Seiten, son-
dern „links/rechts“ diente nun zur 
Binnendifferenzierung innerhalb 

der Seiten. Marx bezeichnet an ei-
ner Stelle als „links“ die Industrie-
bourgeoisie und als „rechts“ die 
Grundbesitzer – sehr vereinfacht 
gesagt, eine Unterscheidung zwi-
schen weniger Konservativen und 
Konservativen, die beide zur Rech-
ten zählten. Ähnlich bildete sich 
bei der Linken mit der kommunis-
tischen Bewegung etwas heraus, 
was Engels einmal „extreme Lin-
ke“ genannt hat. Weiter ging es mit 
Flügelkämpfen auf der Seite der 
Linken, in denen „links“ mit „revo-
lutionär“ und „rechts“ mit „refor-
mistisch“ assoziiert wurde. Und 
ich würde fortsetzen: Weiter ging 
es über einen staatspolitischen 
„Mainstream“ (wie man heute sa-
gen würde) innerhalb des als linkes 
gestarteten Projekts Sowjetunion, 
zu dessen linker und rechter Seite 
jegliche Opposition nach Möglich-
keit vernichtet wurde, bis ... zur Sitz- 
ordnung in heutigen Parlaments-
sälen, wo rechts und links noch im-
mer funktioniert. 

Ökonomische und gesellschaft-
liche Verhältnisse lagen und lie-
gen dem Gebrauch von „links“ 
und „rechts“ zugrunde, die Wör-
ter dienen auch als Selbstbezeich-
nung und sind heute ganz in der 
Politik beheimatet. Aber begrün-
det wird der Gebrauch von „links“ 
und „rechts“ mit den Bedeutungen 
dieser Wörter. Diese haben sich 
kaum gewandelt und jede*r, der*-
die sie bewusst gebraucht, weiß 
das auch.

Wem nützt dann die herbeige-
redete Unbestimmtheit? Sie nützt 
dazu, Menschen ins Boot zu ho-
len, die sich nicht als „rechts“ be-
zeichnen lassen wollen. Anders 
gesagt, dass man Rechtsoffen-
heit praktiziert – nicht mehr und 
nicht weniger. In der Interpretation 

Die  herbeigeredete  Unbestimmtheit: cui bono?
Wissen wir wirklich nicht mehr, wo rechts und wo links ist? 
Von Cornelia Mannewitz
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des Papiers dagegen ist der Be-
griff „Rechtsoffenheit“ der „Nähr-
boden für eine Unkultur perma-
nenter Verdächtigung und Denun-
ziation, befeuert von selbsternann-
ten Tugendwächtern“. Was das Pa-
pier über seine Gegner behauptet, 
nämlich, dass sie Begriffe nicht 
definieren und nur politische Prin-
zipien reiten, tut es hier selbst: Es 
bestimmt „Rechtsoffenheit“ rein 
funktional und verunglimpft gleich-
zeitig die, die Substanzielles dazu 
zu sagen haben. 

In dem zitierten Papier gibt es 
noch viele andere Ungereimthei-
ten. Zum Beispiel die, dass es 
zwar „Rechtsoffenheit“ im Titel 
hat, sich aber zunächst ausführ-
lich über „neue(n) und neuartige(n) 
Protestbewegungen“ auslässt. Zu 
fragen wäre, warum sich eine Be-
wegung, die sich „Friedensbewe-
gung“ nennt, seinerzeit nicht der 
bereits existierenden Friedensbe-
wegung angeschlossen hat. Dien-
te das schöne Wort „Frieden“ 
nicht eher dazu, dem Unbehagen 
von Menschen, die von den aktu-
ellen Krisen auf die Straße getrie-
ben wurden, einen gewissen Glanz 
zu verleihen und unter dieser Tün-
che „Faschismus, Antisemitismus, 
Rassismus, nationalistische, völ-
kische Überlegenheitsideologien 
und dämonisierende Feindbilder“ 
verbreiten zu können, auch wenn 
diese Dinge laut dem Papier „in 
der Friedensbewegung nichts zu 
suchen“ haben? 

Einen Höhepunkt seiner ganz 
speziellen Argumentation erreicht 
das Papier aber dort, wo es „neue 

Kreationen im Arsenal der Kampf-
begriffe“ identifiziert: „Verschwö-
rungstheorie bzw. -ideologie, Wis-
senschaftsfeindlichkeit, Irrationa-
lismus und Esoterik. (...). Man fin-
det sie millionenfach in der Ge-
sellschaft. Ein Beispiel: In den 
programmatischen Schriften von 
Christen, Juden und Muslimen 
– Bibel, Koran, Thora sowie den 
Edikten ihrer Päpste, Oberrabbi-
ner und Imame – wimmelt es nur 
so von Irrationalismus und Esote-
rik.“ Besser kann man nicht sagen, 
dass man Akteuren, denen an kri-
tischem Denken ihrer Anhänger*in-
nen nicht gelegen ist, nach dem 
Mund reden will. Die Bücher der 
Religionen bestehen aus Legen-
den, historischen Beschreibun-
gen, Glaubenssätzen und Erklä-
rungen von Phänomenen entspre-
chend dem Wissensstand der Ent-
stehungszeit dieser Bücher. Diese 
Erklärungen sind vorwissenschaft-
lich. Verschwörungstheorien dage-
gen sind unwissenschaftlich. Wenn 
wir beide gleichsetzen, landen wir 
bei Wissenschaftsfeindlichkeit und 
letztlich bei der Behauptung, wis-
senschaftliche Erkenntnisse seien 
ja auch nur Meinungen – ebenfalls 
seit 2014/15 ein beliebtes Motiv.  

Unter dem Punkt „Praktische 
Konsequenzen“ findet sich in dem 
Papier dann einiges, was sinnvoll 
ist, mit den vorangegangenen Ab-
schnitten des Textes aber kaum 
zusammenpasst: „die Friedensbe-
wegung darf sich nicht instrumen-
talisieren lassen“, „die Friedens-
bewegung muss stets unabhängig 
sein und ihr eigenes Profil immer 

deutlich herausstellen“ u.ä. Welche 
Friedensbewegung? Die diffuse, 
die das Papier beschreibt? Jeden-
falls bringt das Papier am Schluss 
noch einmal die emotionalsten Ele-
mente seiner Rhetorik in Stellung: 
„in geradezu geheimdienstlicher 
Manier vermeintlich verdächtigen 
Kontakten“ nachspüren, „Klima 
des Verdachts und der Denunziati-
on“, „was nicht die – wie immer de-
finierte – reine Lehre ist“, „sekten-
hafte Selbstisolierung von den Re-
alitäten unserer Gesellschaft“. Sie 
richten sich gegen Kritiker*innen. 
Vermutlich sind sie dem erklär-
ten Bestreben, „breitere Kreise der 
Gesellschaft, die jüngere Genera-
tion und die bitter notwendige po-
litische Wirkung (zu) erreichen“, im 
Weg. Dass dieser Weg in die Über-
nahme durch rechts führt, glauben 
die Autor*innen wohl durch ständi-
ge Überprüfung von Erfahrungen 
und „Korrekturen“ von „Strategie 
und Taktik“ verhindern zu können. 
Dabei müssten sie selbst den Rea-
litäten ins Auge sehen: Gerade bei 
der politisch aktiven jüngeren Ge-
neration ist die Friedensbewegung 
seit 2014/15 hinreichend diskredi-
tiert, eben wegen ihrer kaum re-
flektierten Rechtsoffenheit. 

Und ganz nebenbei: Warum 
eigentlich nicht „Kampfbegriff“ 
Rechtsoffenheit? Ist doch völlig in 
Ordnung. Rechte Einflüsse auf die 
Friedensbewegung müssen be-
kämpft werden.

Cornelia Mannewitz ist aktiv im DFG- 
VK-Landesverband Mecklenburg-Vor-
pommern.



ZivilCourage Nr. 3 | 202336

 (

 (

Literatur
Jürgen Grässlin:  
Einschüchtern 
zwecklos. Uner-
müdlich gegen 
Krieg und Ge-
walt – was ein 
Einzelner bewe-
gen kann. Mün-
chen 2023; 384 
Seiten; 14 Euro

Dieses Buch richtet sich an „Men-
schen, die etwas bewegen und viel 
verändern wollen“, wie Jürgen Gräss-
lin eingangs schreibt – und zwar gegen 
Krieg und Gewalt, wie es im Untertitel 
heißt. Dieser endet mit dem Halbsatz 
„was ein Einzelner bewegen kann“. 
Das ist ein großes Versprechen, zu-
dem steht das Stichwort „Erfolge“ auf 
der Rückseite des Buches: Zeigt der 
Autor tatsächlich, wie jede*r von uns 
politischen Erfolg haben kann?

Als ersten Erfolg schildert Jürgen 
Grässlin die Großdemonstration der 
rund 500 000 am 10. Juni 1982 anläss-
lich eines Nato-Gipfels mit US-Präsi-
dent Ronald Reagan. „Nie zuvor hat-
te ich eine Protestveranstaltung die-
ses Ausmaßes und dieser Schub-
kraft erlebt.“ Sodann wird die von 
Ulli Thiel entworfene Menschenkette 
von Stuttgart nach Neu-Ulm 1983 mit 
ca. 400 000 Teilnehmenden erwähnt, 
„eine logistische Meisterleistung“. 
Später beschreibt der Autor ausführ-
lich die gezielte Kampagne, aufgrund 
derer der Daimler-Konzern (Mercedes 
u.a.) sich zunächst aus der Landmi-
nen- und Streumunitionsproduktion 
zurückzog und sich dann von seinen 
Anteilen am Luftfahrt- und Rüstungs-
konzern EADS (European Aeronautics 
Defence and Space Company, heute 
Airbus) trennte. Und er schildert den 
Staffellauf „Frieden geht!“, der meh-
rere Tausend Menschen gegen Rüs-
tungsexporte mobilisierte und sich in 
einer wohlwollenden Berichterstat-
tung vor allem in lokalen und regiona-
len Medien niederschlug. 

Schon die ausführliche Auswer-
tung und Darstellung der Genese die-
ser beiden und anderer Aktionen/
Kampagnen einschließlich Tipps für 

Nachahmer*innen lösen das eingangs 
erwähnte Versprechen ein.

Lehrreich sind auch Jürgen Gräss-
lins Erfahrungen mit den Medien – 
sei es die Entstehung des investiga-
tiven Spielfilms „Meister des Todes“, 
der mehr als 20 Millionen Fernseh-
zuschauer*innen erreichte, seien es 
die über 400 Medienberichte nach 
der Verleihung des Aachener Frie-
denspreisen an ihn und andere. Span-
nend ist gleich am Anfang des Bu-
ches, wie der Autor einen Filmabend 
vor Rüstungsarbeitern erlebte.

Wertvoll sind Erfahrungen, auf wel-
chen (u.a. juristischen) Widerstand der 
Gegenseite wir uns einstellen müssen. 
Selbstredend kommen die erfolgrei-
chen Strafanzeigen gegen Heckler & 
Koch und Sig Sauer im Buch vor, die 
beiden führenden Kleinwaffenherstel-
ler, die zu Strafzahlungen von mehr 
als 14 Millionen Euro führten – darun-
ter der höchsten Summe, die je von ei-
nem Kleinwaffenhersteller eingezogen 
worden ist. 

Dank dem Autor und der „Akti-
on Aufschrei“ haben außerdem „die 
Verantwortlichen in Berlin erkannt, 
welch gewaltige Vernichtungskraft 
den so harmlos klingenden kleinen 
und leichten Waffen zukommt“, und 
haben seit 2009 „nie wieder Lieferun-
gen von Blaupausen für den Nach-
bau von Kleinwaffen in andere Länder 
genehmigt“. Für diese Erfolge war es 
bedeutsam, immer wieder die Sicht 
der Opfer der gelieferten Gewehre zu 
schildern. Es ist sympathisch, dass 
diese im Buch mehrfach wiedergege-
ben wird. Zudem sind Jürgens Gräss-
lins Ausführungen gerade in den Rüs-
tungsexport-Kapiteln politisch hoch-
aktuell.

Erfreulich ist, dass die DFG-VK im-
mer wieder prominent erwähnt wird – 
auch, wie der Autor Mitglied wurde.

Ein wesentlicher Aspekt des Bu-
ches ist die durchgängige Verbindung 
von persönlichem Erleben herrschen-
den Unrechts und herrschender Ge-
walt mit dem politischen Engagement. 
Diese Verknüpfung authentisch her-
zustellen, ist nicht einfach – es ge-
lingt dem Autor jedoch rundum über-

zeugend. Diese Verknüpfung ist der 
Schlüssel dafür, dass viele der her-
ausfordernden Bemühungen nicht im 
Sande verlaufen sind, sondern Erfol-
ge zeitigten.

Ein ausführliches Personen- und 
Sachregister, konkrete und direkt 
nutzbare Hinweise auf gut 50 enga-
gierte Organisationen und zahlreiche 
Vierfarbfotos runden das positive Bild 
ab und lassen mich dieses Buch auch 
als (Weihnachts-) Geschenk rundher-
aus empfehlen.

Thomas Carl Schwoerer

Wichtiges Ehrenamt in der DFG-
VK: Bundeskassierer*in gesucht!

Nach elf Jahren wird der 
DFG-VK-Bundeskassierer Chris-
toph Neeb beim kommenden Bun-
deskongress im Herbst 2024 in Halle 
(Saale) nicht wieder kandidieren.
Daher suchen wir eine*n Nachfol-
ger*in auf dieser für unseren Verband 
enorm wichtigen Position. Die Per-
son gehört zum Bundessprecher*in-
nenkreis, bereitet den Haushaltsplan 
vor und hat bei den DFG-VK-Finan-
zen alles im Blick. Die Position als 
Bundeskassierer*in ist eine der be-
deutsamsten und einflussreichsten 
im gesamten Verband. Zur Unter-
stützung der Arbeit gibt es die Bun-
desgeschäftsstelle in Stuttgart so-
wie die Finanzkommission. Interes-
sierte sollten für das Amt mitbringen:
• Erfahrung im Umgang mit Finan-
zen, Kontoführung und Banken • 
Kenntnisse in Buchführung und/oder 
Steuerrecht • „etwas“ Zeit (Arbeits-
aufwand: ca. 40 Stunden pro Monat) 
• langjährige Mitgliedschaft in der 
DFG-VK • temporär auch mal starke 
Nerven und Dickfelligkeit
Wer sich vorstellen kann, Bundes-
kassier*in zu werden, melde sich bit-
te bei Christoph Neeb (neeb@dfg-vk.
de) und Michael Schulze von Glaßer 
(svg@dfg-vk.de). 

Michael Schulze von Glaßer 
politischer Geschäftsführer 

 der DFG-VK
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Ich verfolge die Diskussionen in der Zi-
vilCourage und in den Resten der ehe-
mals politischen linken Bewegung mit 
zunehmendem Befremden. Für mich 
war immer klar, dass Friedensbewe-
gung entsteht, wenn wir Menschen 
überzeugen, nicht durch Aus- und 
Abgrenzung. Die, die ungefähr unse-
rer Meinung sind, sollten wir auch an-
sprechen, aber viel mehr die, die noch 
zu überzeugen sind. 

Aufmerksamkeit, was militaristi-
sche und rassistische Gruppen trei-
ben, ist sicher wichtig, nicht hilfreich 
ist es aber, immer mehr Personen in 
den Verdacht des Rechtsradikalis-
mus zu stellen, die Vokabel populis-
tisch wird da ja oft schon synonym ge-
braucht, wobei es doch nicht an sich 
schlecht sein kann, darauf zu hören, 
was die Menschen wünschen. 

Könnte es sein, dass die militaris-
tisch und imperialistisch denkenden 
Eliten ihre Taktik gewechselt haben 
und nun diejenigen als rechts betiteln, 
die für ihre Pläne gefährlich werden 
könnten? Wem man das nicht anhän-
gen kann, der ist dann eben aus der 
Zeit gefallen oder Verschwörungsthe-
oretiker. Von daher müssen wir doch 
selbst überlegen, was und wen wir 
für gefährlich halten. Dass dazu Sa-
rah Wagenknecht und Alice Schwar-
zer zählen sollen, halte ich für absurd. 
Die vielen Menschen, die nicht mehr 
wissen, wen sie wählen können, wer-
den wir nicht dadurch gewinnen, dass 
wir sie von Friedensdemonstrationen 
fernhalten, wenn sie überlegen, die 
AFD zu wählen oder dies mal getan 
haben. Wir sollten mit ihnen diskutie-
ren.

Auch können wir nicht immer mehr 
Bedingungen stellen bezüglich der 

Meinung zu derzeit als fortschrittlich 
gehandelten Fragen (immer mehr Dis- 
tanzierungen auf Flugblättern), be-
vor wir bereit sind, mit jemandem in 
den Dialog zu treten oder auch mal 
eine Aktion zusammen zu initiieren. 
Friedensbewegung hat für mich ge-
rade die Aufgabe, Brücken zu bauen 
in einer sich polarisierenden Gesell-
schaft, das vermisse ich leider auch 
in dem, was ich von den Diskussionen 
der DFG-VK mitbekomme. Die Pan-
demie hat die Dialogfähigkeit der Ge-
sellschaft (auch in unserer Organisa-
tion) noch einmal massiv verschlech-
tert, und diese Unfähigkeit wird mit 
dem Ukrainekrieg lückenlos weiterge-
führt. Die Sprachregelungen der Poli-
tik von Friedensmissionen = Waffen-
lieferung, Imperialismus = Putin und 
dergleichen werden in der medialen 
Diskussion kaum hinterfragt; ich habe 
aber den Eindruck, dass immer mehr 
Menschen dem nicht mehr folgen mö-
gen – da könnte doch die Chance der 
Friedensbewegung liegen. (Eher nicht 
in Diskussionen, die für ein Gespräch 
unter DFG-VK-AktivistInnen interes-
sant sein mögen: War Martin Niemöl-
ler ein astreiner Pazifist? Darf ich als 
Pazifist Drohnen abschießen?)

Für mich ist es wichtig, nicht den 
Militärstrategen zu folgen, die heute 
vielleicht subtiler vorgehen als früher 
die „Jugendoffiziere“, indem wir ihre 
Art des Diskutierens aufnehmen, und 
stattdessen ein grundsätzlich anderes 
Denken, Diskutieren und Handeln zu 
etablieren, mit der Idee, dass friedli-
ches Miteinander ansteckend ist. Eine 
Beschäftigung mit dem Thema ge-
waltfreier Kommunikation könnte viel-
leicht auch hilfreich sein.

Harald Welteke

Zum Beitrag „Klare Position gegen 
rechts“ von Michael Schulze von Gla-
ßer in ZivilCourage 2|2023, Seite 3 ff. 

Unser politischer Geschäftsführer 
blendet aus, dass sich Sahra Wa-
genknecht immer wieder von Rech-
ten und der AfD eindeutig mit klaren 
Worten distanziert. Sie tat dies auch in 
der betreffenden Passage ihrer Rede 

in Berlin („ehrlichen Herzens“) – ist 
aber der Erwähnung wohl nicht wert. 
Bei geschätzten 50 000 Teilnehmern 
haben öffentlich-rechtliche Medien 
neun AfD-Mitglieder identifiziert. Das 
reicht also, um die Veranstaltung als 
„rechtsoffen“ zu diffamieren. Nun gut, 
ist ja nur eine „Meinung“.

Michael Machnik

Ich möchte Michael Schulze von Gla-
ßer recht geben – die „Friedensbewe-
gung“ muss sich von rechts abgren-
zen. Wie er das macht, wenigstens, 
wenn ich seinem Kommentar folge, 
halte ich für falsch. Wenn die DFG-VK 
seiner Position konsequent folgt, wird 
sie bald wie eine religiöse Sekte in die 
Bedeutungslosigkeit versinken.

Von Glaßer kritisiert heftig den 
Aufruf, den Alice Schwarzer und Sah-
ra Wagenknecht initiiert haben, und 
die Kundgebung in Berlin. „Die Wa-
genknecht/Schwarzer-Kundgebung 
hat das Image von Friedensgruppen 
wie der unseren enorm geschädigt“, 
so von Glaßer, und weiter: „Nein, wir 
hatten mit der Wagenknecht/Schwar-
zer-Kundgebung nichts zu tun und 
sind auch nicht offen für rechte Posi-
tionen.“

Ich war Ende Februar auf der Frie-
denskundgebung in Berlin und habe 
das ganz anders erfahren als von Gla-
ßer schreibt. Rechte oder „rechts of-
fene“ Demonstranten haben wir in 
Berlin nicht gesehen. In Videobeiträ-
gen konnte ich sehen, wie Sevim Dag-
delen die Polizei aufgefordert hat, Jür-
gen Elsässer und seine Gruppe vom 
Kundgebungsort zu entfernen, da er 
dort nichts verloren hat. Auch konnte 
ich in Videos sehen, wie ein Mitarbei-
ter der „Heute-Show“ und der von mir 
bisher sehr geschätzte Georg Rest-
le von „Monitor“ krampfhaft versucht 
haben, „Blödmänner“ zu interviewen, 
die dem Image von „rechts-offen“ ent-
sprachen.

Die vielen tausend Menschen der 
Friedensbewegung haben mich erin-
nert an die Demos in Bonn oder die 
Menschenkette von Neu-Ulm nach 
Stuttgart Anfang der 80er-Jahre. Hoff-
nung keimte auf bei den vielen Teil-

Zuschriften bitte  
per E-Mail an:

zc-briefe@
dfg-vk.de

Briefe sollten  
maximal 1 800 
Zeichen lang 
sein. Die Redak-
tion behält sich 
Kürzungen vor.

@
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nehmern der Demonstration – vie-
le wie auch wir mit DFG-VK-Fahnen. 
Vielleicht gelingt es doch, die Politi-
ker davon zu überzeugen, dass immer 
mehr Waffen den Krieg nur verlängern 
und verschlimmern, und sie doch be-
reit sind, Diplomatie, Verhandlungen 
als das richtige Mittel anzusehen, in 
Richtung Frieden aktiv zu werden. Die 
Demonstrationen in den 80er-Jahren, 
so meine Überzeugung, haben mit 
dafür gesorgt, dass die sogenannte 
Nachrüstung gekippt wurde. Eine ge-
spaltene und zerstrittene Friedensbe-
wegung heute wird keinen Einfluss auf 
die Beteiligung unserer Regierung/
unseres Landes auf eine möglichst 
schnelle Beendigung des Krieges in 
der Ukraine haben.

„Jeder, der ehrlichen Herzens mit 
uns für Frieden demonstrieren möch-
te, ist willkommen“, sagte Sahra Wa-
genknecht in einem „Spiegel“-Inter-
view und wird so von von Glaßer zi-
tiert. 

So sagt es auch die von mir sehr 
geschätzte Margot Käßmann in der 
aktuellen Zivilcourage. Und so wie sich 
Frau Käßmann klar von „Menschen 
und Gruppen aus dem nationalisti-
schen und antidemokratischen Spek-
trum“ distanziert, haben sich auch die 
Initiatorinnen auf der Kundgebung von 
Rechten distanziert.

In Berlin sagte Sahra Wagenknecht: 
„Selbstverständlich haben Neonazis 
und Reichsbürger, die in der Tradi-
tion von Regimen stehen, die für die 
schlimmsten Weltkriege der Mensch-
heitsgeschichte Verantwortung tra-
gen, auf unserer Friedenskundgebung 
nichts zu suchen. Das versteht sich 
aber wohl von selbst, dachte ich. Aber 
genauso sage ich auch, jeder, der ehr-
lichen Herzens mit uns für Frieden und 
für Verhandlungen demonstrieren will, 
ist hier willkommen, und daraus soll 
man nicht so eine dumme Debatte 
machen. Es nervt mich, auf welchem 
Niveau in Deutschland inzwischen 
diskutiert wird.“

Von Glaßer beklagt sich auch, 
dass ein ehemaliger Bundeswehr-Ge-
neral auf der Bühne stand. In unse-
rem Schwäbisch Haller Friedensnetz 

mussten wir schon häufiger feststel-
len: Einige Generäle und Offiziere stel-
len die aktuelle Situation differenziert 
dar, beziehen die Vorgeschichte mit 
ein (z.B. das Geschehen auf dem Mai-
dan, die Nato-Osterweiterung), und 
machen Vorschläge, wie der Krieg be-
endet werden kann. 

So General Kujat, der Ende De-
zember 2022 in der „Rheinischen Zei-
tung“ „Gedanken über einen Fahrplan 
zu einem schnellstmöglichen Waffen-
stillstand und einen alsbaldigen Ver-
handlungsfrieden“ veröffentlicht hat 
und sich vor allem auf Minsk 2 beruft, 
auf den aber nicht mehr gehört wird. 
Oder der ehemalige Vorsitzende des 
„Darmstädter Signals“, Jürgen Rose, 
den ich vor vielen Jahren auf dem Os-
termarsch in Ansbach als Hauptred-
ner gehört habe, und der sehr kennt-
nisreich die Ursachen des Krieges in 
der Ukraine und den aktuellen Verlauf 
beschreibt. 

Im Unterschied dazu höre ich 
verantwortliche Politiker wie An-
ton Hofreiter von den Bündnisgrü-
nen („Je mehr Waffen wir liefern, des-
to schneller endet der Konflikt“), Ag-
nes Strack-Zimmermann, Vorsitzende 
des „Verteidigungsausschusses“ von 
der FDP („Mit Russland unter Putin 
und seinen Getreuen kann man nicht 
verhandeln“) oder Roderich Kiesewet-
ter von der CDU („Dass Russland ver-
liert, heißt: Russland muss sich zu-
rückziehen, muss verlieren lernen wie 
Deutschland 1945. Es muss Reparati-
onen zahlen und Kriegsverbrecher an 
ein internationales Tribunal überstel-
len.“) – m. E. alles Positionen, die nicht 
nur den Krieg verlängern, sondern mit 
ihren Positionen auch an der Eskalati-
onsschraube drehen.

Von Glaßer kritisiert die Inhalte des 
Aufrufs: „In dem Text steht nichts di-
rekt Falsches, aber der Tenor und vor 
allem das, was nicht drinsteht, sollte 
zu denken geben“. Den von 69 Erstun-
terzeichnern erstellte Aufruf, alles sehr 
bekannte Persönlichkeiten, haben in-
zwischen mehr als 840 000 Menschen 
unterschrieben. Sowohl von den Erst-
unterzeichnern (mir bekannt: Margot 
Käßmann und Jürgen Grässlin), als 

auch von den anderen Unterzeichnern 
sind sicherlich sehr viele DFG-VK-Mit-
glieder. Wäre der Aufruf nur von Pazi-
fisten geschrieben worden, wäre er si-
cherlich anders formuliert worden, al-
lerdings sicherlich von deutlich weni-
ger Menschen unterschrieben und un-
terstützt und nicht mit dem Bekannt-
heitsgrad, den der Aufruf heute hat.

Ich halte es da eher mit Günter 
Verheugen, der in der Buchvorstellung 
des im Westend-Verlag erschienenen 
sehr lesenswerten Buches „Ukraine-
krieg“, herausgegeben von den bei-
den Professoren Sandra Kostner und 
Stefan Luft, folgendes sagte: „810 000 
Bürgerinnen und Bürger unseres Lan-
des haben den von Sahra Wagen-
knecht und Alice Schwarzer initiier-
ten Aufruf unterschrieben. Man muss 
nicht mit allem einverstanden sein, 
was die beiden so gesagt und ge-
tan haben, ich bin es z.B. nicht, aber 
habe trotzdem unterschrieben, weil es 
notwendig ist, den Regierenden klar-
zumachen, dass es eine andere Mei-
nung in diesem Lande gibt.“

Noch etwas zur Sprache: Kai-Uwe 
Dosch beklagt sich über die Wörter 
„unsäglich“ oder „perfide“, die immer 
wieder in Leserbriefen genutzt wer-
den, und stellt fest, dass es „auch bei 
der DFG-VK mit diesem Konfliktver-
halten nicht zum Besten steht“.

Von Glaßer bezeichnet die Initia-
torinnen des Aufrufs als „umstritten“ 
und redet von Menschen, „die Ver-
schwörungsmythen anhingen“. Hierzu 
schreibt der Kognitionsforscher Rai-
ner Mausfeld in seinem Buch „War-
um schweigen die Lämmer“ (Ich bit-
te das lange Zitat zu entschuldigen): 
„Eine weitere Klasse kognitiver Men-
talvergiftung stellen Denunziationsbe-
griffe und Diffamierungsbegriffe dar. 
Unter solchen Begriffen erfreuen sich 
gegenwärtig Begriffe wie ,Querfront‘, 
,Verschwörungstheorie‘, ,Antiameri-
kanismus‘, oder ,Populismus‘ beson-
derer Beliebtheit bei den Macht- und 
Funktionseliten. Diese Begriffe haben 
eine perfide Logik: Sie beruhen auf ei-
ner bestimmten Form einer gedankli-
chen Verklammerung unterschiedli-
cher Themenbereiche, durch die sug-
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einen Historiker und Friedensforscher 
aus der Friedensbewegung, dem es 
immer wieder gelingt, trotz der üblen 
Beschimpfungen, Hallen zu füllen und 
mit seinen Vorträgen Menschen zu 
begeistern. Alles „rechtsoffene“ Zu-
hörer?

Mein letzter Kritikpunkt betrifft die 
Vorstellung von Friedensbewegung. 
Von Glaßer schreibt: „Ein weiterer 
Satz, den ich oft hörte: ,Die Friedens-
bewegung darf sich nicht spalten!‘ 
Dem liegt schon die Fehlannahme zu-
grunde, es gebe die Friedensbewe-
gung. Denn es gab noch nie die Frie-
densbewegung – es war schon immer 
eine kaum definierbare, sehr hetero-
gene Ansammlung von Gruppen (und 
auch Parteien), die sich gegen die re-
gierende deutsche Sicherheitspolitik 
stellt …“

Ich bin noch nicht sehr lange Mit-
glied in der DFG-VK, aber schon sehr 
lange im Versöhnungsbund. Meine 
Vorstellung war und ist, dass sich die 
eher kirchlich/christliche Friedensor-
ganisation (IFOR) und die eher welt-
lich orientierte Organisation (WRI) zu-
sammentun, um eine möglichst große 
Wirkung zu erzielen. Natürlich muss 
sich die Friedensbewegung distan-
zieren von Gruppen, die etwas ganz 
anderes wollen, z.B von der Bundes-
wehr, die von manchen als die „größ-
te Friedensbewegung Deutschlands“ 
bezeichnet wird. Natürlich auch von 
der AfD, die die aktuelle Chaos-Poli-
tik ausnutzt, aber die „Kriegskredite“, 
auch Sondervermögen genannt, von 
100 Milliarden Euro unterstützt. 

Aber natürlich muss die Friedens-
bewegung Organisationen/Initiativen 
einbeziehen, die von Glaßer so be-
schreibt: „… Initiativen wie die ‚See-
brücke‘, die sich für Flüchtende ein-
setzen, ‚Fridays for Future‘, die gegen 
die Klimakatastrophe (und damit ge-
gen eine zukünftige Hauptursache von 
Kriegen) demonstrieren …“

Günter Verheugen sagt im oben 
schon genannten Interview: „Wir ar-
beiten nicht am Frieden, im Augen-
blick arbeiten wir am Krieg.“ Nur eine 
starke Friedensbewegung kann bewir-
ken, dass eine Bevölkerungsmehrheit »

geriert wird, zwei gänzlich unabhängi-
ge Themenbereiche seien gleichsam 
ihrem Wesen nach miteinander ver-
woben. Auf diese Weise sollen spe-
ziell Themen, deren öffentliche Dis-
kussion die Machteliten und die sie 
stützenden Elitengruppen als uner-
wünscht und abträglich für ihren Sta-
tus ansehen, dadurch in Diskredit ge-
bracht werden, dass sie mit Themen 
verklammert werden, die geächtet 
sind oder als anrüchig gelten – wie 
etwa rechtsextreme oder rassistische 
Auffassungen. Durch eine solche Ver-
klammerung können sich die Macht- 
und Funktionseliten vor Kritik immuni-
sieren, indem sie bestimmte Themen-
bereiche aus dem öffentlichen Diskus-
sionsraum verbannen.“ 

Ich denke, es wird deutlich, dass 
die Begriffe Verschwörungstheorie, 
Verschwörungserzählung oder Ver-
schwörungsmythos vor allem dazu 
gebraucht werden, Themen wie z.B. 
9/11 oder die Sprengung der Nord-
stream-Pipelines aus der öffentlichen 
Debatte zu verbannen. 

Ein Beispiel dafür gibt Leserbrief-
schreiber Gernot Lennert, wenn er 
von „unseriösen Gestalten wie Danie-
le Ganser“ schreibt, oder wenn er von 
„Soros – dem Lieblingsbösewicht der 
globalen antisemitischen Verschwö-
rungsspinnerei“ redet. Darf ich So-
ros nicht kritisieren, weil er Jude ist? 
Ich kritisiere George Soros, weil er mit 
seinen durch Spekulation erworbenen 
Milliarden (auch) Organisationen un-
terstützt, die sicherlich nicht dem Frie-
den dienen. Die Briten können ein Lied 
davon singen. 

Ulrike Guerot stellt in einem Ge-
spräch mit Daniele Ganser fest, dass 
sie in Artikeln über sie über 180 mal als 
„umstritten“ bezeichnet wird und sagt 
zurecht: „… und wir wissen ja heu-
te schon aus semantischen Studien, 
dass allein die Zuordnung des Begrif-
fes ‚umstritten‘ eigentlich schon eine 
üble Diffamierung der ersten Art ist, 
weil, wer entscheidet eigentlich, wer 
umstritten ist und wer nicht umstritten 
ist, und warum ist man umstritten ... 
“. Und wer Daniele Ganser als „unse-
riöse Gestalt“ herabwürdigt, verbannt 

die aktuelle Kriegspolitik ablehnt und 
die Regierung dazu bringt, ihren po-
litischen Kurs zu ändern, so dass zu-
nächst einmal wenigstens ein Waffen-
stillstand ermöglicht wird.

Oder wie es Stefan Luft, der He-
rausgeber in dem oben genannten 
Buch sagt: „Die Friedensbewegung ist 
– aus unserer Sicht – die einzig gesell-
schaftlich relevante Kraft, die den vor-
herrschenden Narrativen eine Alter-
native entgegenzusetzen hat. Sie hat 
das Potential zu einem Politikwechsel 
in Deutschland beizutragen – so un-
wahrscheinlich das zur Zeit auch er-
scheinen mag.“

Max Kauke

Zum Beitrag „Kriegsrechtfertiger sind 
politische Gegner“ von Ralf Cüppers 
in ZivilCourage 2|2023, Seite 13 f.

Es ist schon erstaunlich wie Ralf Cüp-
pers politische Gegner definiert. Das 
sind nicht etwa solche wie Urania Gru-
dzinski, die unter Zitierung rechtsradi-
kaler Autoren Russland verteidigen 
und damit eine Schuldumkehr betrei-
ben, sondern anscheinend Menschen 
wie ich und andere in der DFG-VK, 
die für eine differenzierte Betrachtung 
der Kriegsakteure plädieren, die Di-
lemmata und damit auch Zweifel be-
nennen, was als Pazifisten die richtige 
Verhaltensweise ist. 

In Ralf Cüppers Beitrag werde ich 
dreimal namentlich erwähnt, und ich 
frage mich, wie ich zu dieser Ehre 
komme, da ich mich weder zum Ver-
teidigungskrieg der Ukraine explizit 
geäußert noch für Waffenlieferungen 
oder ähnliches ausgesprochen habe.

Ich habe darauf verwiesen, dass 
es schon früher Pazifisten wie Bertha 
von Suttner gab, die eine Unterschei-
dung zwischen Angriffs- und Verteidi-
gungskrieg gemacht haben. Ralf Cüp-
pers hat kein Verständnis für Zwei-
fel, wie sie auch Margot Käßmann al-
len zugesteht. Also alle die Mitglieder 
der DFG-VK, die sich des Dilemmas 
der Ablehnung von Kriegen und dem 
Verständnis für den Verteidigungswil-
len der Ukrainer bewusst sind, sollten 
aus der DFG-VK verschwinden, da-
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mit nur noch ein starrer, dogmatischer 
Pazifismus Platz hat. Das würde dann 
angeblich unsere Glaubwürdigkeit er-
höhen. Ich sage: genau das Gegen-
teil wäre der Fall, weil Dilemmata und 
Zweifel nicht mehr geäußert werden 
könnten. 

Die russische Führung unter Pu-
tin hat ganz klar zu verstehen gege-
ben, dass die ukrainische Nation kei-
nen Platz mehr hat, dass alles russi-
fiziert werden soll und damit Freiheit 
und Demokratie für immer beseitigt 
werden sollten. 

Natürlich ist es ein sehr großes Di-
lemma, zwischen kompletter Unter-
drückung sowie dem Auslöschen uk-
rainischer Identität und einem voll-
ständigen Gewaltverzicht seitens der 
Ukraine sich entscheiden zu müssen. 
Es gibt kein Richtiges im Falschen 
(Adorno). Der komplette Gewaltver-
zicht würde deutlich weniger Tote und 
keine Zerstörung der Infrastruktur be-
deuten. Hingegen wären alle Demo-
kraten und die, die gegen Russland 
opponieren würden, ihres Lebens 
nicht mehr sicher. Die Ereignisse im 
Donbass zeigen das. Es sind Russen 
und ihre Kollaborateure, die Gewalt, 
Morde, Unterdrückung und Vergewal-
tigung in dieses Gebiet getragen ha-
ben und nicht die Ukrainer.

Ralf Cüppers wiederholt mehrfach, 
dass gewaltfreier Widerstand der ein-
zig mögliche Weg sei. Dazu wäre es 
notwendig gewesen, dass sich die uk-
rainische Gesellschaft mit dieser Art 
der Verteidigung seit Jahren und Jahr-
zehnten vertraut hätte machen müs-
sen. Das als wissenschaftlich einzigen 
Weg zu beschreiben ignoriert, dass 
die Friedensforschung – wenn man sie 
als relevante wissenschaftliche Rich-
tung denn anerkennt – zu sehr unter-
schiedlichen Einschätzungen kommt. 

Was wäre passiert, wenn die Alli-
ierten den Hitler-Faschismus nicht mi-
litärisch besiegt hätten? Haben die Al-
liierten und damit auch die Sowjetuni-
on einen verbrecherischen Verteidi-
gungskrieg geführt?

Besonders empört mich, dass 
Ralf Cüppers die Ukraine faschis-
tisch nennt. Welchen Begriff von Fa-

schismus hat er denn? Im Gegensatz 
zu Russland gibt es eine halbwegs 
funktionierende Demokratie, eine Ge-
waltenteilung, es werden nicht will-
kürlich Menschen ermordet, und die 
Meinungsfreiheit funktioniert auch ei-
nigermaßen. Natürlich gibt es dort 
noch erheblichen Entwicklungsbe-
darf, und dass es dort Korruption gibt 
– geschenkt. Aber es gibt die Hoff-
nung, dass Korruption weniger wer-
den könnte – zumindest wurde eine 
entsprechende Institution, wenn auch 
nach einigem Widerstand, gestärkt. 
Im Gegensatz dazu gibt es in Russ-
land wenig Hoffnung auf eine demo-
kratische Entwicklung.

Helmolt Rademacher

Zum Beitrag „Zweifel sind notwendig 
und unverzichtbar‘“ von Werner Gle-
newinkel in ZivilCourage 2|2023, Seite 
10 ff. 

Liebe Redaktion, ich bin irritiert. 
Nachdem deutsche Truppen zum drit-
ten Mal in weniger als 100 Jahren ein 
kleines Land auf dem Balkan bom-
bardierten und Menschen ermorde-
ten und dieses alles mit einer beispiel-
losen Relativierung des Holocaust in 
einigen sog. linken Kreisen nicht nur 
begründet, sondern regelrecht zele-
briert wurde, fand ich nach einiger 
Suche Gleichgesinnte, so dachte ich: 
Der Krieg ist ein Verbrechen gegen die 
Menschheit. Und: Bundeswehr ab-
schaffen. 

Wenig Raum für Missverständ-
nisse, so dachte ich. Nun lese ich in 
der ZivilCourage, dass eine Diskussi-
on über einen gerechten Krieg, näm-
lich einen Verteidigungskrieg geführt 
werden müsse. Befremdet sehe ich 
auf das Titelblatt; hielt ich versehent-
lich das olivgrüne Propagandablatt 
mit den drei Buchstaben in den Hän-
den? Nein, kein Irrtum, es stand dort 
eindeutig ZivilCourage. 

Als nächstes musste ich mich be-
lehren lassen, dass Krieg gar nicht so 
genau definiert wäre. Merkwürdig, war 
ich doch bislang irrtümlich von dem 
Konsens ausgegangen, dass Krieg 
staatlich angeordnetes gegenseitiges 

Ermorden von einander unbekannten 
Menschen wäre. 

Dann folgte das unvermeidliche 
grenzdebile „Argument“ von dem 
Selbstverteidigungsrecht der Ukraine, 
was immer das sein soll. Wer glaubt 
ernsthaft, dass sich Striche auf ei-
nem Blatt Papier verteidigen könnten? 
Würde hier korrekterweise von einem 
Verteidigungsrecht der Menschen in 
der Ukraine gesprochen werden, so 
würde das Argument schlagartig ein 
Argument gegen den Verteidigungs-
krieg werden und die Absurdität un-
übersehbar werden: Zwangsrekrutie-
rung, Ausreiseverbot, die Söhne der 
Armen werden an der Front verheizt, 
während die Söhne der Privilegierten 
im Ausland studieren. 

Und doch geht es noch dümmer, 
Stichwort Verteidigungswaffe. Ange-
sichts der unübersehbaren Kollateral-
schäden, die der Einsatz solcher Waf-
fen mit sich bringt, zum Beispiel die 
Todesopfer in Polen durch eine Flug- 
abwehrrakete, zeigt sich auch hier ein 
absolutes Bildungsdefizit. Denn es 
gehört nun einmal zur militärischen 
Logik, Raketen auch über dicht be-
siedeltem Gebiet zu zerstören, falls 
dadurch eigene Mordwerkzeuge vor 
Zerstörung bewahrt werden könn-
ten; dass dabei Zivilisten zu Schaden 
kommen, wird in Kauf genommen, der 
Grundsatz Menschen vor Material gilt 
im Krieg nicht. Ebenso wissen dieje-
nigen, die weiterhin für Waffenliefe-
rungen sind, nicht, dass militärische 
Verteidigung Selbstzerstörung be-
deutet. Angesichts der Bereitstellung 
von Uranmunition und Streumunition 
macht diese Ignoranz fassungslos. 

Die Redaktion wäre gut beraten, 
statt Platz für Diskussion Platz für Auf-
klärung zu bieten. Gegen Dummheit, 
auch die der Zweifler, hilft nur Bildung. 

Stevan Nonkovic

Zum Beitrag „Frieden geht nicht mit 
,rechts‘“ von Margot Käßmann in Zivil-
Courage 2|2023, Seite 16 f. 

Wie recht hat Margot Käßmann, wenn 
sie sagt, dass der Begriff „gefallener 
Soldat“ einen schrecklichen, sinnlo-
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sen Tod verharmlost. Waffen schüt-
zen niemals Leben, sie töten auf allen 
Seiten, wenn sie eingesetzt werden. 
Und wenn sie als Christin anpran-
gert, dass jahrhundertelang Kirchen-
vertreter Waffen gesegnet und Krie-
ge unterstützt haben, wie jetzt Patri-
arch Kyrill, so stehen diese Aktionen 
ganz klar gegen das Gebot der Fein-
desliebe, das Jesus verkündet hat. In-
sofern habe ich auch kein Verständ-
nis für „den Ruf nach Waffen“, son-
dern würde mir wünschen, dass end-
lich ein Umdenken bei allen Regieren-
den einsetzt, dass nach 2000 Jahren 
abendländischer Kriegsgeschichte 
neue Wege gesucht und beschritten 
werden, um Konflikte zu lösen, Kriege 
ein für alle Mal als Verbrechen an der 
Menschheit geächtet werden.

Auf dem Weg dahin gilt es zuerst, 
die Feindbilder zu eliminieren, die in 
Medien und der Gesellschaft existie-
ren und sich verbreiten. Links- und 
Rechtsextreme sind die Ausgegrenz-
ten, mit denen nicht diskutiert werden 
soll, was ich bedauere, weil das die Si-
tuation verschärft. Viele, die keine ras-
sistische, demokratiefeindliche und 
diskriminierende Einstellung haben, 
schließen sich aus Frust und Enttäu-
schung Parteien an, die Freiheit und 
Menschenrechte abschaffen wollen. 
Diese Enttäuschten kennen oft nicht 
die gefährlichen Ziele (Parteiprogram-
me), bei denen sie mitlaufen. Hier ist 
Aufklärung nötig, damit beispielswei-
se die AfD nicht noch mehr Zustim-
mung und Wähler findet.

Wir Pazifisten hätten eine lohnen-
de Aufgabe den Frustrierten zu sagen, 
dass sie sich Verführern anschließen, 
die nur ihre eigenen Zwecke verfolgen 
und mit herzberührenden Worten wie 
„Heimat“, die es zu schützen gilt, Un-
zufriedene anlocken. Hoffentlich wird 
nicht noch dieses Wort verteufelt, weil 
es von den Rechten missbraucht wird. 
Ähnliches scheint mir mit den „Volks-
“liedern passiert zu sein, die einst die 
Nazis für ihre Belange einsetzten. Die 
Jungen kennen die schönen alten Lie-
der nicht mehr, vermutlich weil sie in 
der Nazizeit gesungen wurden. Wir 
müssen unbedingt verhindern, dass 

sich ähnliches wie vor 90 Jahren wie-
derholt, dass die Rechten erstarken, 
die AfD mitregiert. Mit den unzufriede-
nen Mitläufern muss geredet und dis-
kutiert werden. Wir haben ja die trauri-
gen Beispiele in einigen europäischen 
Ländern, wo Rechte an Macht gewon-
nen haben. 

Uta Binz

In der ZivilCourage 4|2022 / 1|2023 war 
der Beitrag „Eine Supermacht Euro-
pa verhindern“ von Urania Grudzins-
ki erschienen, zu dem in der Ausgabe 
2|2023 Leser*innenbriefe von Gernot 
Lennert (S. 35 f.), von Helmolt Rade-
macher (S. 36 f.) sowie einem Mitglied, 
das wegen seines jahrzehntelangen 
Engagements gegen alte und neue 
Nazis schon Morddrohungen erhalten 
hatte und deshalb nur dann mit der 
Veröffentlichung einverstanden war, 
wenn sein/ihr Name nicht genannt 
wird (S. 37 f.). Auf diese Zuschriften 
reagiert Urania Grudzinski.

Die fehlerhaften Zeilen über die Krim 
nehmen höchstens fünf Prozent ein 
und sind unmaßgeblich für die Kern-
aussagen meiner Abhandlung. Diese 
sind: Die USA haben nach dutzenden 
illegalen Kriegen, offenen und ver-
deckten Militär-Aktionen hegemonia-
le, globale Präsenz. Auch in der Ukrai-
ne verfolgen sie mit unlauteren Mitteln 
seit langem das Interesse, das Land 
in ihren militärischen und wirtschaftli-
chen Einflussbereich zu bringen. Dies 
ist schlüssig erläutert durch zusam-
menfassendes Tatsachenmaterial und 
u.a. belegt mit unstrittigen Zitaten der 
US-Amerikaner Obama, Friedmann, 
McGovern. Dass die beiden Minsker 
Abkommen vor allem auch dazu die-
nen sollten, die Ukraine militärisch 
aufzurüsten, räumte Angela Merkel 
im „Zeit“-Interview vom 7. Dezem-
ber 2022 ein. Über den israelischen 
Ex-Premier Bennett wurde bekannt, 
dass die Istanbul-Gespräche im März 
2022 zu einem weitgehenden Kon-
sens gekommen waren und „es eine 
gute Chance auf Waffenstillstand gab, 
wenn sie ihn nicht verhindert hätten“ 
(„sie“, nämlich die USA und Großbri- »

tannien). Mein Fazit: Zu einem nach-
haltigen Frieden muss unbedingt auf 
die lang postulierten Sicherheitsinte-
ressen Russlands und auch die der 
Ostukraine eingegangen werden. Und 
das kann nicht durch legitime Maxi-
malforderungen der Ukraine, sondern 
nur durch praktikable Kompromisse 
geschehen. 

Anstatt auch darauf inhaltlich ein-
zugehen, werden in den Zuschriften 
drei von 15 Quellen so ausufernd kriti-
siert, dass der gesamte Artikel, ich als 
Autorin, ja, sogar das Magazin in an-
rüchiges Fahrwasser geraten. 

Als ich dreißigjährig am 22. Okto-
ber 1983 auf der Schwäbischen Alb 
zur weltweit längsten Menschenket-
te gegen den Nato-Doppelbeschluss 
und für den Abzug aller US-Militär-
stützpunkte Friedenslieder sang, hätte 
ich es mir nicht träumen lassen, dass 
heute die Friedensbewegung zu ei-
nem wenig effektiven, eher ratlos und 
gespaltenen Bruchteil geschrumpft 
sein würde. 

Wenn auch mit Russland als völ-
kerrechtswidrigem Aggressor ist der 
Ukraine-Konflikt doch wohl ein Stell-
vertreterkrieg! Die Russische Födera-
tion und China können wir nicht beein-
flussen. Wie gehabt und umso mehr 
geht es meiner Ansicht nach darum, 
die militärische Liaison mit den USA 
zu beenden, die gesamte Beziehung 
auf eine andere Basis zu stellen und 
blockfrei zu werden. Ich halte es für 
die einzig erfolgversprechende Stra-
tegie, dass alle zivilgesellschaftlichen 
Friedensorganisationen und -gruppen 
zusammengehen und dieses Ziel fo-
kussieren, und zwar durch eine um-
fassende, gründlich geplante Kam-
pagne, die auch die sozialen und Um-
weltverbände miteinbezieht. 

Lasst uns als PazifistInnen und 
deutsche Steuerzahler wieder eine 
bunte Millionenbewegung anstreben 
und die Bundesregierung in die Pflicht 
nehmen für ein atomwaffenfreies, 
neutrales Deutschland ohne US-Mi-
litär und Waffenexporte! Rechts-, 
Links- oder religiöse Extreme sind, 
meine ich, jetzt nicht das Hauptpro-
blem, sondern die rasante Zerstö-
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rung der Lebensgrundlagen, die ato-
mare Bedrohung und der vor der Tür 
stehende Dritte Weltkrieg. Er wird aus 
meiner Sicht von der Ampelkoalition 
in destruktiv-suizidaler Weise beför-
dert. Können wir als Deutsch-Euro-
päer zur friedenstiftenden Stimme für 
das Überleben der Menschheit wer-
den? Folgen wir der Bergpredigt Jesu 
Christi frei nach dem Motto: Wir sind 
das Leben, die Liebe, das Lachen… 

Den Beitrag hatte ich unmittelbar 
nach dem baden-württembergischen 
DFG-VK-Landestreffen im November 
2022 und wegen des nahenden Re-
daktionsschlusses auf die Schnelle 
geschrieben. Mich hatte geschockt, 
dass dort die Ansicht, „Russland ist 
schuld am Ukraine-Krieg – Punkt/
Basta“ vorzuherrschen schien und 
von den USA, der Nato und einem 
Konzept für Friedensdemonstrationen 
der breiten Bevölkerung keine Rede 
war. 

Kurz nach der Abgabe wurde mir 
peinlich bewusst, dass die Passa-
ge über die Krim falsch ist: Eine so-
genannte Notwehrsezession“ wird 
zwar, auch in UN-Gremien, diskutiert, 
aber bis jetzt ist die Sezession eines 
Landesteils völkerrechtlich ohne Zu-
stimmung der Zentralregierung nicht 
erlaubt, sogar wenn die Einwohner-
schaft massiven Repressionen und 
Gewalt ausgesetzt ist. Was allerdings, 
meine ich, einen gravierenden Man-
gel in der UN-Charta darstellt, denn 
somit gibt es faktisch kein Selbstbe-
stimmungsrecht der Völker. Und die 
Abspaltung des Kosovo - ohne über-
haupt ein Referendum - war ebenfalls 
nicht legal. Widerspruch zu Radema-
cher: Ein Autonomieprozess kann sehr 
wohl schnell erfolgen, wenn nämlich 
die Regierung wie im Falle der quasi 
binationalen Ukraine massiv auf mili-
tärische Lösungen setzt. Dies führte 
zur grauenhaften Situation, dass nicht 
nur Russland in den weitgehend rus-
sischsprachigen Ostgebieten Krieg 
führt (Lennert wies einseitig darauf 
hin), sondern die Ukraine dort nun 
noch mit Streubomben und Uranmu-
nition - durch wertewestliche Unter-
stützung! - auch gegen ihre eigenen 

BürgerInnen vorgeht und fruchtbare 
Landstriche verseucht. 

Zu den drei beanstandeten Perso-
nen: Professor Dr. Schachtschneider 
war mir zufällig in positiver Erinnerung, 
da er 2016 als einer der Beschwer-
deführer gegen das Handelsabkom-
men CETA fungierte. In der Eile ging 
ich davon aus, dass ein in Deutsch-
land habilitierter und viele Jahre täti-
ger Professor für Öffentliches Recht 
und Staatskunde so viel Sachkompe-
tenz und Qualifikation besitze, dass er 
ohne weitere Recherche zitierbar sei. 

Was die ZivilCourage nicht mit auf-
führte: Das Zitat von Ina Kirsch über 
George Soros war der Wiener Zeitung 
vom 19. Februar2015 entnommen, die 
in Bezug auf Rechtsextremismus, Ho-
locaust- und Pandemie-Leugnen ge-
wiss unverdächtig ist. - 

Und Dr. Daniele Ganser ist tatsäch-
lich studierter Historiker und Friedens-
forscher mit einem unabhängigen ei-
genen Institut in der Schweiz. Ihn als 
„unseriöse Gestalt“ zu bezeichnen, ist 
meiner Meinung nach eine Fehlein-
schätzung, da er in seinen vielen Bü-
chern und Vorträgen 

in der Regel zwischen Fakten, The-
sen, Wahrscheinlichkeiten und Vermu-
tungen exakt unterscheidet und mas-
senhaft Belege liefert, darunter zahl-
reiche über seine vielfältigen persön-
lichen Kontakte verschiedenster poli-
tischer Richtungen in den USA und al-
ler Welt.

Urania Grudzinski

Mitte August hat der DFG-VK-Bun-
desverband einen „Sondernewsletter: 
Stoppt das Töten in der Ukraine! – Ak-
tionswoche im September“ (https:// 
stoppt-das-toeten.dfg-vk.de) an alle 
Mitglieder, die sich für den Newslet-
ter-Bezug angemeldet haben, ver-
schickt (https://dfg-vk.de/newsletter/). 
Dazu hat sich das Mitglied Christian 
Wunner geäußert und darum gebeten, 
seine Stellungnahme als Leserbrief in 
der ZivilCourage zu veröffentlichen. 

Dank Herrn Putin sah ich mich im März 
2022 veranlasst, wieder in die DFG-VK 
einzutreten.

Pazifismus scheint ja mega-out zu 
sein. Das sind natürlich keine günsti-
gen Voraussetzungen für die Arbeit ei-
ner pazifistischen Organisation. Klar 
sollte für uns PazifistInnen sein, dass 
Militarismus – auch von (vermeintlich) 
links immer verkehrt ist. Ob Anstalt, 
Böhmermann oder Priol: Trommeln 
für den Krieg. Ob Campino oder Nie-
decken: Wehrdienst statt Punk bzw. 
„Plant uns wieder bei Euch ein.“ Ob 
Neubauer oder Rackete: Statt Klima-
schutz „Slava Ukraini“ bzw. statt „No 
Border No Nation“ „Ohne Waffenlie-
ferungen gäbe es die Ukraine nicht 
mehr“. 

Euren DFG-VK- Sondernewslet-
ter vom 14. August habe ich erhal-
ten. Dieser hatte nun zur Folge, dass 
ich dem letzten Lastschrifteinzug we-
gen meines Mitgliedsbeitrages wi-
dersprochen habe. Den Betrag habe 
ich an das Helmut-Michael-Vogel-Bil-
dungswerk des DFG-VK-Landesver-
bands Bayern überwiesen. Bei mei-
nem Landesverband war und bin ich 
mir sicher, dass dieser sich hinsicht-
lich des Ukrainekrieges an die pazifis-
tischen Grundsätze der DFG-VK hält. 
Wir werden keine Aufrufe zu diesem 
Krieg unterstützen, die den Einmarsch 
der russischen Armee in die Ukrai-
ne und gleichzeitig Waffenlieferungen 
vom wem und an welche Seite auch 
immer nicht verurteilen. Bei der Bun-
desebene meiner Organisation schei-
nen pazifistische Grundsätze mittler-
weile weniger wichtig zu sein als eine 
Bündnisfähigkeit mit VertreterInnen 
des linken Militarismus. 

Bei meinem erstmaligen Eintritt in 
die DFG-VK Anfang der 80er Jahre 
war das – wenn auch unter umgekehr-
ten Vorzeichen – teilweise auch schon 
mal der Fall: Hier wurde an der Kriegs-
politik der Warschauer Vertragsstaa-
ten wenig bis gar keine Kritik geübt. 
Vorgeblich natürlich auch nur wegen 
der Bündnisfähigkeit. Oder vielleicht: 
Weil es den GenossInnen der DKP 
und des sonstigen hiesigen Freundes-
kreises der SED und der KPdSU nicht 
passte? Für diese war der Leopard 1 
schlecht, aber der T 72 war notwen-
dig. Die Pershing 2 war schlecht, aber 
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TAGESBEFEHL!

Soldatinnen und Soldaten!

Die Zusage unseres Verteidigungsministers, 
bis 2026 eine komplette Brigade in Litauen 
aufzubauen, steht seit dem letzten Jahr fest – 
und kaum jemand von uns meldet sich für die-
se herausragende Aufgabe. Was ist denn da 
los? Das darf doch nicht wahr sein! Wenn das 
der Putin mitbekommt, lacht er sich krumm. 
Und ganz nebenbei: Unsere Freunde von der 
Firma Love & Peace bilden sich jetzt schon ein, 
dass ihre lächerlichen Aktionen gegen unsere 
Werbekampagnen Wirkung zeigen. Es ist un-
sere soldatische Ehrenpflicht, dem Vaterlande 
treu zu dienen, ob am Hindukusch, in der Wüs-
te oder an der Ostflanke der freien Welt. Ja, 
Auslandseinsatz ist kein Urlaub, aber jede und 
jeder von uns muss sagen können: Für zwei 
oder drei Jahre ist das mein Einsatz!
Wegtreten zum Nachdenken!

Alex von Lingua, Feldpostmeister

die SS 20 war notwendig. Die von den 
USA unterstützten Contras in Nicara-
gua waren schlecht, der Einmarsch 
der sowjetischen Armee in Afghanis-
tan war notwendig. Nato-Kriege wa-
ren schlecht, die von der UdSSR ge-
führten Kriege waren notwendig. 

Manche auf der Bundesebene ak-
tiven Mitglieder scheinen sich wohl 
nicht mehr an diese Fehler erinnern zu 
können (oder wollen!?) oder haben sie 
altersbedingt nicht selbst miterlebt. 

Denn jetzt scheint die Bündnisfä-
higkeit wieder mal wichtiger zu sein: 
Aus Rücksicht auf Organisationen, die 
zwischen guten und schlechten Waf-
fen unterscheiden, für die es schlech-
te und notwendige Kriege gibt, betei-
ligt sich der Bundesverband der DFG-
VK an Aufrufen wie den im Newsletter 
präsentierten. 

Wer wie im Aufruf das „völkerrecht-
lich verbriefte Recht auf Selbstvertei-
digung“ anerkennt und sich solida-
risch mit den Menschen in der Ukraine 
erklärt, kann doch wohl – wenn auch 
subtiler als Priol oder Niedecken es 
formulieren – nichts anderes meinen, 
als dass er einen Verteidigungskrieg 
für nicht schlecht, sondern für not-
wendig und damit für gerechtfertigt 
hält. Der Hinweis auf Artikel 51 der UN 
Charta ohne die Einschränkung auf 
Widerstandsformen unter Ausschluss 

von verletzender oder tötender Gewalt 
ist nichts anderes als eine Kriegslegi-
timation. Ein Verteidigungskrieg mag 
laut der UN Charta legal sein. Den pa-
zifistischen Grundsätzen unseres Ver-
bandes entspricht kein Krieg. Offen-
sichtlich muss auch unter uns gele-
gentlich daran erinnert werden, dass 
durch militärische Verteidigung vor-
wiegend unschuldige Menschen getö-
tet werden. Militärische Gewalt ist kei-
ne polizeiliche Gewalt. PolizistInnen 
müssen bei der Ausübung des staat-
lichen Gewaltmonopols immer die 
Verletzung oder gar Tötung von Un-
schuldigen ausschließen. SoldatInnen 
müssen, oder besser dürfen das eben 
nicht: Wer Kiew oder Donezk mit Ra-
keten beschießt, wer Minen legt oder 
(Streu-)bomben einsetzt, hat anderes 
im Sinn. 

Polizisten sind notwendig. Solda-
ten sind Mörder. Und da nützt dann 
auch der erste Satz des Aufrufs nichts!

Am Schluss des Aufrufs steht lang 
und breit, für wen alles auf den Akti-
onen kein Platz ist. Willkommen sind 
dagegen wohl Menschen, für die der 
T  90 schlecht, aber der Leopard 2 
notwendig ist!?

So wird das nix mit der DFG-VK!
Mit pazifistischen Grüßen ohne Gren-
zen

Christian Wunner
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Friedlich denken allein ändert nichts. Werde Mitglied der DFG-VK!

Bitte die Rückseite ausfüllen und in 
einem Fensterumschlag schicken an:

DFG-VK-Bundesverband
Hornbergstraße 100
70188 Stuttgart

Die Grundsatzerklärung 
der DFG-VK:

Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. Ich bin daher entschlossen, keine Art  
von Krieg zu unterstützen und an der Beseitigung aller Kriegsursachen mitzuarbeiten.

✂

Die ZivilCourage-Karikatur


